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Liebe Antifas, Freundinnen 
und Genossinnen! 


Diese Ausgabe erscheint nun nach 
längerer Sommerpause mal wieder mit 
52 Seiten und in verändertem Lay-out. 
Wir hoffen, es gefällt Euch. 

Über weitere Anregungen, jegliche 
Informationen und LeserInnenbriefe 
freuen wir uns natürlich nach wie vor. 
Das Thema Geld ist leider immer noch 


nicht vom Tisch. Damit das Projekt auf 
finanziell sicheren Beinen stehen kann, 
brauchen wir von Euch auch weiterhin 
Spenden und Förderabos. Dafür schon 
einmal ein dickes »Danke schön!« im 
Voraus. 

Ansonsten können wir Euch nur 
noch viel Spaß beim Lesen der Zeitung 
wünschen und hoffen, daß wir eure An- 
sprüche erfüllen. 

die Redaktion 


Ein Gedankenexperiment 


Im Jahr 2010 ist die völkische Neu- 
ordnung Europas fast vollendet. Das 
Ruhrgebiet hat sich aus dem deut- 
schen Staatsverband verabschiedet 
und ist eine autonome Region der 
deutschen Polen geworden. Berlin- 
Kreuzberg hat gleichfalls der BRD 
den Rücken gekehrt und sich zur Re- 
publik der Deutschtürken erklärt 
und Lothar de Maizere ist wieder 
Staatschef, diesmal des Freistaates 
der Hugenotten in der Region Pots- 
dam. In Frankreich haben sich einige 
Pariser Vorstädte unter dem grünen 
Banner des Islams selbständig ge- 
macht und auch in den Niederlan- 
den gärt es in einigen Regionen, die 
Siedlungsschwerpunkt der Einwande- 
rer aus den ehemaligen Kolonien 
sind. 


Regionalismus — oder die Heimatfront 
macht mobil 


Vormarsch 


Neues von der Heimatfront - Parolen von ge- 
stern für heute und morgen 


Nein, so soll die Zukunft Europas, ginge 
es nach dem Willen konservativer und 
neofaschistischer Regionalismus- und 
Volksgruppentheoretiker, keinesfalls 
aussehen. Zwar wollen sie ethnisch ho- 
mogene Einheiten schaffen und fördern, 
die auch die Möglichkeit besitzen sollen, 
sich aus den bestehenden Staaten aus- 
zugliedern und neue Staaten zu bilden, 
doch gilt dieses Recht selbstverständlich 
nur für sog. »autochtone Völker«, mit 
dem »Boden verwurzelt, ihm bluts- 
mäßig zugehörig«. Nur dann, so diese 
Theoretiker, kommen sie in den Genuß 
des Volksgruppenrechts. Schnell sieht 
die Zukunft ganz anders aus: Deutsch- 
land ist plötzlich ein Musterknabe, was 
den Schutz von Minderheiten anbe- 
langt. Die Kultur der wenigen Friesen, 
Sorben und südschleswiger Dänen wird 
gehätschelt und gepflegt. Man kann sich 
dies leisten, geht doch von diesen Volks- 
gruppen in keiner Weise eine Bedrohung 
der territorialen Integrität Deutschlands 
aus. Aber was ist mit den anderen Staa- 
ten? Sind nicht Frankreich, Italien, Bel- 
gien, Großbritannien usw. Völkerge- 
fängnisse, wie einst Jugoslawien und 
Rußland noch immer? 


Regionalismus als paneuropäische 
und großdeutsche Interessenspoli- 
tik 


Mangelnde Logik eines Konzeptes 
ist, wie so oft, ein Indiz dafür, daß es 
nicht um das Konzept an und für sich 
geht, sondern vielmehr um Interessens- 
politik. Die Förderung sog. Volksgrup- 
pen in anderen europäischen Staaten 
bedeutet für Deutschland, das als weit- 
$ehend ethnisch homogen gedacht 
wird, eine Steigerung seines Gewichts 
im europäischen Vergleich.! Ebenso die- 
nen Deutschland die zu einem größten 
Teil auf »öknomischem Interessen basie- 
renden Euro-Regionen als Brückenköpfe 
deutscher Interessen in andere Staaten 
hinein. Hier wirkt deutsche Wirtschafts- 
politik bei Umgehung der staatlichen 
Ebene der Nachbarn, direkt über die 
Grenzen hinweg.Weiter soll ein »Europa 
der Regionen« eine neue Supermacht 
Europa schaffen, mit der sich die Men- 
schen identifizieren können. Ihre regio- 
nale »Verwurzelung« soll ihnen die 


Möglichkeit zur kritischen Distanzie- 
rung von der projektierten ökonomisch- 
militärischen neuen Supermacht Europa 
nehmen. Sie sollen so an eine europäi- 
sche Identität herangeführt werden. Mit 
dieser pan(=groß)-europäischen Iden- 
tität in den Köpfen der Menschen, die 
aus den Regionen wachsen soll, geht 
man dann an weltweite Interessenspoli- 
tik heran. 

Gegner sind der zukünftigen pan- 
amerikanische und der panasiatische- 
Machblock. Deutschland wird, wenn 
dieses Konzept Realität werden sollte, 
Führungsmacht im europäischen 
Machtblock sein. Paneuropa und Groß- 
deutschland schließen einander also 
nicht aus, sondern das eine ist Instru- 
ment und Voraussetzung des anderen. 


Regionalismus ein Konzept der 
»Neuen Rechten« von 1871 


Vielfach wird ein »Europa der Regio- 
nen« als ein Konzept der »Neuen Rech- 
ten« angesehen. Es ist zwar richtig, daß 
Nationalrevolutionäre wie Henning 
EICHBERG und Wolfgang Strauss oder 
neurechte Vordenker wie Alain DE BE- 
NOIST, Piere Kreßs oder Guillaume FaAyE 
dieser Form des Regionalismus anhän- 
gen, aber sie legen dieses Ordnungskon- 
zept nur neu auf. Regionalismus, wie er 
in diesem Spektrum dargelegt wird, ist 
nichts weiter als die spezifisch deutsche 
Form des völkischen Imperialismus. Die- 
ser deutsche Imperialismus mußte sich, 
wollte er in einer weitgehend bereits in 
Einflußsphären aufgeteilten Welt seinen 
»Platz an der Sonne« erkämpfen, Metho- 
den bedienen, die es ihm ermöglichten, 
den Gegner zu schwächen und die er- 
wünschten Einflußzonen in handliche 
Stücke zu zergliedern. »Der Tag ist ge- 
kommen. (...) Die Geschicke ganzer Völker 
sind erneut zur Entscheidung gebracht. 
Mächtige Länderstrecken an unserer Grenze 
sind frei geworden. Neu entstehende Staa- 
tengebilde bedürfen der Anlehnung und des 
Schutzes. Dort hat keiner so ein gutes Recht 
wie wir. Wir sind ihre Nachbarn und Be- 
freier. (...) Das Recht war mit uns, als wir 
das russische Reich in Stücke schlugen; das 
Recht war mit uns, als wir den befreiten 
Völkern ihre nationale Freiheit 
verbürgten«2. Klingt ziemlich aktuell 
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oder? Ist aber ein Zitat aus dem deut- 
schen Kaiserreich und stellt die Quintes- 
senz des deutschen Imperialismus dar, 
die Prinz Max von BADEN in einer Denk- 
schrift aus dem Jahre 1918 darlegt?. 
Diese Denkschrift wiederum bezieht sich 
auf Konzepte, aus dem Auswärtigen 
Amt, wo Paul ROHRBACH die sog. »Oran- 
gentheorie« entwarf. Es ging um die Zer- 
legung des russischen Reiches in seine 
»natürlichen, geschichtlichen und eth- 
nographischen Bestandteile: »(...)Wie 
diese Frucht aus einzelnen leicht voneinan- 
der lösbaren Teilen besteht, so das russische 
Reich (...); man braucht diese nur vonein- 
ander abzulösen und ihnen eine gewisse Au- 
tonomie zu geben, so werde es leicht sein, 
dem russischen Großreich ein Ende zu be- 
reiten.«* Auf nichts anderes als auf diese 
»Orangentheorie« des spezifisch deut- 
schen »ethischen« Imperialismus -beru- 
hen die programmatischen Aussagen des 
vermeintlich »neurechten Nationalrevo- 
lutionärs« Wolfgang Strauß, wenn er 
über seine Vorstellung von der »Befrei- 
ung« im Osten schreibt. Seine Idee der 
nationalen Befreiung der Völker vom 
»kommunistischen und großrussischen 
Joch« ist die konkretisierte Orangen- 
theorie.> 

Trotz daß all dies längst bekannt und 
verstanden sein müßte, fallen Teile der 
Linken auf diesen »ethischen« Imperia- 
lismus herein und solidarisieren sich un- 
differenziert mit nationalistischen oder 
regionalistischen Separatistenbewegun- 
gen. Die Krone aufgesetzt wird dem 
Ganzen, wenn das eigenen Unvermögen 
zur Analyse des spezifisch deutschen Im- 
perialismus dazu führt, ihn als Quer- 
frontstrategie einer »Neuen Rechten« 
auszugegeben. 


Bioregionalismus oder »Blut und 
Boden«-Ideologie auf ökologisch 


Aber nicht allein bezüglich national- 
revolutionärer Tendenzen und ihrer Auf- 
fassung von Regionalismus gab und gibt 
es Überschneidungen nach Links. Ver- 
stärkt und aktuell von besonderer Be- 
deutung existieren sie auch im Zusam- 
menhang mit ökologisch orientierten 
Gruppen. Am Beispiel des Bioregionalis- 
mus ist sowohl eine inhaltliche als 
auch organisatorisch-personelle Über- 
schneidung zwischen ökofaschistischen 
Gruppen, Personen und Ideologien und 
Organisationen (z.B Earth First) in 
denen VeganerInnen aktiv sind zu er- 
kennen. Bis in die PDS gehen über diese 
Schiene regionalistische Konzepte von 
ökofaschistischer Seite®. Tendenzen, daß 
über die Ideologie des Bioregionalismus 
ökofaschistische Positionen in breite 
Kreise der Öffentlichkeit der BRD ein- 
sickern, gilt es für die antifaschistische 
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Bewegung entgegenzutreten. Es gilt 
einer Entwicklung, wie in den USA ent- 
gegenzutreten, wo Bioregionalismus be- 
reits zum bestimmenden Konzept inner- 
halb der Ökologiebewegung geworden 
ist. 


Regionalismus nichts als eine Hülle 
diverser Spezialinteressen 


Weshalb der Regionalismus eine sol- 
che Verbreitung fand, läßt sich am von 
Andreas MÖLZER und Jürgen HATZENBICH- 
LER herausgegebenen Buch »Europa der 
Regionen«?” exemplarisch nachvollzie- 
hen. Sie selbst formulieren einen Regio- 
nalismus, den folgende Aspekte kenn- 
zeichnen: Im wesentlichen beziehen sie 
sich auf eine Einteilung der Regionen 
entlang völkisch-ethnischer Kriterien. 
Ökonomische motivierte Regionalis- 
muskonzepte sind für sie nur zweitran- 
gig. Ökologisch motivierten bioregiona- 
listischen Ansätzen erteilen sie in sofern 
eine Absage, als sie unter ihnen lediglich 
eine Zusammenarbeit in Sachen Um- 
weltschutz über den Grenzen hinweg 
verstehen. Bioregionalistische Inhalte 
im eigentlichen Sinne finden sich bei 
ihnen nicht. Sehr gut kann am Buch 
Mölzers und Hatzenbichlers aber nach- 
vollzogen werden, daß Regionalismus 
ganz ähnlich dem Nationalismus nur 
eine Hülle ist, unter der sich verschiede- 
ne Spezialinteressen verbergen. So ist 
das Interesse, das Umberto Bossı von der 
italienischen Lega Nord zum Regionali- 
sten werden ließ, ein wohlstandschauvi- 
nistisches. Bossi geht es darum, den är- 
meren italienischen Süden abzuschüt- 
teln und Argumente, in denen er das or- 
ganisierte Verbrechen, also die Mafia, 
gegen die es sich abzuschotten gelte, 
thematisiert, sind seine populistische 
Munition bei der Durchsetzung dieses 
Interesses. 

Das gleiche Muster findet sich in den 
Positionen des Vorsitzenden der sozial- 
demokratischen Partei Sloweniens Joze 
Pucnik. Sein Interesse als Slowene am se- 
paratistischen Regionalismus war die 
Herauslösung Sloweniens aus dem ju- 


‘goslawischen Staatsverband. Zielper- 


spektive hier: die Aufnahme Sloweniens 
in die EG. Ohne eine Loslösung vom ju- 
goslawischen Staat wäre eine Aufnahme 
Sloweniens in die reiche Gemeinschaft 
der EG-Staaten ebenso undenkbar, wie 
die Kroatiens. Das Interesse Christian 
WALDNERS als ehemaliger Vorsitzender 
der Jugendorganisation der Südtiroler 
Volkspartei und jetziger Vorsitzender der 
Südtiroler Freiheitlichen liegt darin »wie- 
der zum Vaterland Österreich« zurückzu- 
kehren. 

Da aber eine Forderung nach direk- 
tem Anschluß nicht sehr populär war, 


»forderte man nun einen Freistaat Südti- 
rol.8« 

Um die Nation Europa sorgt sich der 
Volksgruppenexperte Guy HERAUD. Ziel 
seines Regionalismus ist es regionale 
Identitäten zu fördern, die dann zur eu- 
ropäischen Identität zusammenwach- 
sen. In seinem Vortrag, den er vor dem 
von den Freiheitlichen mitorganisierten 
Kongreß der Volksgruppen hielt, ging es 
ihm darum, »tiefe Strukturen, die ein 
kollektives Unbewußtes der Völker of- 
fenbaren«, einen »zweiten genetischen 
Code« ins Feld zu führen, um ein Euro- 
pa der Volksgruppen und Regionen zu 
fordern. All diese pseudowissenschatftli- 
chen Argumente dienen ihm letztlich 
aber nur dazu, »die Souveränität auf eine 
höhere Ebene, auf Europa, zu 
verlegen.«? Es geht ihm darum die künf- 
tige Supermacht Europa nach innen 
heimelig zu gestalten, auf daß die Men- 
schen in dieser Supermacht sich mit ihr 
identifizieren. 

Das Erfolgsrezept des Regionalismus 
und nationalistischen Separatismus ist 
es, ein Konzept für alle zu sein: Wohl- 
standschauvinisten und anti imperiali- 
stische Entkolonialisierer, Ökologen und 
Revanchisten, Paneuropäer und provin- 
zielle Volkstümler, sie alle können sich 
für den Regionalismus erwärmen. = 


1) vgl. dazu den Artikel »80 Millionen + X« in 
dieser Ausgabe des Info-Blattes 

2) Prinz Max von Baden: Denkschrift über den 
ethischen Imperialismus vom 20.3.1918, zi- 
tiert nach: Opitz, Reinhard (Hg): Europastrate- 
gien des deutschen Kapitals 1900-1945, Bonn 
1994, S.437f. 

3) Mogk, Walter: Paul Rohrbach und das »Größe- 
re Deutschland«. Ethischer Imperialismus im 
Wilhelminischen Zeitalter, München 
1972, S.19, zitiert nach: ebd., 5.42 

4) vgl. dazu: z.B. Strauß, Wolfgang: Revolution 
gegen Jalta, insb. das Kapitel »Völkerfrühling 
im Vielvölkerstaat«, Berg am See 1982. 

5) vgl. dazu: Artikel »Bioregionalismus« in dieser 
Ausgabe des Antifaschistischen Info-Blattes 
6) vgl. dazu: Artikel »Bioregionalismus« in dieser 

Ausgabe des AIB’s; 

so diskutierte z.B. Lothar Bisky im April öffent- 
lich mit Rudolf Bahro und fand, als dieser sein 
Konzept ausbreitete, daß ihn in der Hauptsa- 
che nur die mystischen Aspekte der Positionen 
Bahros stören würden. 

7) Mölzer; Hatzenbichler: Europa der Regionen, 
Graz 1993 

8) Waldner, Christian: Europäiische Region Tirol, 
in: ebd., S. 66 

9) alle Zitate aus: Heraud, Guy: Ein Europa der 
Völker und Regionen, in: ebd., S. 29ff. 


»Jetzt geht es um nicht mehr und 
nicht weniger, als um den dritten Ver- 
such in diesem Jahrhundert, Europa 
neu zu ordnen,«1 beschrieb Bernd 
Posselt, Mitglied des Europäischen 
Parlamentes, geschäftsführender 
Vizepräsident der Paneuropa Union 
Deutschland und Vizeprädident der 
Sudetendeutschen Landsmannschaft 
1991 das Bestreben der Revanchisten. 
Die Instrumente für die angestrebte 
Neuordnung Europas sind der Re- 
gionalismus und das Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker und Volks- 


gruppen. 


EIN STACHELDRAHT 
IST KEINE GRENZE! 


Regionalismus als Instrument 


des Revanchismus 


80 Millionen + X Deutsche 


Der alte und neue Ministerpräsident 
Tschechiens ist kein Freund des Regiona- 
lismus. Er befürchtet, daß »die Euroregio- 
nen faktisch alle gemeinsamen  Bezie- 
hungen, die auf der Ebene der Regierungen 
abgehandelt wurden, liquidieren.«? Des 
einen Befürchtungen sind des anderen 
Hoffnungen. So diskutiert man beim 
ultra-revanchistischen WITIKOBUND und 
in der SUDETENDEUTSCHEN LANDSMANN- 
SCHAFT »im Rahmen der anstehenden Neu- 
ordnung Europas (...), daß Krisengebiete 
und unausgewogene Provisorien in europäi- 
sche Regionen überführen werden.«? »Un- 
ausgewogene Provisorien«? Darunter 
verstehen die Vertriebenenorga- 
nisationen jene Gebiete in Europa, auf 
die sie noch immer Anspruch erheben. 
Sie fordern, bzw. engagieren sich in be- 
stehenden Euroregionen in Polen, 
Tschechien, Italien aber auch Rußland. 
Wenn sie von Regionalismus sprechen, 
meinen sie Revanche für die Niederla- 
gen Deutschlands in den beiden Welt- 
kriegen und die Revision der Ergebnisse 
dieser Kriege. Daher gehen die Befürch- 
tungen des tschechischen Ministerpräsi- 
denten nicht falsch. Es geht den 
Vertriebenenorganisationen und ihrem 
Spitzenverband dem BUND DER VERTRIE- 
BENEN (BdV) tatsächlich darum, die Sou- 
veränität nicht allein Tschechiens zu un- 
terminieren. Ihre Strategie lautet: Teile 
des Territoriums der schwachen Part- 
nern, und dies sind Polen, Tschechien 
und Rußland gegenüber Deutschland, in 
Euroregionen einzubinden, also ver- 
stärkt in das Gravitationsfeld des ökono- 
misch und politische Starken zu ziehen 
und sie letztlich aus dem alten Staatsver- 
band herauszulösen. 

Vor Ort umgesetzt wird die Strategie, 


“als kulturelle Aktivitäten getarnt, von 


den Heimatkreisgliederungen der Lands- 
mannschaften im BdV. Kontakte dieser 
untersten Chargen des BdV zu Neofa- 
schisten, wie Manfred ROEDER oder Diet- 
mar MUNIER und die Unterstützung ihrer 
Projekte in der Region Kaliningrad wer- 
den vom BdV offensichtlich zumindest 
toleriert. Es ist die alte Strategie der 
»Chemische Auflösung« Ernst von WEIZ- 
SÄCKERS, dem zweiten Mann im Auswär- 
tigen Amt des NS-Staates, die hier im 
neuen Gewand daherkommt. 

Neben dem BdV, dessen Präsident 


Fritz WITTMANN von »peaceful change« 
spricht, wenn er über diese Strategie 
redet, ist die PANEUROPA UNION (PEU) des 
Otto von HABSBURG eine tragende Säule 
des bundesdeutschen Revanchismus. 
Die PEU agiert auf europäischer Ebene. 
Ihr internationaler Präsident Otto von 
Habsburg ist außenpolitischer Sprecher 
für die EVP-Fraktion des Europäischen 
Parlamentes und außenpolitischer Bera- 
ter der CSU-nahen Hans-SEIDEL-STIFTUNG, 
die bekanntlich die Führung der Slowa- 
kei dahingehend beriet, den tschecho- 
slowakischen Staat aufzulösen. Für Otto 
von Habsburg ist »die Grenze, die (...) in 
Jalta durch Nichteuropäer durch unseren 
Kontinent gezogen wurde, keine gültige 
Grenze.«* Eine Argumentation, die an 
Carl ScHmitts Abhandlung »Völkerrecht- 
liche Großraumordnung mit Inter- 
ventionsverbot für raumfremde Mächte« 
erinnert. Nach Schmitts darf nur eine 
Hegemonialmacht, die dem jeweiligen 
Raum entstammt, diesen ordnen. Dem 
zentralen Reich eines Raumes folgen die 
Satelitenstaaten dann ohne Zwang, 
strahlt doch dieses Reich seine Ordnung, 
die von Schmitt als aus dem Raum ge- 
wachsen gedacht wird, auf eben jenen 
wieder aus.> An eine solche quasi natur- 
wüchsige Ordnung denkt auch Otto von 
Habsburg, wenn er von natürlichen Ge- 
meinschaften redet, die den Unterbau 
eines neugeordneten und zur Super- 
macht aufsteigenden Europas abgeben 
sollen. Als innere Ordnung favorisieren 
die PEU ler ein Europa der Völker, Volks- 
gruppen und Regionen, daß nach außen 
als »neue Supermacht vom Atlantik bis zur 
Ukraine«° gegen die beiden anderen 
zukünftigen Machtblöcke Nordamerika 
mit der Führungsmacht USA und dem 
ostasiatischen Machblock mit der Füh- 
rungsmacht Japan anttritt. 

Wer die Führungsmacht des europäi- 
schen Machblockes sein wird, nimmt 
die Struktur der PEU bereits vorweg. In 
der PEU dominiert eindeutig die deut- 
sche Sektion. Diese Dominanz resultiert 
aus der Tatsache, daß 1974 vom Witiko- 
nen Rudolf WoLLnEr die PEU zu einer 
Massenorganisation umgebaut wurde, 
indem die meisten Landsmannschaften 
der Vertriebenen der PEU beitraten. So 
verfügte die deutsche Sektion mit einem 
Schlag über einige Millionen Mitglieder 
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und ist nun die bestimmende Sektion in 
der PEU. Damals wurde die PEU gezielt 
von den Revanchisten als ihre europa- 
politische Speerspitze aufgebaut, nach- 
dem diverse Europakongresse des’ BdV, 
die ebenfalls von Rudolf Wollner ange- 
regt wurden, nicht die gewünschte Wir- 
kung zeigten. 

Aufgrund dieser Konstellation ist es 
auch nicht verwunderlich, in wessem 
Interesse das von der PEU angestrebte 
völkisch neugegliederte Europa liegt. 
Hier haben in erster Linie die Vertriebe- 
neverbände zu gewinnen. Eine in den 
östlichen Nachbarstaaten und dem Ge- 
biet der ehemaligen Sowjetunion orga- 
nisierte deutsche Minderheit, möglichst 
zu regionalen Siedlungsschwerpunkten 
zusammengefaßt, wird, nicht wie es in 
offiziellen Verlautbarungen der deut- 
schen Regierung heißt, als Brücke zwi- 
schen Ost und West, sonder als Brücken- 
kopf des deutschen Revanchismus und 
völkischen Imperialismus benutzt. Im 
Interesse Deutschlands, das als ethnisch 
homogen gedacht im Gegensatz zu allen 
anderen europäischen Staaten an Masse 
gewinnt, wenn die angestrebte völkische 
Neuordnung Realtität werden sollte, lie- 
gen die Vorstöße der PEU im Europapar- 
lament in Sachen Volksgruppenrechte. 

Dem Zweck der Mehrung, Samm- 
lung und des Zusammenhaltes der sog. 
AUSLANDSDEUTSCHEN, dienen die Aktivitä- 
ten des VEREINS FÜR DAS DEUTSCHTUM IM 
AusLanD (VDA). In enger Koordination 
mit dem Auswärtigen Amt und dem 
Bundesinnenministerium geht der VDA 
seinen Geschäften nach.’ Zentrale Per- 
son ist Horst WAFFENSCHMIDT, Parlamen- 
tarischen Staatsskretät im Bundes- 
innenministerium, Beauftragten der 
Bundesregierung für Aussiedlerfragen 
und zeitweiliges Mitglied des VDA-Ver- 
waltungsrates. Er koordiniert er Verinse- 
lung des Deutschtums im Osten. 

Ergänzt werden diese Bestrebungen 
der Vertriebenenorganisationen, des 
VDA und der PEU von der FÖDERALISTI- 
SCHE UNION EUROPÄISCHER VOLKSGRUPPEN 
(FUEV), die für sich beansprucht, die In- 
teressen der europäischen Volksgruppen 
zu bündeln und zu vertreten. Die FUEV 
sieht sich in der Nachfolge des Europäi- 
schen Nationalitätenkongresses, der 
schon bis zur Einstellung seiner Arbeit 
1938 vom NS-Staat als Instrument inof- 
fizieller Außenpolitik benutzt wurde. 
Auch in der FUEV, wie in der sie unter- 
stützenden NIERMANN-STIFTUNG, sitzt mit 
Ossi Böse ein ehemaliger Vertreter der er- 
sten Witikonengarde in der Vorstandse- 
tage. Weiter fällt auf, daß auch hier, wie 
in der PEVU, Vertreter deutscher Minder- 
heiten und Volksgruppen das Präsidium 
majorisieren. Gemeinsam mit dem In- 
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TERNATIONALEN VERBAND ZUM SCHUTZ BE- 
DROHTER SPRACHEN UND _ KULTUREN 
(AIDLCM) und dem INSTITUT FÜR NATIO- 
NALITÄTENRECHT UND REGIONALISMUS (INTE- 
REG) wirkt die FUEV auf das europäische 
Parlament und die Regierungen ein, mit 
dem Ziel, die europäischen Volksgrup- 
pen in ihrer Stellung gegenüber den 
staatlichen Organe zu stärken. 

Die Unterstützung, die die FUEV den 
Korsen, Bretonen, Elsaß-Lothringer und 
Okzitanier in Frankreich, den Flamen 
und Deutschen in Belgien, den Südtiro- 
ler und Frulaner in Italien, den Nord- 
schlewiger in Dänemark, den Waliser 
und »Söhnen Cornwalls« in Großbritan- 
nien usw®. zukommen läßt, dient 
selbstverständlich nicht irgendwelchen 
separatistischen Zielen dieser völkischen 
Gemeinschaften, zumindest behauptet 
dies die FUEV. 

Doch wer sich, wie die FUEV, von der 
Hermann-Niermann Stiftung sponsern 
läßt, in der über Jahre Südtiroler Bom- 
benleger wichtige Positionen einnah- 
men, hat auch allen Grund, in seinen 
Werbebroschüren die Unterstützung se- 
paratistischer Bewegungen zu leugnen. 
Genau darum geht es ihnen aber. Anders 
ist ein Konventionsentwurf zum Volks- 
gruppenschutz der FUEV nicht zu ver- 
stehen, in dem es 1994 hies: »Die An- 


gehörigen von Volksgruppen (...) haben ein 
Recht auf einen als Territorialautonomie be- 
zeichneten territorial abgegrenzten Sonder- 
status«.? 

Wie sieht die Perspektive aus, wenn 
sie mit ihren Projekten durchkommen? 
Ein monolitischer Volksklotz von 80 
Millionen + X deutscher Volkszugehöri- 
gen in Mitten eines Europas, das in seine 
Ehnien zerfällt. Und wenn es nicht so 
einfach läuft, mit dem dritten Versuch 
in diesem Jahrhundert, Europa neu zu 
ordnen? 

Dann sagen sie, daß sie auch andere 
Seiten aufziehen können. Oder wie ist 
jenes Positionspapier der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion zu verstehen, in dem 
sie drohend verlauten ließ, wenn die EU 
nicht mitziehen würde, »könnte Deutsch- 
land aufgefordert werden oder aus eigenen 
Sicherheitszwängen versucht sein, die Stabi- 
lität des östlichen Europa allein und in 
traditioneller Weise zu bewerkstelligen«10? 
Und wer nicht versteht, was mit »tradi- 
tioneller Weise« gemeint ist, der be- 
kommt vielleicht eine Ahnung davon, 
wenn er zu Kenntnis nimmt, daß dieses 
Postionspapier mit der Sperrfrist 
1.9.1994, also dem 55 Jahrestages des 
Überfalls Deutschlands auf Polen und 
dem damit verbunden Beginn des 2. 
Weltkrieges, versehen worden war. | 


1) Posselt, Bernd: Rede auf dem Bundeskongreß 
der Paneuropa Jugend 1991 in Naumburg, zi- 
tiert nach: Machen wir Europa reif für seine 
Rolle in der Welt!, in Paneuropa Deutschland, 
Nr.4/1991,5.18 

2) Klaus, Vaclav, zitiert nach: Klaus gegen Eurore- 
gionen, Prager Zeitung Nr. 9/1996, S.12 

3) Staffa, Walter: Zur Europäisierung der Vertrei- 
bungsgebiete, Witiko Brief Nr.1/1995, S.2f. Das 
diese Strategie im Witikobund, dessen Vorsit- 
zender Staffa ist, schon seit geraumer Zeit dis- 
kutiert wird, belegt der Vortrag Theodor Vei- 
ters vor dem Witikobund zum Thema: »Das 
Volksgruppenrecht als elementarer Baustein 
für ein vereinigtes Europa« aus dem Jahre 
1967. 

4) Habsburg, Otto von: Sonderausgabe »Freies 
Europa« anl. des XII. Paneuropa-Kongresses in 
Achen, zitiert nach: Herde, Georg u. Stolze, 
Alexa: Die Sudetendeutsche Landsmann- 
schaft, Köln 1987, 5.210 

5) Nichts anderes als eine akademisch daherkom- 
mende Blut und Boden Theorie verbirgt sich 
hinter Schmitts Abhandlung, die in der Wei- 
terentwicklung durch Schmitt eine Rechtferti- 
gung für das nationalsozialistische Deutsch- 
land lieferte, sich ganz Europa zu unterwerfen. 

6) vgl. Molden Otto: Die Europäische Nation, 
München 1990 


7)Von finanziellen Rückschlägen gebeutelt ist der 
VDA z.Z. von der fordersten Volkstumskampf- 
linie zurückgezogen worden. Es verschwanden 
einige Millionen DM auf wundersame Weise. 
Angeblich gelangten sie in die Arme einer ruß- 
landdeutschen Mafia, wie derf BND behaup- 
tet. Doch die Vertreter der Rußlanddeutschen 
behaupten, sie bei genau jenen Personen, die 
die Informanten des BND waren, gesichtet zu 
haben. (vgl. dazu: Schulz, Theodor: Projekte, 
Mafia und Rußlanddeutsches Roulette - oder 
über die im Wolgagrader Kessel verschwunde- 
nen DM, in: Ost-West-Dialog 96/02, S.10-13 

8) Insg. sind 63 Organisationen aus ganz Europa 
auf unterschiedlichen Ebenen Mitglieder der 
FUEV, vgl. Informationsschrift des Generalse- 
kretariats der Förderalistische Union Europäi- 
scher Volksgruppen, Flensburg o.J., die mit der 
Unterstützung der »Gemeinnützigen Her- 
mann-Niermann Stiftung« herausgegeben 
wurde. 

9) Goldendach, Walter von und Minow, Hans- 
Rüdger: a.a.O., S.415 

10) Wolfgang Schäuble im Namen der CDU/CSU- 
Fraktion des Deutschen Bundestages: Überle- 
gungen zur europäischen Politik, abgedruckt 
in: ASTA der Geschwister-Scholl-Universität 
München: Vom Frieden in Europ, München 
199587258 


1815 gründete sich die Deutsche Bur- 
schenschaft, um die deutsche Einheit 
zu erreichen. 1978 gibt der Langen- 
Müller- Paperback- Verlag in Zusam- 
menarbeit mit dem Hochschulpoliti- 
schen Ausschuß der Deutschen Bur- 
schenschaft und dem Verein zur För- 
derung Konservativer Publizistik e. V. 
Eichbergs Buch 

»Nationale Identität«, ein Plädoyer 
für den Regionalismus heraus. Soll 
nun Deutschland wieder in kleine 
Regionen zerstückelt werden? Weit 
gefehlt. 


»Das regional Besondere stellt das Nationale 


nicht in Frage« 


Nationalrevolutionäre 


und 


»Das regional Besondere stellt das Natio- 
nale nicht in Frage, sondern bestätigt es. 
Die Frage, ob ich Bayer bin oder ob ich 
Deutscher bin, ob ich Sachse bin oder ob 
ich Deutscher bin, weist mich in jedem Fall 
darauf hin, daß wir nicht Herrn im eigenen 
Haus sind. (...) Diese Identität muß uns 
vielmehr als Kollektiv betreffen, als regio- 
nales und nationales Kollektiv. Wir sind 
eben doch Deutsche.«!. Dieses Zitat des 
Nationalrevolutionär Henning EICHBERG 
zeigt deutlich, was mit der Re- 
gionalismus- Ideologie für Deutschland 
bezweckt wird: Die regionale Identität 
soll die nationale Identität verstärken. 
Für andere Länder verfolgen die 
»Nationalrevolutionäre« allerdings ein 
anderes Ziel mit ihrer Regionalismus- 
Ideologie. 

Grundlage des rechten Regionalis- 
muskonzeptes ist eine Theorie, die ur- 
sprünglich in der linken Regionalismus- 
debatte, die ihre Hochphase in den aus- 
gehenden 60er und den 70er Jahren 
hatte, entwickelt wurde. Die erfolgrei- 


chen Entkolonialisierungbewegungen 
in der sog. Dritten Welt ließen Teile der 
Linken diese Bewegung auf die Staaten 
Europas übertragen. Enttäuscht davon, 
daß die ArbeiterInnen der ihr zuge- 
dachten Rolle bei der Umwälzung der 
Verhältnisse in Europa nicht gerecht 
wurden, war man auf der Suche nach 
einem neuen revolutionären Subjekt. 
Man glaubte es in jenen Regionen Euro- 
pas finden zu können, an denen der 
Wohlstand vielfach vorbeiging. Diese 
Regionen wurden als innere Kolonien, 
als imperialistisch ausgebeutete und be- 
herrschte Gebiete innerhalb der 
europäischen Staaten verstanden. Die 
strukturelle Theorie des Imperialismus 
Johan Gautungs? brachte weitere theo- 
retische Versatzstücke in die Diskussion. 
Schematisch läßt sich die Struktur des 
Imperialismus nach Galtung wie folgt 
darstellen: 

Interessant ist an diesem Modell die 
Aufteilung der Industriestaaten und der 
Staaten der sog. Dritten Welt in ZENTREN 


Am Kern vorbei. Theoretische Versatzstücke linker Beliebigkeit als Quelle 
»nationalrevolutionären« Einbruchs 


Industriestaaten 
(Metropolen) 


Zentrum der 
Metropolen 


Peripherie der 


Metropolen 


= Interessensharmonie 


Staaten d. sog. Dritten Welt 
(Peripherie) 


Zentrum der 
Peripherie 


Peripherie der 
Peripherie 


= Interessensgegensatz 
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und eine jeweilige PERIPHERIE (Randge- 
biete). Je nachdem, mit welchem kon- 
kreten Inhalt diese einzelnen Bereiche 
gefüllt werden, kann dieses Modell so- 
zialistische oder völkisch- regiona- 
listische Politik begründen. Wer unter 
Peripherie in den Industriestaaten und 
den Staaten der sog. Dritten Welt die 
von den Zentren (= Kapitalisten) aus- 
gebeuteten Teile der Bevölkerung (= 
Arbeiterklasse) versteht, wird aus die- 
sem Modell eine sozialistische Praxis ab- 
leiten. Wer aber unter Peripherien rä- 
umliche Gebilde, die von unterdrückten 
Minderheiten, sprich Volksgruppen be- 
wohnt werden, also etnhisch definierte 
Regionen versteht, die von den Zentren 
ausgebeutet werden, der wird aus die- 
sem Modell eine Begründung für einen 
separatistischen Kampf ableiten. Er wird 
zu dem Ergebnis kommen, daß auch in 
den Industriestaaten Regionen und 
Volksgruppen existieren, die impe- 
rialistisch ausgebeutet werden und sich 
daher wie externe Kolonien ent- 
kolonisieren können und müssen. Es 
muß also eine »Innere Entkolonisie- 
rung« stattfinden. Es dürfte wohl klar 
sein, daß die Nationalrevolutionäre Gal- 
tungs Modell völkisch- regionalistisch 
deuten. 

Von dieser Ideologie geleitet, unter- 
stützen sie beispielsweise die Interessen 
der Kurden? publizistisch. Logischer- 
weise müssen dabei die sozialen Forde- 
rungen der Kurden verschwiegen wer- 
den. Nach Ansicht der Nationalrevolu- 
tionäre ist der Hauptwiderspruch zwi- 
schen den Türken und den Kurden die 
Nationalität: »Nationalitätenkonflikte 


Ethnisierung sozialer Konflikte - eine zu- 
tiefst deutsche Politik 
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sind heutzutage in allen Teilen der Welt 
nicht mehr von der politischen Bühne weg- 
zudenken. Nordirland, Quebec, Kurdistan 
und neuerdings Mtteleuropa und die Rand- 
gebiete der Sowjetunion sind schwelende 
Konfliktherd.«* Und so unterstützen die 
Nationalrevolutionäre die kurdische 
Forderung auf ein Selbstbestimmungs- 
recht vorbehaltlos. 

Um eins klarzustellen: Hiermit wol- 
len wir nicht das Recht der Kurden auf 
Selbstbestimmung in Frage stellen. Nur 
eins sollte klar sein, selbst wenn der 
Kurdische Befreiungskampf sogar natio- 
nalistische Züge hat, ist der Wider- 
spruch zwischen den Kurden und den 
Türken sozialer Art. Der Nationalismus 
oder sein kleiner Bruder der separatisti- 
sche Regionalismus sind nur die Hüllen, 
unter denen sich das soziale Interesse 
verbirgt. Das wahre Ziel der »National- 
revolutionäre« ist nicht die Selbstbe- 
stimmung der Kurden, ebenso wenig, 
wie das Interesse der Bundesregierung 
auf eine Selbstbestimmung der Slowe- 
nen, Kroaten oder Bosnier im ehemali- 
gen Jugoslawien gerichtet war. Beiden, 
Bundesregierung und nationalre- 
volutionären Theoretikern ist bei ihrer 
Politik der Ethnisierung sozialer Kon- 
flikte gemeinsam, daß sie versuchen die 
Länder, in denen sie »innere Kolonien« 
geortet haben, auf diese Weise zu 
schwächen, um so im neugordneten 
»Europa der Regionen« problemlos als 
Ordnungsmacht auftreten zu können. 

Nun könnte sich die Frage stellen, 
ob es nicht auch in Deutschland innere 
Kolonien gibt. Doch Henning Eichberg 
meint, .daß die Deutschen »Selbst ein 
Minderheit sind, die mit dem inneren Kolo- 
nialismus, mit der Entfremdung in den ei- 
gene Gehirnen zu kämpfen hat ebenso wie 
Basken und Indianer.«° Zumindest für 
Deutschland gilt: Der Nationalismus 


steht nicht im Wettstreit mit dem 
Regionalismus. So konnte Eichberg 
1987 die Wiedervereinigung fordern, 
ohne in Widerspruch zur regionalisti- 
schen Ideologie zu geraten: »Die Natio- 
nalisierung oder ‘Balkanisierung’ vollzieht 
sich - das ist historische Erfahrung - nicht 
in zufälligen Grenzen, seien sie durch ir- 
gendwelche Dynastien, durch militärische 
Eroberungen oder auch aus durch die 
Mächte von Jalta geschaffen. Sie setzt 
etwas voraus, das sich dem Zugriff der Ma- 
cher bisher entzieht: Völker und Identität. 
(...) Und das ist die Realität: Es gibt heute 
kein ‘Volk der DDR’, ebenso wie es keine 
‘BRD-Identität’ gibt.«® ® 


1) “Wir sind eben doch Deutsche”; ein Gespräch 
geführt von Richard Stöss und Eberhard Knöd- 
ler-Bunte mit H. Eichberg, in “ästhe- 
tik und kommunikation” , 36/1979, S. 125- 
130 

2) vgl. Galtung, Johan: Eine strukturelle Theorie 
des Imperialismus, in: Senghaas, Dieter (HG): 
Imperialismus und strukturelle Gewalt, Frank- 
furt/M 1972, S. 29-104 

3) Wir benutzen hier die Kurden als Beispiel. Wir 
könnten genauso gut Nordirland, Palästina 
USW. einsetzen. 

4) Peeters, Ywo J. D. Peeters, Die Innere Entkolo- 
nisierung Europas in: Junges Forum 3-4/89, 
Sommer 90 S.3-15 

5) Eichberg, Henning, Abkoppelung, Koblenz 
1987, S. 144 

6) A.a.0.,$. 146 


Bioregionalismus 


»Bio... bezeichnet das gesamte Leben; ...regional... bedeutet innerhalb einer physi- 
schen oder geographischen Grenze; ...ismus ist der menschliche Beitrag; wo wir ler- 
nen, als Teil einer Bioregion zu leben und uns mit ihr zu verbinden.«! 

So definieren die Österreicher Eduard Gugenberger und Roman Schweidlenka,? 
welche 1995 das wohl umfassendste Buch zum Thema? Bioregionalismus veröf- 
fentlichten die Bioregion. Bioregionalismus ist als eine Variante des schon im 
Einleitungsartikel erläuterten Regionalsmus im Moment stark im Aufwind. Und 
das nicht nur von rechts, sondern auch in Teilen der Alternativbewegung. Biore- 
gionalismus ist bei Teilen der Grünen und der Veganern ebenso im Gespräch, 
wie bei den Unabhänigen Ökologen Deutschlands, welche erst kürzlich eine 
Arbeitsgruppe zu diesem Thema einrichteten. 


Wurde »Regionalismus« schon im Ein- 
leitungsartikel definiert; ist »Bioregiona- 
lismus» die »ökologische« Variante die- 
ser Bewegung. Unter einer Bioregion, 
welche als »BIOPHYSISCHER ORGANISMUS« 
bezeichnet wird, verstehen Bioregiona- 
listen dann kleine, von Flüssen, Wasser- 
scheiden, Wüsten oder Bergen einge- 
grenzte Bereiche in denen sich das 
Leben angeblich in ganzheitlicher, 
friedfertiger und »natürlicher« Weise 
abspielt. Wichtigster Punkt, um dieses 
Gesellschaftssystem durchsetzen zu 
können, ist die spirituelle Dimension, 
welche angeblich den Menschen mit 
seiner Bioregion verbindet. Als Vorbil- 
der der Bewegung werden Stammens- 
kulturen (z.B. Indianer) oder ein angeb- 
licher »Uralter Lebensstil, der durch das 
Aufkommen patriachaler Kriegergesell- 
schaft gebrochen wurde», angeführt®. 
Innerhalb das Bioregionalismus 
können zwei Begründungsstränge un- 
terschieden werden, zum einen jener, 
der sich überwiegend auf die rein ökolo- 
gischen Argumente konzentriert und 
seine Gesellschafts- und Handlungsper- 
spektiven aus der Mischung eines my- 
stisch verklärten Naturbildes und Un- 
tergangsvisionen bezieht. Der zweite 
Strang konstruiert einen »natürlichen« 
also im Kern ererbten Zusammenhang 
des Menschen mit seiner Bioregion. 
Hier wird ein landschaftlich geprägter 
Charakter, ein Stamm, eine Volksgrup- 
pe, oder moderner formuliert: eine 
»Ethnie« konstruiert. Die Begründungs- 
muster sind nahezu identisch mit der 
»Blut und Boden« -Ideologie des NS. 
Wichtigster Bezugspunkt ist hier die 
(Volks) - GemeinschaftS. Eine Gemein- 
schaft ohne Klassenwidersprüche, dafür 
aber in ein ganzheitliches Konzept ein- 
gebunden. Damit wir uns hier nicht 
mißverstehen: Teile der Bioregionali- 
sten träumen tatsächlich von einer klas- 
senlosen Gesellschaft. Klassenkämpfe 
diese durchzusetzen, sieht ihr Konzept 
aber nicht vor. Alle jene mit Verfü- 
gungsgewalt über Produktionsmittel 


werden dann wohl irgendwann einse- 
hen, daß ihr Tun und Trachten böse ist 
und damit auch sie als gute Menschen 
geachtet werden, ihren Reichtum und 
ihre Macht verschenken. Wie soll dieser 
bioregionalistische Traum einer klassen- 
losen Gesellschaft sonst verstanden 
werden? Oder anders gefragt: Wie leicht 
endet ein vorgeblicher Antikapitalismus 


ohne marxistische Analyse in den Träu- 
men der Strasserbrüder, des angelich 
»linken Flügels« des Nationalsozialis- 
mus? 

Beide Konzepte, welche von den ver- 
schiedenen Strömungen der Öökologi- 
schen Rechten, den Nationalrevolu- 
tionären und der Alternativscene vertre- 
ten werden, wiedersprechen sich zum 
Teil und beinhalten verschiedene An- 
satz und Gefahrenpunkte. 


Die ökofaschistische Variante: 
»Über dem Volk steht das Land»6 


Dieser Grundsatz stellt sehr gut 
die Prioritäten dieser Richtung dar. 
Nicht das menschliche Wohl steht hier 
im Mittelpunkt, sondern mittels Unter- 
gangsscenarien werden autoritäre Maß- 


nahmen und Strukturen gefordert, 
damit »Gaja«, die belebte Erde überle- 
ben kann. Feindbild sind dabei fast alle 
Menschen’, insbesondere aber die »Mo- 
derne Welt« gegen die revoltiert wird. 
Im Kampf gegen diese werden sämtliche 
demokratischen Errungenschaften über 
Bord geworfen, ökologische Fürsten, 
»Grüne Adolfs«3 und die Öko-Diktatur? 
werden herbeigerufen. Weiterer zentra- 
ler Feind sind all jene, welche als 
»Über«-Bevölkerung definiert werden. 
So äußerte sich Dave FOREMAN, Gründer 
von EARTH FißsT, in einem Interview fol- 
gendermaßen: »Das Schlimmste, was wir 
in Äthiopien machen können, ist helfen - 
das Beste, die Natur ihre eigene Balance 
finden und die Leute dort einfach verhun- 
gern lassen.«1V 

Allerdings sind dies keine neuen 
ökofaschistischen Gedanken, schon 
Herbert GRUHL vertrat ähnliches, jetzt 
also nur neu aufgegossen als Bioregio- 
nalismus. Das Zauberwort im Bereich 
»Überbevölkerung« heißt hier »CARRY- 
ING CAPACITY« und bedeutet »die Trag- 
fähigkeit einer Region in Bezug auf mensch- 
liche Bevölkerung«!!. Wer den da nun 
über ist, bleiben darf oder eventuell ver- 
hungern muß: »Die Bioregionalisten wer- 
den es bestimmen«!2. In Verbindung mit 
den Aussagen von Dave Foreman, wel- 
cher sich und seine »Kriegergesell- 
schaft« Earth First als »die Wildnis, die 
sich selbst verteidigt«!3 definiert, muß 
einem wohl Angst und Bange werden. 


»Traditioneller Regionalismus« 
contra Bioregionalismus 


Lautet die Antwort, welche Peter List 
in »Versuchung oder Chance? 
Bioregionalismus und Volkstreue Poli- 
tik« aus Sicht der »Nationalrevolu- 
tionären« Kräfte in der BRD zum Thema 
zum Besten gibt. In dem in der Reihe 
»JUNGES FORUM« vom DEUTSCH-EUROPÄI- 
SCHEN STUDIENWERK herausgegebene Heft 
kritisiert er den »Biozentrismus« der an- 
deren Strömung. Die reine Orientierung 
an der Natur würde zu einer »universali- 
stischen Vergewaltigung von Völkern« 
führen, da die ethnischen Grenzen nun 
mal nicht entlang der Grenzen der Bio- 
regionen verlaufen würden. So würden, 
wenn z.B. die Pyrenäen zur Bioregion 
erklärt würden, Teile der dort lebenden 
Basken mit Katalanen und Okzitanieren 
zusammengefaßt. Diese »Multikulturel- 
le Vermischung«, also die Nichtbeach- 
tung der angeblichen ethnischen Iden- 
tität, wird als Ausdruck der »melting- 
pot« Einstellung des amerikanischen Bi- 
oregionalismus gedeutet, welcher, wenn 
er Akzeptanz in Europa finden würde, 
die hier noch bestehenden regionalen 
und nationalen Identitäten zerstören 
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Indianer als Vorbild für Bodenständigkeit und Mahnung gegen »Überfremdung« 


würde. Ursache in den USA ist die Ent- 
wurzelung der weißen Mittelklässler 
welche dort Träger der bioregionalisti- 
schen Bewegung sind. Diese sind angeb- 
lich weder spirituell noch kulturell dort 
verwurzelt und versuchen sich an den 
ihnen »artfremden» Traditionen der In- 
dianer zu orientieren, was aber aufge- 
setzt und künstlich bleiben muß, da 
ihnen diese wesensfremd sind und blei- 
ben. Allerdings stellen sich, nach Mei- 
nung der Autoren »die Verhältnisse in Eu- 
ropa völlig anders dar (...) über viele Jahr- 
hunderte oder gar Jahrtausende hinweg ge- 
wachsen sind (hier) (...) Grenzen, politische 
Schicksalsgemeinschaften und National- 
staaten«1*. Hier Bioregionen zu bilden 
würde nur die Nationalstaaten und die 
ethnischen Identitäten zerstören. ganz 
besonders sieht die Situation selbstver- 
ständlich in Deutschland aus. »Die Frage 
nach der kulturellen Identität (...) kann in 
Deutschland nicht mehr primär regional, 
sie muß vielmehr national beantwortet 
werden.« »Unsere Heimat ist zunächst ein- 
mal Deutschland!« Begründung für die 
nicht regionale sondern nationale Iden- 
tität ist die »Eingliederung vieler Millionen 
deutscher Flüchtlinge und Vertriebener«1> 
und die durch den Kapitalismus er- 
zwungene berufliche Mobilität. All das 
hat zu einer Durchmischung innerhalb 
der Deutschen geführt. Somit fügt sich 
quasi »natürlich« ein Großdeutsches 
Reich zusammen. 

Hört sich dies alles wie eine unver- 
söhnliche Position gegen den Bioregio- 
nalismus an, findet der Autor doch zu 
bioregionalistisch und gesellschaftlich 
breit akzeptierten Positionen zurück. 
Sieht doch auch er einen brauchbaren 
Kern, dessen Weiterentwicklung lohnt, 
denn »Die Nation braucht (...) auch regio- 
nale Wurzeln.«!6 Letztendlich erhofft 
auch er sich den Transport ethnischer 
Vorstellungen und Selbstdefinition 
durch den populären, alternativ ange- 
hauchten Bioregionalismus. Geht doch 
auch dieser von einer wie auch immer 
gearteten notwendigen Identität und 
der Verwurzelung der Individuen und 
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Gesellschaften aus. Weiterer gemeinsa- 
mer Nenner ist die Betonung des Mysti- 
schen und Spirituellen. So fordert der 
»Nationalrevolutionär« Peter List den 
Wesensgehalt der »heidnische Religion 
unserer Vorfahren (...) in die Mythen und 
Riten des kommenden Jahrhunderts einzu- 
bringen.«17” Eine Forderung welche Gu- 
genberger und Schweidlenka sofort un- 
terschreiben würden, um sich aber noch 
im gleichen Atemzug von rechten Ten- 
denzen vorgeblich abzugrenzen. 


Hi oder Her 


Ob nun ethnischer oder ökologisch 
begründeter Bioregionalismus, beide 
Varianten versprechen eine intakte Welt 
und Natur, ohne je zu klären, was diese 
»intakte Natur» sein soll, betrachten sie 
doch zum Teil jeden menschlichen Ein- 
griff als Zerstörung. Nicht, daß wir glau- 
ben, die Zerstörung der Tier- und Pflan- 
zenwelt, wie sie im zur Zeit betrieben 
wird, solle so weiter gehen, aber mit 
»Verwurzelung» ist unserer Meinung 
nach nichts gewonnen. Bestes Beispiel 
sind wohl die Bergbauern, welche fest 
»verwurzelt« mit Land, Geschichte und 
Tradition doch ihre Berghänge in Skipi- 
sten umwandelten, um Geld zu verdie- 
nen. Auch wenn Bioregionalisten 
immer gegen »Konzerne« wettern, 
wobei manchmal fast der Eindruck 
einer dann jüdischen Finanz- und Welt- 
herrschaft entsteht, tasten sie den Besitz 
von Produktionsmitteln, den Kern des 
Kapitalismus nicht an. Statt dessen 
phantasieren sie sich eine mittelalter- 
lich anmutende Ständegesellschaft von 
Bauern, Handwerkern und kleinen 
Händlern. Daß auch diese Gesellschafts- 
formen, wenn es in ihnen auch nicht in 
dem Maß die Möglichkeiten zur Um- 
weltzerstörung gab, wie in der Indu- 
striegesellschaft, keine »freien« war, 
wird dabei nicht erwähnt. Daß regio- 
nale Gremien zwar schön aber bedeu- 
tungslos sind, solange durch wirtschaft- 
liche Notwendigkeiten, durch die Logik 
des kapitalistischen System eh die alten 
Zwänge weiterbestehen, scheint im Bio- 


regionalismus komplett übersehen zu 
werden. Dort träumt man lieber davon, 
daß sich Fuchs und Hase gute Nacht 
sagen, die Menschen ausgestorben sind 
oder gar davon, daß es doch noch zum 
4. Reich mit Agrarromantik und Großfa- 
milien reichen wird. | 


1) a.a. O. S. 10 

2) Bekannt wurden sie durch ihre Bücher zum 
Thema New Age und Heidentum, in denen sie 
verdienstvoll die rechtsextremen Verbindun- 
gen aufdecken, allerdings nur um eine Kritik 
an der esoterischen Gesammtbewegung abzu- 
wehren, 

3) Gugenberger / Schweidlenka: Bioregionalis- 
mus - Bewegung für das 21. Jahrhundert, Pack- 
papier Verlag, Osnabrück 1995 

4) Die Diskrepanz von weiblicher Emanzipation 
aus dem Rollenverhalten und den festgefügten 
Rollen in den Stammesgesellschaften wird 
hier nicht thematisiert. 

5) vgl. Heiner Gehring: »Bioregionslismus - Hoff- 
nung für Natur und Volk« in Rundbrief für 
ökologische Patrioten Nr.4 Dez/1995, S. 1 

6) Titel eines Artikels von Heinz-Siegfried Strelow 
zum Bioregionalismus in »Ökologie« 1/96 S. 
13. Eine eigentlich für die Unabhänigen Öko- 
logen untypische Aussage, sind diese doch zu- 
meist dem Ethnischen Ansatz verpflichtet. 

7) Bei einigen Personen aus der Veganer-Szene 
sollen ja auch schon Aufnäher mit der Auf- 
schrift »Gegen Menschen« gesichtet worden 
sein 

8) »Ökologische Fürsten« werden nicht nur von 
abseitigen Personen wie H.S. Strelow in Ökolo- 
gie 1/96 S.23, sondern auch von Rudolf Bahro 
gefordert, welcher auch gleich noch einen 
»Grünen Adolf» haben will. 

9) Wolgang Venohr: »Der Ökostaat kommt be- 
stimmt« in Junge Freiheit 5/92 

10) zitiert nach Ulrike Heider »Die Narren der 
Freiheit«, Berlin 1992, S. 114, gefunden in »Bi- 
oregionalismus und Tiefenökologie« von Peter 
Bierl in Ökolinx Nr.23 S. 36-47, welche wir 
zum Weiterlesen nur empfehlen können. 

11) Gugenberger, Eduard / Schweidlenka Roman: 
Bioregionalismus, Osnabrück 1995, S.189 

12) a.a.O. S. 123 

13) a.a.O. S. 100 

14) Peter List: »Versuchung oder Chance? - Biore- 
gionalismus und volkstreue Politik«, Junges 


Forum 3-4/96 Hamburg ‚ $. 11 
15) alle Zitate a.a.O. S. 14 
16) a.a.0.S. 16 
17) a.a.O. S. 19 


Ob rechte Ökologen von einem spiri- 
tuellen »Bioregionalismus« oder »Na- 
tionalrevolutionäre« von »Idenditä- 
ten der Regionen« sprechen das Er- 
gebniß bleibt gleich. Regionalismus 
ist meistens völkisch und rassistisch. 
Deutlich wird dies durch das Verhält- 
nis von Nationalsozialisten zur Regi- 
on. Im Gegensatz zu scheinbar mo- 
dernisierten Floskeln und schönfär- 
berischen Konzepten nehmen 

sie kaum ein Blatt vor den Mund. Im 
Kern kommen sie über die Region 
zur Nation und enden bei einem ari- 
schen, weißen Europa der Volkstäme. 


»Prinzip Verschwörung - regionali- 
stische Neukonstituierung der deut- 
schen NS-Bewegung« 


Auf die Umstrukturierung der NS-Be- 
wegung in verdeckt arbeitende Kaderzel- 
len und regional organisierten Zusam- 
menhänge weisen wir seit geraumer Zeit 
hin. Umgesetzt wird dies inzwischen 
durch das Medienprojekt mehrerer »Zei- 
tungen der nationalen Erneuerung«. 
Rassismus, Nationalismus, Antiliberalis- 
mus, Sexismus oder Antisemitismus wer- 
den in regionalistischer Verpackung re- 
produziert. So schreibt etwa Journalistik- 
Student Jürgen ScHwAB in altbekannter 
»Stürmer«-Manier im »Jungen Franken« 
über die jüdische Gemeinde in Bamberg. 
Dabei zeichnet er von deren Vorsitzen- 
den das antisemitische Bild des »kapital- 
raffenden Juden«. 

Neben dem »Jungen Franken« beste- 
hen mit der »Berlin-Brandenburger-Zei- 
tung«, der »Neuen Thüringer Zeitung«, 
der »Mitteldeutschen Rundschau« und 
der »Westdeutschen Volkszeitung« fünf 
Puplikationen gleicher Machart. Sie er- 
scheinen mit einem weitgehend identi- 
schen Mantelteil der mit regional bezo- 
genen Artikeln unterfüttert wird. Dabei 
fungiert ein bundesweiter Trägerkreis 
von Nazis aller organisatorischer Spek- 
tren als Herausgeberschaft. In den Regio- 
nen werden die Puplikationen von örtli- 
chen Strukturen getragen. So sind etwa 
die »Nationalen« für die »Berlin-Bran- 
denburger-Zeitung« oder der »Deutsche 
Freundeskreis Franken« für das »Junge 


Regionalismus Marke NS-Szene 


»Großrassen, Volksstämme 
und Erbgesetze« 


Franken« verantwortlich. 

Nach dem Verboten von Nazi Orga- 
nisationen in den vergangenen Jahren 
hat sich die deutsche NS-Bewegung auf 
dem Weg einer regionalen Strukturie- 
rung neu konstruiert. Regionalismus 
wird dabei weniger inhaltlich gefüllt. Er 
wird vor allem taktisch, zur leichteren 
Vermittlung faschistischer Positionen 
vor Ort und zur strukturellen Sammlung 
verwandt. Im Unterschied zu Organisati- 
onsstrukturen, wie sie die »Gesinnungs- 
gemeinschaft der Neuen Front«, mit 
ihrer regionalen Gliederung in Gaue 
und Vorfeldorganisationen a lä »Deut- 
sche Hessen« vorexerzierte, zieht die NS- 
Bewegung inzwischen weitgehend an 
einem Strang. So bleibt ein brauner Or- 
ganisationsbrei mit vielen Namen, der 
an der Basis geeint ist. In den genannten 
Zeitungsprojekten stellt sich dieser in 
der Öffentlichkeit dar. 


»Deutschland den Deutschen, aber 
Friesland den Friesen ?« 


Regionalismus zieht sich wie ein 
brauner Faden durch die deutsche NS- 
Bewegung. Das Thema ist mehr als ein 
taktisches Mittel von Stiefelnazis der 
Couleur JN oder NF-Nachfolgeorganisa- 
tionen. Auch wenn die meisten Anhän- 
ger dieser Organisation mit Parolen wie 
»Franken den Franken« oder »Friesland 
den Friesen« geistig überfordert sind, ist 
es allemal spannend, die regionalisti- 
schen Konstrukte der NS-Bewegung zu 
beleuchten. 

1995 erschien das Buch »Evolution 
und Wissen - Neuordung der Politik«! . 
Entworfen werden darin »Grundsätze 
einer Nationalen Weltanschauung und 
Politik«. Der Autor ist kein geringerer als 
‚Herbert SCHWEIGER aus Österreich. Er gilt 
als einer der führenden Köpfe der 
deutsch/österreichischen NS-Bewegung 
und quasi »Übervater« der verbotenen 
»NATIONALISTISCHEN FRONT«. Das Buch ist 
inhaltlich nichts anderes als der Neuauf- 
guß von Hitlers »Mein Kampf«. In sei- 
nem politischen Nachlaß veröffentlichte 
Schweiger Rassenlehre pur: » So weist 
zum Beispiel das deutsche Volk eine ver- 
hältnismäßig enge Blutsverwandschaft 
auf. Vor allem in den Regionen der 
Volksstämme sind erbgesetzlich dosierte 
Verbindungen vorhanden, (...). 
Schweiger weist der Region die Rolle der 


räumlich- genetischen Keimzelle der 
»Völker« zu. Als kleinste Einheit bemüht 
er dabei Volksstämme, welche eine Nati- 
on gleicher Abstammung bilden wür- 
den. Laut Schweiger sei Nationalismus 
»ein Naturgesetz« und das Verhalten 
eines Volkes sei geprägt von »Erbgesetz- 
lichkeit«. Dem Individium dichtet er 
dabei, Tieren gleich, instinkte und ver- 
erbte Verhaltensweisen an. Diese wür- 
den sich aus »Sprache, Kultur, soziale Ord- 
nung, wissenschaftliche und wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit, verbunden mit der geo- 
graphischen Lage seines Lebensraumes«> 
zusammensetzen. Im Ergebnis kommt 
der ehemalige Waffen-SSler zu verschie- 
denen Großrassen und entwirft für Eu- 
ropa die Existenz einer arisch-nordi- 
schen Rasse. 

Auf der selben Linie bewegen sich 
auch die »JUNGEN NATIONALDEMOKRATEN«. 
Gebärdet sich die Jugendorganisation 
der NPD nach außen gerne als »natio- 
nalrevolutionäre« Organisation, zeigt 
sich bei ihren »Thesen zum Regionalis- 
mus« ihre eigentliche ideologische Aus- 
richtung als platte Nationalsozialisten. 
»Ein Volk ist eine Gemeinschaft von Ge- 
meinschaften. Eine der tragenden Säulen 
dieser Gemeinschaft sind die Stämme eines 
Volkes. (...) Gesunde Familien , intakte Ge- 
meinden und selbstbewußte Stämme wer- 
den das unerschütterliche Fundament des 
Neuen Reiches bilden«*. Und so träumt 
die JN in ihren Thesenpapieren von 
einem neuen Nazi-Staat, dessen Verwal- 
tungsgrenzen identisch mit Stammes- 
grenzen seien. Wie dieser geographisch 
aussehen soll machen sie unter der 
Überschrift »Bajuwarische Einheit«° in 
der »Vordersten Front« deutlich. »Viel 
interesannter für eine Anschlußpropaganda 
ist der Umstand, daß nördlich der Landes- 
grenzen nicht irgendwelche Deutschen woh- 
nen, sondern Deutsche von genau dem sel- 
ben Stamm wie die Österreicher selbst, 
nämlich Bajuwaren. Nördlich des ober- 
schwäbischen Bundesland Vorarlberg leben 
auf bundesdeutscher Seite ebenfalls Ober- 
schwaben. Es gibt keinen nennenswerten 
Unterschied in Dialekt und Lebensaufas- 
sung. (...) Die Staatsgrenze zwischen Bayern 
und Österreich ist so absurd wie es die kürz- 
lich gefallene zwischen den niederdeutschen 
Ländern Schleswig-Hollstein und Mecklen- 
burg über Jahrzehnte hinweg war.°« Im 
Klartext fordert die JN auf der Grundlage 
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Sehaldemokeuen, 


SCHWERPUNKT I: 


des Regionalismus den Anschluß Öster- 
reichs an Deutschland. 

Aber mehr noch, über den Hebel des Re- 
gionalismus wird die Argumentation, 
daß überall wo »deutsche Volksstämme« 
leben würden auch Deutschland sei, 
entworfen. Dies findet sich in zahlrei- 
chen Artikeln der JN zum Thema Regio- 
nalismus wider. Das Ende vom Lied wäre 
demnach ein Deutschland der Regionen 
von der Maas bis an die Memel und von 
der Etsch bis an den Belt. 


Terror im Zeichen der Region 


Regionalismuskonzepte dieser Mach- 
art bilden oft genug die Grundlage für 
den Terror von Nazis. Erinnert sei hier 
an den Briefbombenterrror, der ab De- 
zember 1993 in Österreich verbreitet 
wurde. Hier diente einer »BAJUWARISCHEN 


er 


_ ZEITUNG DER NAT, 


u. 0 "e lobalsierung hau 


BEFREIUNGSARMEE« Regionalismus als Be- 


gründung für ihre Morde. »Deutsch- 
Österrreich als Stammesgebiet der Bajuwa- 
ren benötigt keine Ausländerindustrie, be- 
stehend aus Ausländerlobbyisten (...) und 
Menschenzüchtern nach dem Vorbild des 
marxistischen Einheitsmenschen« verbrei- 
teten sie 1995 in einen Bekennerschrei- 
ben. Bombenattentate haben bei der 
österreichischen NS-Scene eine lange 
Geschichte. Im Mittelpunkt der terrori- 
stischen Aktivitäten steht dabei ein so- 
genannter »Südtiroler Freiheitskampf«. 
Dabei wurde versucht, der Forderung 
eines Anschlusses Südtirols an Öster- 
reich mit Waffengewalt Nachdruck zu 
verleihen. Bereits in den 50er Jahren 
kam es zu einzelnen Bombenattentaten. 
In der Nacht vom 11. auf den 12. Juni 
1961 jagten Mitglieder eines »BEFREI- 
UNGSAUSSCHUß SÜDTIROL« 37 Strommasten 
in die Luft und ermodeten dabei einen 
Menschen. Dies bildetet den Auftakt zu 
einer Serie von Sprengstoffanschlägen, 
die bis 1967 andauerte. 
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anne Aa Purgermeis wahl in Deggendorf Be 


REGIONALISMUS 


Der damalige Täterkreis rekrutierte 
sich vor allem aus dem Dunstkreis der 
Wiener Burschenschaft »OLYMPIA« und 
der Innsbrucker »BRIXIA«. Zu den selbst- 
ernannten »Südtiroler Freiheitskämp- 
fern«, die auch von der Erlangener Eu- 
ropaburschenschaft »GERMANIA« unter- 
stützt wurden, gehörte Norbert BURGER. 
Der zeitweilige Vorsitzende der öster- 
reichischen NPD wurde 1970 von einem 
italienischen Gericht in Abwesenheit zu 
lebenslanger Haft verurteilt. Laut dem 
ehemaligen Innenminister von NRW, 
Herbert SCHNOOR war Burger, der 1992 
starb, nämlich die »graue Iminenz« der 
Düsseldorfer »NIERMANN-STIFTUNG«. Die 
mit Millionen ausgestattete Stiftung be- 
hauptet von sich selber die »Lage der eth- 
nischen Minderheiten verbessern« und »der 
Völkerverständligung und Menschlichkeit« 


ficht letzte Seite 


dienen zu wollen. Trotz der »schönen« 
Worte steht die Stiftung seit Jahren im 
Verdacht, Terroristen zu unterstützen. So 
prüfte etwa die Bozener Staatsanwalt- 
schaft, ob Geld der Niermann-Stiftung 
an die Terrorgruppe »Eın TiroL« geflos- 
sen ist. Diese hatte 1986 bis 1988 über 
40 Anschläge verübt. 


Europa der arischen Identität und 


Regionen 


Für Nazis hat Regionalismus immer 
eine europäische Komponente. Das Kon- 
strukt einer »Nation Europa« der ari- 
schen Volksstämme unter deutscher 
Führung, wie es von der Waffen-SS pro- 
pagiert wurde ist dabei erklärtes Ziel. Zu 
dessen Umsetzung haben sich jedoch 
die Formulierungen geändert. Scheinbar 
antiimperialistische Parolen wie »Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker« oder die 
Formulierung »Nationale Identität« und 
»Ethnopluralismus« sind als Platzhalter 
für Apartheid, Rassedenken und Volks- 
gemeinschaft eingeführt worden. Einer 


der Wortführer der faschistischen Wort- 
klauberei ist der ehemalige NHBler Hen- 
ning EICHBERG. Seine Regionalismus- 
Konzeption dienen der NS-Bewegung in 
weiten Teilen als theoretische Grundla- 
ge. So spricht er davon, »daß die Iden- 
titätssuche für den Einzelnen in seiner urei- 
gensten Heimat ermöglichen und so einen 
völkischen Nationalismus allergrößter kul- 
tureller Pluralität zustande bringen soll«”. 
Im Kern kommt Eichberg zu der Strate- 
gie eine nationale Identität des Einzel- 
nen über die Region zu wecken, um im 
weiteren so eine Identifikation mit 
Deutschland und Rasse zu erzielen (Volk 
- Nation - Europa). Eichbergs faschisti- 
sche Regionalismus-Konzeption findet 
sich deutlich bei der JN wieder. »Das na- 
tionalistische Europa der Zukunft wird ein 
Europa der nationalen und regionalen Le- 
bensräume sein. Allein die Völker und ihre 
Regionen werden die Träger der politischen 
Souveränität sein. Von ihnen gehen alle de- 
mokratischen Entscheidungen auf der 
Grundlage der nationalen und regionalen 
Selbstverwaltung aus«8, schreiben diese in 
ihren Thesenpapieren und meinen 
damit doch nur ein Europa der Regionen 
und der arischen Großrasse. 

Wer allerdings glaubt, Regionalismus 
wie ihn Eichberg formuliert kommt bei 
dumpfen Nazis alleine an, irrt. So erin- 
nert die Therminologie wie sie der ehe- 
malige bayrische Ministerpräsident Max 
STREIBL gebrauchte doch auch an Eich- 
berg. Und so stellt sich Streibel sein »Eu- 
ropa der Regionen« vor, »daß durch För- 
deralismus und Subsidarität seine historisch 
gewachsene Vielfalt, seinen ungeheuere 
Schaffenskraft und seine geistigen kulturel- 
len Reichtum bewahrt und unter Rückbesin- 
nung auf die gemeinsame Geschichte und 
Kultur sowie die gemeinsamen Werte seine 
friedliche Zukunft selbst bestimmt (...)«°. 


1) Anm.: Herbert Schweiger, »Evolution und Wis- 
sen - Neuordnung und Politik«, Hıg. »Arbeits- 
gemeinschaft für Philosophie, Geschicht und 
Politik«, 1995 

2) Ebda. 

3) Ebda., S. 218 

4) Thesenpapiere der JN, »Thesen zum Regiona- 
lismus«, S4{1l: 

5) Vorderste Front, Nr. 3, S. 23 

6) Ebda. 

7) Henning Eichberg, zit. in Wunsiedel: Kristali- 
sationspunkt der gesamten faschistischen Be- 
wegung, »Die ‘Neue Rechte’ - uralt und den- 
noch im Blick der F/Antifas«, von Kurt Ohro- 
wski, Kiel, 1992, S.28. 

8) Thesenpapiere der JN, »Thesen zum Nationa- 
lismus«, S. 10 

9) Max Streibl »Aus der Zukunft und Vielfalt« im 
Bayernkurier vom 5. Mai 1990, zitiert in Eu- 
ropäische Orientierung, Hrg. Hans Joachim 
Fieber, Michael Preußler, Berlin, Brandenburgi- 
sches Verl.-Haus, 1990, S. 85 


mit Beate 
Klarsfeld 
von der 


Internationalen Unabhängigen 
Kommission (lUK) zu Lübeck 


Am 18.Januar 1996 wurde das Asylbewerberheim in der Lübecker Hafenstraße 
niedergebrannt, 10 BewohnerInnen starben, andere wurden verletzt. Polizei 
und Staatsanwaltschaft ermitteln schon bald gegen Safwan Eid, einen Bewoh- 


ner des Heimes. 


Safwan wurde von einem Sanitäter schwer belastet, die Ermittlungsbehörden 
sprachen von Täterwissen, das er offenbart habe. In den Aussagen seiner Mitbe- 


wohner wurde er entlastet. 


AIB: Wie kam es zur Gründung 
dieser Kommission, und wie kam es 
zur Mitarbeit? 

B.K.: Es kam zur Gründung der IUK 
weil wir, Rechtsanwälte und Personen wie 
ich, die sich für die Respektierung der 
Menschenrechte einsetzen, mehr und 
mehr alarmiert waren von Nachrichten, 
die aus Deutschland kamen. Wir fragten 
uns, wie kann es möglich sein, daß in 
Deutschland Ausländer angegriffen wer- 
den, daß wieder Synagogen brennen und 
daß Flüchtlingsheime angezündet wer- 
den. Wir mußten auch wahrnehmen, daß 
die Ermittlungsbehörden in Lübeck die 
Brandstifter und Mörder nicht mehr bei 
den Rassisten und anderen fremdenfeind- 
lichen Gruppen suchten, sondern eine 
Person verhafteten, dessen Familie im 
Flüchtlingsheim selbst in Gefahr war. Wir 
erfuhren auch, daß Zeugen der Brandan- 
schläge die Abschiebung aus Deutschland 
drohte. Deshalb haben wir uns entschlos- 
sen, die Tätigkeit der Staatsanwaltschaft 
in Lübeck zu beobachten und dem Her- 
ausfinden der Wahrheit zu helfen. 

Als ich gefragt wurde, ob ich mich der 
IUK anschließen wolle, war ich sofort be- 
reit, mir ging es darum mitzuhelfen, 
einen Justizirrtum in der BRD zu verhin- 
dern, was für die Stabilität der Demokra- 
tie in Deutschland eine Gefahr bedeutet. 

AIB: Was sind die Ziele der IUK, 
wie arbeitet sie? 

B..K.: Sie hat sich am 22.4.96 zur kon- 
stituierenden Sitzung getroffen und dann 
erneut am 22.6.96 in Lübeck. Sie hat zwei 
Pressekonferenzen abgehalten, ist zwei 
mal zu einem ausführliche Gespräch mit 
Bürgermeister BOUTEILLER eingeladen 
worden und hat mit fast allen Hausbe- 
wohnern der Hafenstraßße die den Brand 
überlebt haben, gesprochen. Ein geplan- 
ter Besuch bei dem inhaftierten Angeklag- 
ten Safwan Eid wurde zuerst von der 


Staatsanwaltschaft genehmigt, scheiterte 
aber dann. Die Staatsanwaltschaft Lübeck 
verweigerte ebenfalls ein Gespräch mit 
der IUK. 

Die IUK wird Mitglieder als Prozeßbe- 
obachter nach Lübeck schicken. 

AIB: Die Schaffung Internatio- 
naler Kommissionen, die die Arbeit 
ausländischer Justizbehörden beob- 
achtet, stellt ja an sich eine recht 
drastische Einmischung in die An- 
gelegenheiten eines fremden Lan- 
des dar; sie müßte sich also durch 
ernsthafte Bedrohungen für die 
Menschenrechte in diesem Land 
rechtfertigen und davon ausgehen, 
daß die jeweilige Gesellschaft von 
sich aus nicht in der Lage ist, diese 
Tendenzen zu unterbinden. Schätzt 
Ihr die Situation in Deutschland 
wirklich so drastisch ein? 

B.K.: Bei NS-Verbrechen ist ein Ein- 
greifen auf deutsche Ermittlungsbehör- 
den vom Ausland legitimiert, denn die 
Opfer waren in den meisten Fällen Nicht- 
deutsche. Die Verbrechen wurden in 


fremden Ländern begangen, aber von 
Deutschland ausgeführt. 

Im Fall Lübeck wurde ein Verbrechen 
gegen Flüchtlinge begangen, ebenfalls 
Nichtdeutsche. Ein Einmischen vom Aus- 
land erscheint mir hier ebenfalls legiti- 
miert, besonders wenn es sich um einen 
ganz besonders dramatischen Fall han- 
delt. Eine aktive Minderheit des deut- 
schen Volkes hat aus Rassenhaß Auslän- 
der ermordet und starke Indizien weisen 
auf Neo-Nazis hin. Ein Brandausbruch 
durch eine defekte Stomleitung ist bis 
heute auch nicht völlig ausgeschlossen. 
Es ist also Aufgabe der IUK alle Möglich- 
keiten sorgfältig zu prüfen, ihre Zusam- 
mensetzung ist von Gewicht. 

AIB: Hat der bisherige Verlauf 
der Untersuchung Eure Einschät- 
zung bestätigt? 

B.K.: Ja, denn der Jugendrichter hat 
am 2.6.96 den Haftbefehl gegen Safwan 
Eid aufgehoben, weil er Zweifel an der 
Anklageschrift der Staatsanwaltschaft hat. 
Er ist vom »dringenden« Tatverdacht auf 
hinreichenden Tatverdacht abgeändert. 
Es besteht kein Tatmotiv mehr für den 
Angeschuldigten. Wir hoffen auch, daß 
während der Hauptverhandlung das Ge- 
richt unsere Observation in Betracht zie- 
hen wird. 

AIB: Haltet Ihr die bisherigen 
Tatversionen für völlig unglaub- 
würdig? Haltet Ihr persönlich Saf- 
wan auf jeden Fall für unschuldig? 

B.K.: Die Tatversionen der Ermitt- 
lungsbehörden schließen für uns eine 
Schuld des Angeklagten aus. 

AIB: Safwan wurde aus der U- 
Haft entlassen, die Anklage geän- 
dert. Wäre es ohne die Arbeit der 
IUK auch dazu gekommen? Welche 
anderen Faktoren haben diese Wen- 
dung mit beinflußt? 

B.K.: Wenn die Anklageschrift der 
Staatsanwaltschaft nur noch auf schwere 
Brandstiftung und fahrlässige Körperver- 


Beamte der Polizei-Spurensicherung arbeiten am ausgebrannten Asylbewerber- 
heim in Lübeck 
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letzung herabgesetzt wurde, so ist sicher- 
lich die Arbeit der IUK z.T. hierfür verant- 
wortlich, denn sie hat in ihren Berichten 
und Presse-Erklärungen auf die zahlrei- 
chen Widersprüche und fahrlässige Er- 
mittlungen der Staatsanwaltschaft und 
Polizei hingewiesen. Das Engagement 
von Bürgermeister Bouteiler, die Demon- 
stration der verschiedenen Organisatio- 
nen und die sehr kritischen Artikel vieler 
Zeitungen haben ebenfalls dazu beigetra- 
gen. 

AIB: Ihr vermutet ja als Täter 
eine Gruppe junger Nazis - stimmt 
die Einschätzung so? aus dem 
mecklenburgischen Grevesmühlen. 
Was spricht für deren Täterschaft? 

B.K.: Die Staatsanwaltschaft hat ein- 
seitig und nicht, wie es ihre Pflicht ist, ob- 
jektiv und unvoreingenommen, ermit- 
telt. Sie hat sich darauf konzentriert zu- 
sammenzutragen was Sie für Verdachts- 
momente gegen Safwan Eid hielt und 
hält. Sie hat auf der Hand liegende Verd- 
achstsmomente gegen die ursprünglichen 
Verhafteten vier Grevesmühlener entwe- 
der übersehen, nicht zur Kenntnis ge- 
nommen oder offenbar Widersprüchlick- 
eiten hinwegerklärt. Die IUK widerspricht 
der Auffassung der Staatsanwaltschaft, 
derzufolge die Widersprüche »abgearbei- 


B.K.: Selbst die Staatsanwaltschaft 
mußte vom »Täterwissen« Safwans ab- 
rücken, weil er nicht wie anfänglich be- 
hauptet, vom Brandausbruch im 1. Stock 
gesprochen hatte, wovon die Ermittler 
ausgingen. Er habe Benzin an eine Tür ge- 
kippt und angezündet, das brennende 
Benzin sei dann eine Treppe hinunterge- 
flossen, so die angeblichen Aussagen des 
Libanesen gegenüber JENS LEONHARD. 
Diese Angaben kontert Verteidigerin 
Heinecke »lassen sich mit beliebigen 
Türen in einer beliebigen Etage vereinba- 
ren«. Ohnehin befindet sich an der von 
der Staatsanwaltschaft angenommenen 
Ausbruchstelle im ersten Stock weder Tür 
noch Treppe. Dennoch: Neben dem Satz 
»wir waren es« bleibt jenes »Täterwissen« 
zunächst die Grundlage, die einen Tatver- 
dacht gegen Safwan rechtfertigt. 

AIB: Könnt ihr etwas über die 
verschiedenen Brandgutachten 
sagen? 

B.K.: Die IUK ist besorgt darüber, daß 
Unklarheiten und Meinungsverschieden- 
heiten über die Ursache und den Aus- 
bruchsort des Brandes nicht mehr aufge- 
klärt werden. Die Staatsanwaltschaft ist 
schon sehr früh zur festen Überzeugung 
gekommen, daß das Feuer im ersten Stock 
ausgebrochen sei. Sie behauptet auch un- 


Feuerwehrleute transportieren die Leiche eines Kindes aus dem Asylbewerberheim 
in Lübeck nach dem Brandanschlag vom 18.1.96 


tet« seien. Die IUK sieht, im Gegenteil, 
eine Fülle voller Widersprüche und Unge- 
reimtheiten, die vor allem eines unab- 
weisbar machen: die Wiederaufnahme 
der Ermittlungen gegen die Vier. 

AIB: Ist es Zufall, daß erneut Lü- 
beck im Mittelpunkt mutmaßli- 
cher rechtsextremer Aktionen 
steht? 

B:K: Lübeck ist keine Stadt, die im 
Mittelpunkt rechtsetremer Aktionen 
steht. Es ist aber eine kleine militante und 
gewalttätige Minderheit, die den Ein- 
druck erwecken soll, Lübeck sei eine Stadt 
rechtsextremer Überfälle 

AIB: Wie ist das angebliche Tä- 
terwissen Safwans zu verstehen? 
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zutreffenderweise, das von Safwan ausge- 
bliebene Geständnis bestätigt würde. 

Die Aussage von Prof. Achilles legt 
aber im Gegensatz zum Sachverständi- 
gengutachten auf das sich die Staatsan- 
waltschaft stützt, dringend nahe, daß der 
Brand im Erdgeschoß ausgebrochen und 
außerdem von Eindringlingen gelegt wor- 
den sein könnte, die einen Brandsatz 
durch ein Fenster geworfen hatten. Prof. 
Achilles ist vom Gericht als Gutachter be- 
stellt worden, er wird einen weiteren Be- 
richt vorlegen, der wie wir hoffen, die ge- 
genwärtigen Widersprüche in der Beweis- 
lage hinsichtlich des Brandausbruchs auf- 
klärt. Allerdings wird er sein Gutachten 
erst fertigstellen, wenn er die überleben- 


den Bewohner der Hafenstr. im Prozeß als 
Zeugen gehört hat. 

AIB: Wie kommt die Aussage des 
Sanitäters zustande - die ja offen- 
bar das zentrale Indiz ist, das Saf- 
wan belastet. 

B.K.: An dem Freitag nach dem Brand 
meldet sich der Sänitäter J. Leonhard bei 
der Polizei und berichtet, er habe in der 
Brandnacht die überlebenden Flüchtlinge 
aud dem Brandhaus ins Krankenhaus ge- 
fahren. Als er Safwans vebrannte Ohren 
medizinisch versorgte habe dieser ihm ge- 
sagt: »Wir waren das. Wir haben Benzin 
gegen ein Tür gekippt und angezündet«. Saf- 
wan hat diesen Satz mehreren anderen 
Zeugen wiederholt, sogar vor Einstieg in 
den Bus. Niemand hatte es als ein Ge- 
ständnis als Täter ausgelegt. Als die Ver- 
teidigung später den Satz Safwan zusam- 
men mit einer arabischen Dolmetscherin 
wiederholen ließ, wurde klar daß er im 
Deutschen Schwierigkeiten mit der Aus- 
sprache hat: wir waren es soll heißen »Die 
waren es.« Er bezog sich auf Leute die Mo- 
nate zuvor versucht hatten, vor dem 
Flüchtlingsheim das Auto der Familie zu 
stehlen, von den Brüdern gestellt und der 
Polizei übergeben wurden. All diese logi- 
schen Erklärungen haben die Staatsan- 
waltschaft nicht überzeugen können. 

AIB: Trotz der aufgenommenen 
Ermittlungen gegen die Greves- 
mühlener Jungnazis wird im Sep- 
tember der Prozeß gegen Safwan 
eröffnet. Gibt es denn noch einen 
begründetet Verdacht gegen ihn? 

B.K.: Am 16.9. beginnt der Prozeß 
gegen Safwan vor der Jugendkammer des 
Landgerichts Lübeck. Sie zieht nahezu 
alle angeblichen Beweise gegen den Be- 
schuldigten in Zweifel. Für die Eröffnung 
des Prozeßes gibt es wohl keinen »drin- 
genden« aber »hinreichenden« Tatver- 
dacht. 

AIB: Muß nicht der Prozeß not- 
wendigerweise eröffnet werden, 
damit Safwans Schuld oder Un- 
schuld eindeutig geklärt wird, und 
wenn er unschuldig ist, er auch of- 
fiziell von einem Gericht freige- 
sprochen wird. 

B.K.: Es hätte wohl die Möglichkeit 
gegeben, das Verfahren gegen Safwan 
mangels Beweisen einzustellen, das hätte 
aber ein schlechtes Licht auf die Ermittler 
geworfen. Wir hoffen, daß die Jugend- 
kammer sich im Laufe der Verhandlung 
von der Unschuld Safwans überzeugen 
kann und ihn freisprechen wird. 

AIB: Die deutsche Presse spricht 
allgemein vom »schlampigen Er- 
mittlungen«, von »Ermittlungspan- 
nen« usw. Doch drängt sich der Ver- 
dacht geradezu auf, daß die Ver- 
schleppungen und die Einseitigkeit 


absichtsvoll geschehen. Handelt es 
sich um einen Einzelfall? War es 
Euch möglich, andere Fälle von an- 
geblich nicht rassistischen Brand- 
stiftungen mit zu untersuchen? 
Gibt es parallele Fälle, sind bereits 
Menschen mit ähnlich zweifelhaf- 
ter Schuld wie Safwan verurteilt 
worden? 

B.K.: Es ist nicht das erste mal in der 
BRD, daß ein Brandopfer zum Täter ge- 
macht werden soll. Als in Hattingen das 
Haus einer türkischen Familie angezündet 
wurde, deutete alles zuerst auf einen An- 
schlag von Neo-Nazis hin. Angeklagt aber 
wude eine Türkin, Frau ÜNVER, ihre Fa- 
milie war im Brandhaus gewesen, wie im 
Fall Safwan dessen zahlreiche Familie sich 
bei Brandausbruch im Haus der Hafen- 
straße befand. Der Fall des Türken MEH- 
MET GÜCLÜK aus Ebendorf (Oberpfalz) 
Er ist ebenfalls angeklagt, sein Haus in 
Brand gesetzt zu haben, als seine Familie 
nachts schlief. Er sitzt 9 Monate in Unter- 
suchungshaft, im Prozeß wird er dann aus 
Mangel aus Beweisen freigesprocheen. 
Trotz Freispruch aber muß die Familie 
Güclük aus Erbendorf wegziehen, denn er 
wird von den Bewohnern angefeindet. 

AIB: Aber welche Absicht verfol- 
gen denn Staatsanwaltschaft und 
Polizei mit diesem Vorgehen? 

B.K.: Man ist in Sorge um das »gute 
Ansehen Deutschlands in der Welt«, das 
ja seit Maueröffnung wesentlich gelitten 
hat, hinsichtlich der Auschreitnug von 
Rassisten und Neo-Nazis gegen Ausländer. 
Darum die Reaktion: nicht wir, es waren 
die anderen. In diese Richtung hat auch 
Bundespräsident Roman Herzog gewie- 
sen, als er zu dem Brandanschlag in Lü- 
beck sagte: wenn es wieder Rechtsexteme 
waren, dann ist meine Geduld zu Ende. 
Staatsanwaltschaft und Polizei haben sich 
von dieser Angst leiten lassen. 

AIB: Gibt es einen Zusammen- 
hang, zum mutigen Auftreten von 
Bürgermeistr Bouteiller? 

B.K.: Die IUK hat zwei ausführliche 
Gespräche mit Bürgermeister Bouteiller 
geführt. Wir wissen, daß er die mensche- 
nunwürdige Flüchtlings- und Ausländer- 
politik in der BRD verurteilt. Er hat nach 
der Brandnacht gefordert, Sammelunter- 
künfte für Flüchtlinge aufzulösen. Es ist 
auch sein Verdienst, daß die überleben- 
den Flüchtlinge aus der Hafenstaße heute 
in ganz normalen Wohnungen leben. Er 
setzt sich ebenfalls dafür ein, daß sie 
nicht in ihre Herkunftländer abgescho- 
ben werden. Für die »Liberalen Nachrich- 
ten« is er daher ein »rotes Tuch«. 

AIB:Wie nimmt die interantio- 
nale Öffentlichkeit den Fall war? 

B.K.: Seit Mauerbruch und Schenge- 
ner Abkommen wird die Asylpolitik in 
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allen EG-Staaten als heißes Eisen behan- 
delt. Frankreich hat gerade z.Z. besondere 
Probleme mit seiner Flüchtlingspolitik 
und wird es sich daher nicht leisten kön- 
nen, seinem deutschen Nachbarn mit 
Ratschlägen zur Seite zu stehen. 

AIB: Mit welchen Kräften inner- 
halb Deutschlands läßt sich nach 
Eurer Erfahrung gut zuammenar- 
beiten? 

Von wem seit ihr eher ent- 
äuscht, wer behindert eure Arbeit? 

B.K.: Wir begrüßen alle Initiativen in 
der BRD, die gegen Xenophobie ankämp- 
fen. Es sind heute keine Lichterketten 
mehr wie u.a. nach Hoyerswerda. Die 
Mitglieder der Organisationen die gegen 
den Rassismus ankämpfen, werden gerin- 
ger. 

Sie sollen alle zusammenstehen und 
die IUK will mit ihnen arbeiten. 


AIB: Gibt es eine Art »Ausblick«, 
eine Prognose für den weiteren Ver- 
lauf von Prozeß und Ermittlungen? 

B.K.:Die IUK wartet mit Ungeduld auf 
die Prozeßeröffnung und ist davon über- 
zeugt, daß die deutsche Justiz den »wah- 
ren Schuldigen« finden und verurteilen 
wird. 

AIB: Wann bzw. unter welchen 
Bedingungen wird die Kommission 
ihre Arbeit beenden? 

B.K.: Die IUK ist gezwungen, den Aus- 
gang des Prozeßes abzuwarten. Sollte Sie 
überzeugt sein, daß der »wahre Schuldi- 
ge« nicht verurteilt wurde oder wenn es 
keine kriminelle Handlung war, man 
nicht die wahre Brandursache feststellen 
kann, dann wird sie ihre Arbeit weiter- 
führen. 

AIB: Wir danken dir für dieses 
Interview. = 
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Vier Jugendliche 
und zwei Sanitäter 


»Das Problem ist, daß die Deutschen genau das Ende der Sache nicht wollen, auf 
das wir Anspruch haben.« In der Tat ist mit den Worten von Kibolo Katuta, 
einem der Überlebenden der Brandnacht im Lübecker Flüchtlingsheim, alles 
über die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen in der Hansestadt gesagt. Zehn 
Menschen sterben an jenem 18. Januar in den tödlichen Flammen, 38 entkom- 
men dem Feuer zum Teil schwer verletzt. Am nächsten Morgen werden im na- 
hegelegen Grevesmühlen vier junge Männer kurzfristig festgenommen, die sich 
in der Nacht in Lübeck aufgehalten haben und mehrmals in der Nähe der 
Flüchtlingsunterkunft gesehen wurden. 24 Stunden später sind die Vier wieder 
auf freiem Fuß - kurz bevor der Hausbewohner Safwan Eid als Tatverdächtiger 
verhaftet wird. Ab 16. September steht er vor der Jugendkammer des Lübecker 
Landgerichtes. Gegen die vier Männer aus Grevesmühlen und Umland ermittelt 
die Staatsanwaltschaft bis heute nicht weiter, obwohl zahlreiche Spuren in die 


Mecklenburger Kleinstadt führen. 


Ein Fax der Polizeistation Neustadt soll- 
te den Vieren ein schnelles Alibi liefern. 
Drei von ihnen seien zur Zeit des Brand- 
ausbruchs - gegen 3.20 - an einer rund 
16 Kilometer entfernten Tankstelle von 
der Polizeistreife Trave 2/12 gesehen 
worden. Ob die drei tatsächlich, wovon 
die Staatsanwaltschaft ausgeht, iden- 
tisch sind mit den Grevesmühlenern 
HEIKO PATYyNOWSKI, RENE BURMEISTER und 
MAIK Wotenow, ist nicht geklärt. Waren 
eventuell noch weitere Männer mit 
einem zweiten Wartburg in Lübeck un- 
terwegs? Eine Gegenüberstellung mit 
dem Tankwart gibt es nicht. 

Aber ohnehin steht der Zeitpunkt 
des Brandausbruches nicht fest, wie 
selbst die Lübecker Jugendkammer am 2. 
Juli erklärt. Und die betreffende Tank- 
stelle befindet sich nicht 16, sondern ge- 
rade einmal fünf Kilometer - also weni- 
ge Minuten - von der Hafenstraße 52, 
wo das Flüchtlingsheim stand, entfernt. 

Ein schwaches Alibi also für die Gre- 
vesmühlener Männer, die allesamt der 
rechtsradikalen Szene der Stadt zuzu- 
rechnen sind. Dennoch: Für den Lü- 
becker Staatsanwalt KLAUS-DIETER SCHULTZ 
sind die Spuren nach Grevesmühlen 
schnell abgearbeitet. »Gegen diese vier 
jungen Männer läßt sich kein Tatverdacht 
begründen«, bekräftigt Schultz, nachdem 
bekannt wird, daß bei drei von ihnen 
nach der Brandnacht Versengungen an 
Haaren, Wimpern und Augenbrauen 
festgestellt wurden. Verbrennungen, die 
sie sich laut medizinischen Untersu- 
chungen nur in der Brandnacht zugezo- 
gen haben können. 

Die Erklärungen dafür, wie die Gre- 
vesmühlener zu den Brandspuren ge- 
kommen sein wollen, wirken eher pein- 
lich. Maik Wotenow will vier Tage zuvor 
einen Hund geärgert haben, in dem er 
diesen mit Haarspray eingesprüht und 
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dann angezündet habe. Nach dem ent- 
sprechenden Hund hat die Polizei nie 
gesucht. Rene Burmeister berichtet, er 
habe im Dunkeln Sprit für sein Mofa ab- 
gezapft. Als er dann mit dem Feuerzeug 
nachschauen wollte, ob alles seine Rich- 
tigkeit hat, habe es eine Stichflamme ge- 
geben. DIRK TECHENTIEN will sich seine 
Versengungen beim Anzünden des 
Ofens geholt haben. 

Das alles hat Staatsanwalt Schultz 
»auch nicht in vollem Umfang überzeugt«. 
Weil aber nicht sein kann, was nicht 
sein darf, überlegt sich der Ankläger 
selbst, wie die Jungs zu ihren Verbren- 
nungen gekommen sein könnten und 
mutmaßt, die Verdächtigen könnten 
beispielsweise ein Auto abgefackelt 
haben. Ein solches Auto taucht aber in 
den Akten nie auf. Die Grevesmühlener, 
die bei ihren Vernehmungen angeben, 
sie seien in der Nacht unterwegs gewe- 
sen, um Fahrzeuge zu knacken, erzählen 
den Ermittlern auch nie etwas von abge- 
brannten Autos. 


Erst nachdem Safwan Eid am 2. Juli 
mangels »dringendem Tatverdacht« aus 
der Untersuchungshaft entlassen wer- 
den muß, interessieren sich die Fahnder 
wieder für ein Auto. Von Dirk Techenti- 
en, der in der Nacht angeblich einen ge- 
klauten Golf GTI nach Grevesmühlen 
gefahren haben soll, lassen sich die Er- 
mittler auf einen Schrottplatz führen. 
Rückstände an dem Golf finden sie aller- 
dings nicht. Den hatte die Polizei bereits 
am 19. Januar vergeblich nach Brand- 
spuren untersucht. Die Vier werden zwar 
nochmal vernommen, allerdings, wie 
Schultz betont, nicht als Beschuldigte. 

Entsprechend interessiert sich die 
Staatsanwaltschaft auch nicht für die 
Wahrnehmung eines Anwohners des 
Hauses An der Untertrave 63, rund einen 
Kilometer von der Hafenstraße 52 ent- 
fernt. Der Beobachter sieht in der Tat- 
nacht um 1.45 Uhr gegenüber seiner 
Wohnung einen blonden jungen Mann, 
der ein Beil hin- und herschwenkt, als 
wolle er Zeichen geben. Kurze Zeit dar- 
auf hört er Stimmen mehrerer junger 
Männer, die sich hochdeutsch unterhal- 
ten. Der Jüngling, der zufällig aussieht 
wie der Grevesmühlener Skinhead Maik 
Wotenow, trägt einen Rucksack mit sich. 
Dennoch suchen die Ermittler nicht 
nach einem Rucksack, den Wotenow am 
nächsten Morgen bei seiner Freundin 
Kerstin Bibow abstellt. Pikanterweise 
waren die vier Tatverdächtigen nach ei- 
genen Angaben gegen 1.30 damit be- 
schäftigt, an einem ganz anderen Ort ein 
Auto zu knacken. 

Ob die Grevesmühlener tatsächlich 
für den Brand verantwortlich sind oder 
eventuell neben weiteren Beteiligten 
eine Nebenrolle spielten, ist bisher noch 
unklar. Ebenso konnten Antifas bisher 
nicht aufklären, wieweit die Vier defini- 
tiv in organisierte rechtsradikale Struktu- 
ren eingebunden sind. Ihre Aussagen 


: Wir bleiben dabei: 
Safwan ist unschuldig! 

Schluß mit den rassistischen Ermittlungen! 

'] Diese Feststellung reizte die Staatsanwalt zu Ermittlungen, Razzia und 

Beschlagnahme (u.a. unserer Computer!)... 


Wir lassen uns nicht einschüchtern, wir werden gerade zum Prozeß mit 
unseren Positionen weiter für Solidarität mit Safwan streiten! 


Deswegen: 


Danke! 


Dafür brauchen wir Geld, und zwar viel und dringend! 
Die bisherige Arbeit zum Brandanschlag hat uns {ohne die 


beschlagnahmten Computer...) ca. DM 10.000 gekostet. 


Spendenkonto Nr. 566406-201, Postbank HH, BLZ 200 100 20, 
Kontoinhaber (Bitte unbedingt angeben!) Christoph Kleine. 


Lübecker Bündnis gegen Rassismus 


und ihr Handeln sprechen aber allemal 
eine klare Sprache. Techentien gibt bei 
seiner Vernehmung an, seine Gruppe 
»war auch in Rostock dabei«. Burmeister 
ist angeblich neutral gegenüber »Juden, 
Negern, Ausländer und Wessis«. Heiko Pa- 
tynowski gibt sich »kritisch« gegenüber 
Brandanschlägen, »weil die Rechten deut- 
sches Gut versauen«. Maik Wotenows ehe- 
maliges Zimmer im Jugendwohnheim 
zieren SS-Literatur und eine Reichs- 
kriegsflagge. Er saß unter anderem 
wegen des Sprühens von Hakenkreuzen 
in Untersuchungshaft und erzählte vor 
dem 18. Januar einem Freund, er habe 
oder wolle demnächst in Lübeck was an- 
stecken. 

Doch dieser Aussage räumen die Er- 
mittler offensichtlich keine Bedeutung 
ein, ganz im Gegenteil zu jenem angeb- 
lichen Geständnis, das Safwan Eid in der 
Nacht auf dem Weg ins Krankenhaus 
dem Rettungssanitäter JENS LEONHARDT 
offenbart haben soll. Neben umstritte- 
nen Brandgutachten und fragwürdigen 
Übersetzungen abgehörter BesucherIn- 
nengespräche ist es vor allem diese 
Beichte - »wir waren es« -, mit der die 
Anklage gegen den libanesischen Flücht- 
ling aufrecht erhalten wird. In verschie- 
denen Versionen berichtet der Sanitäter 
Leonhardt seiner Hauswirtin, einer Kol- 
legin und den vernehmenden Beamten 
von diesem Geständnis. Trotz zahlrei- 
cher Widersprüche hält die Staatsan- 
waltschaft den Zeugen laut Anklage- 
schrift für »uneingeschränkt glaubwürdig«. 
Aussagen der betroffenen Flüchtlinge 
hingegen bewertet die Behörde häufig 
als »bewußten Versuch, vom tatsächlichen 
Tatgeschehen abzulenken«. Einlassungen 
des Angeschuldigten, er habe »die haben 
das gemacht« gesagt und deutsche 
Rechtsradikale gemeint, seien »reine 
Schutzbehauptungen«. 

Über die tatsächliche Glaubwürdig- 
keit des Rettungssanitäters allerdings 
sind in den vergangenen Monaten er- 
hebliche Zweifel aufgetaucht. In seiner 
Aussage am 31. Mai gegenüber der Poli- 
zei will er von dem Geständnis Eids be- 
reits gehört haben, bevor er sich mit 
dem Libanesen auf der Fahrt ins Kran- 
kenhaus befunden habe; eine auffällige 
Angleichung an Aussagen, die dessen 
Freund und Sanitäter MATTHIAS HAMANN 
zuvor gegenüber den Ermittlern ge- 
macht hat. Auch er hatte in ersten An- 
gaben geäußert, er habe von dem ver- 
meintlichen Geständnis schon vor der 
Abfahrt des Krankentransportbusses 
gehört. Hamann ist es auch, der die Po- 
lizei über das angeblich von Leonhardt 
gehörte Geständnis Safwan Eids infor- 
miert. Etwa zeitgleich mit der Freilas- 
sung des libanesischen Flüchtlings wird 


SCHWERPUNKT Il: LÜBECK — GREVESMÜHLEN 


Zwei Nazis am Rand der Demo in Grevesmühlen, wo es angeblich keine rechtsradikale 
Szene geben soll 


bekannt, daß Matthias Hamann zumin- 
dest Ende der achtziger Jahre Kontakte 
zu rechtsradikalen Kreisen unterhielt. 
Während seiner Zeit als Mitarbeiter beim 
Malteser Hilfsdienst finden Kollegen im 
Spind des damals 16 bis 18jährigen Sa- 
nitäters eine Gaspistole, einen Gummi- 
knüppel und Protokoll-Papiere über den 
Aufbau einer Wehrsportgruppe in Lü- 
beck (Titel: »Verteidigungsabschnitt 
Süd« oder »Verteidigungsfront Süde«). 

Möglicherweise bestehen auch Ver- 
bindungen zwischen dem Kronzeugen 
Leonhardt und den vier Grevesmühle- 
ner Rechtsradikalen. Betreuer eines Hei- 
mes, in dem Maik Wotenow im vergan- 
genen Jahr gewohnt hat, finden bei des- 
sen Hinterlassenschaften einen Zettel, 
auf dem der ausgeschriebene Name von 
Leonhardt steht. Auf Fragen der Polizei, 
wen Wotenow unter diesem Namen 
kenne, gab der Grevesmühlener zwei 
Personen an, von denen einer überhaupt 
nicht existiert. 

Kurz nach Bekanntwerden dieses 
Zettels interviewt Spiegel-TV die ehema- 
lige Freundin Wotenows, Kerstin Bibow 
Diese spricht von einem weiteren Zettel, 
den sie der Polizei übergeben habe. Auf 
diesem Stück Papier sollen neben Mat- 
thias Hamann und Jens Leonhardt auch 
die Namen zweier Grevesmühlener ste- 
hen, die im Oktober 1995 versucht 
haben, das Auto der Familie Eid zu klau- 
en und dabei von den Söhnen Moham- 
med und Safwan gestellt wurden. Einen 
entsprechenden Zettel soll es zwar nach 
Angaben von Staatsanwalt Schultz 
tatsächlich geben, die erwähnten Perso- 
nen seien darauf allerdings nicht zu fin- 
den. Ob es sich also bei den »Spiegel- 
TV«-Recherchen lediglich um eine Me- 
dieninszenierung handelt, ist bisher un- 
klar. 

Doch ob gesicherte Informationen 
oder Medien-Hipes, alle möglichen 
rechtsradikalen Hintergründe des Lü- 


becker Brandes werden nach dem Willen 
der Staatsanwaltschaft im Prozeß gegen 
Safwan Eid keine Rolle mehr spielen. Es 
wird an der Verteidigung des Libanesen 
liegen, die als Zeugen geladenen Greves- 
mühlener sowie die Rettungssanitäter 
Matthias Hamann und Jens Leonhardt 
auf deren potentielle politische Motiva- 
tionen zu hinterfragen. 

Die Strafverfolger haben bereits mit 
Hilfe mehrerer Brandgutachten von Lan- 
des-- und Bundeskriminalamt einen 
Brandanschlag von Außen ausgeschlos- 
sen, da diese davon ausgehen, daß das 
Feuer im ersten Obergeschoß gelegt wor- 
den sein muß. Eine Gegen-Expertise des 
Frankfurter Brandschutzexperten Profes- 
sor Ernst Achilles, der einen Brandaus- 
bruch im hölzernen Vorbau des Hauses 
für wahrscheinlich hält, versucht die 
Staatsanwaltschaft in der Anklageschrift 
zu entkräften. Die Wahrnehmungen 
Marwan Eids, der eine kleine Explosion 
und das Quietschen (vermutlich eines 
Gartentores) gehört hatte, sind in der 
Anklageschrift unter dem Punkt »Die 
Entstehung des Brandes« nicht erwähnt. 
Auch von Äußerungen der Flüchtlinge, 
nach denen die Haustür häufig nicht ab- 
geschlossen gewesen sei, ist nicht die 
Rede. 

Naheliegend, daß die Ankläger auch 
mit einschlägigen Beweisstücken ent- 
sprechend umgegangen sind. Das Bo- 
denbrett der Stelle, an der das Feuer im 
ersten Stock ausgebrochen sein soll, 
fehlt. Ebenso die Zarge des Haustür- 
schloßes. Das Metallteil geht auf dem 
Weg von der Kriminalpolizei zur Krimin- 
altechnischen Untersuchung verloren. 
Vielleicht hat man dem Beweisstück 
keine besondere Bedeutung zugemessen. 
Warum auch? Schließlich konnte der Lü- 
becker Polizeisprecher DETLEF HARDT be- 
reits Anfang Februar verkünden, in Rich- 
tung eines Anschlages von Außen werde 
nicht mehr weiter ermittelt. = 
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Polizei prügelt Kundgebung 
gegen Demonstrationsverbot 
in Grevesmühlen auseinander 


Am Sonnabend, den 31. August, um 
17.23 Uhr fährt der Interregio 3661 aus 
Lübeck in den Bahnhof von Greves- 
mühlen ein. Über 700 Polizisten, darun- 
ter auch SEK, warten vor dem Bahnhof. 
Wenige Minuten nach der Ankunft des 
Zuges stürzen sie sich ohne Vorwarnung 
knüppelschwingend auf die ca. 200 an- 
gekommenen DemonstrantInnen. Ob- 


sg 


Don Tata 


macht’. Die MEK-Beamten achteten eben- 
sowenig darauf, ob im Kessel Menschen zer- 
trampelt wurden, noch darauf, ob die von 
ihnen Abgegriffenen verletzt waren, Brillen 
trugen etc. mit einem Wort: Sie verhielten 
sich, wie hirntote Gorillas, die auf die Eska- 
lation programmiert waren. 

Das ‘in Gewahrsam nehmen’ bestand 
darin, daß die Abgegriffenen und den Abge- 


Ne auf de 


Pelle rüeten-Kein Friede 


Deulschlang ! 


Sofort nachdem sich die Angereisten zur Kundgebung formiert hatten, wurden sie von der 


Polizei auseinandergeprügelt 


wohl sich unglaubliche Szenen abspie- 
len, bleiben die meisten DemonstrantIn- 
nen ruhig und lassen sich festnehmen. 
Anders die Einsatzkräfte, die nicht 
nur bei der Verhaftung der Antifaschi- 
stInnen brutal, rücksichtslos und ernied- 
rigend vorgehen, sondern auch beim 
Abtransport und im späteren Gewahr- 
sam mit überzogener Härte sowie vor- 
sätzlichen Schikanierungen arbeiten. 
Ein verhafteter Antifaschist berich- 
tet:» Die ‘Auflösung’ dieser ‘Demonstrati- 
on’ bestand darin, daß das MEK ohne Vor- 
warnung (...) auf die Menschentraube ein- 
knüppelte, sie zusammendrängte und Leute 
einzeln herausgriff, auf den Boden warf und 
mit Plasikbinden fesselte. Menschen, die 
wenn überhaupt nur passiven Widerstand 
leisteten, wurden zielgerichtet ‘plattge- 
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führten mit Plastikschellen die Hände zu- 
sammengeklemmt, sie auf dem Bahnhofs- 
vorplatz eingekesselt, einige ohne Vorwar- 
nung erneut zusammengeknüppelt, eine 
‚Frau mit Armverband verprügelt wurde und 
eine weitere Frau, die überhaupt nichts ge- 
macht hatte, von den übrigen Leuten iso- 
liert, mit einem Schäferhund bewacht, ge- 
fesselt, knieend sich von Dorfnazis bewer- 
fen lassen mußte, die unbehelligt der Szene 
beiwohnen durften. Dem ‘Gewahrsam’ auf 
dem Bahnhofsvorplatz von Grevesmühlen 
folgte der Abtransport in Kleinbussen und 
einem Großbus. Die Fahrer hatten sich eine 
besonders geistreiche Variante des Knüp- 
pelns per Fußpedal ausgedacht, in dem die 
Gefesselten und nicht angeschnallten durch 
Vollbremsung gegen die Zellenwände bzw. 
Rückenlehnen knallen ließen. (...) Die Fahrt 


führte zum erneuten Einkesseln in einem 
Häuserwinkel, in dem sich ein Eingang zu 
einer verfallenen Halle befand. Ein Teil der 
Gefesselten wurde in diese Halle gebracht. 
(...) Um ca. 23.00 Uhr wurden die Leute, die 
noch nicht in die Ruine geführt worden 
waren, in eine Turnhalle in Boltenhagen an 
der Ostsee bei Grevesmühlen gebracht.« 
Dem hinzuzufügen wäre noch, daß es 
auch in der Turnhalle zu Übergriffen auf 
die Gefangenen kam. Nazis wurden nur 
vereinzelt festgenommen, trotzdem sie 
zu Dutzenden am Rande standen und 
durch faschistische Parolen sowie Hitler- 
grüße auffielen. 

Ursprünglich sollte an diesem Tag in 
Grevesmühlen eine Demonstration 
unter dem Motto »Die Täter sind übe- 
rall...« bzw. »Den Tätern auf die Pelle 
rücken« stattfinden, die aber verboten 
worden war. Nachdem das Demonstrati- 
onsverbot auch in zweiter Instanz durch 
das Oberverwaltungsgericht Schwerin 
bestätigt wurde, wobei man sich hier auf 
Auszüge aus dem Aufruf berief, die an- 
geblich eine klare Gewaltbereitschaft 
signalisierten, wichen die Veranstalte- 
ıInnen aus dem antideutschen und anti- 
faschistischen Spektrum nach Lübeck 
aus. Dort fand fand dann die Demon- 
stration mit etwa 300 Menschen statt. 
Anschließend wollten 200 der Demon- 
strantInnen nach Grevesmühlen fahren, 
um dort mit einer angemeldeten Kund- 
gebung kurz und friedlich gegen das 
Verbot zu protestieren und zu zeigen, 
daß sie sich nicht davon abbringen las- 
sen, in dem Ort zu demonstrieren, aus 
dem die vier potentiellen Täter von Lü- 
beck stammen. Ihr Ansinnen wurde mit 
dem oben beschriebenen Szenario ge- 
ahndet. 

Die Polizei geriet auf der ansch- 
ließenden Pressekonferenz in Er- 
klärungsnot bezüglich des harten Einsat- 
zes, bei dem insgesamt 313 Personen 
festgenommen wurden, darunter auch 
einige schwerbewaffnete Faschisten. 
Einsatzleiter ALPEN leugnete den Schlag- 
stockeinsatz und berief sich auf angeb- 
lich vorhandene Waffen, die aber schon 
am Vormittag als bei angereisten Faschi- 
sten beschlagnahmten Waffen präsen- 
tiert worden waren. 

Vor dem Hintergrund des Ermitt- 
lungsverlaufes im Fall des Brandan- 
schlags von Lübeck, gegen den die De- 
monstrantInnen demonstrieren woll- 
ten, erhält das Geschehen vom 31. Au- 
gust besondere Brisanz. Offensichtlich 
versuchen Polizei und Politik mit allen 
Mitteln zu verhindern, daß ein anderes 
Bild über die Brandnacht vom 18. Janu- 
ar diesen Jahres an die Öffentlichkeit 
dringt, als das Ergebnis der offiziellen Er- 
mittlungen. | 


Gary Lauck von Hamburger Gericht 
zu vier Jahren Haft verurteilt 


NSDAP/AO ein Auslaufmodell? 


Ende August hat das Hamburger Landgericht gegen den Auslandschef der 
NSDAP/AO, Gary Lauck, eine Haftstrafe von vier Jahren wegen Volksverhetzung 
und Aufstachelung zum Rassenhass verhängt. Damit blieb das Gericht ein Jahr 
unter der Höchststrafe für diese Delikte. Es sah es als erwiesen an, daß der 
43jährige Lauck mehr als 20 Jahre lang NS-Propagandamaterial aus den USA in 
die Bundesrepublik geschickt und in seinen Schriften die Massenmorde in Au- 
schwitz geleugnet habe. Zahlreiche der ursprünglichen Anklagepunkte mußte 
die deutsche Justiz fallen lassen, da nur die Vorwürfe, die auch in Dänemark 
mehr als ein Jahr Haft bringen würden, zugelassen waren. Daran war die Aus- 
lieferung Laucks aus Dänemark geknüpft. 


Das Gericht hatte von der Höchststrafe 
abgesehen, da Lauck mit Worten gehan- 
delt habe - eine im übrigen sehr dezente 
Umschreibung seiner rüden antisemiti- 
schen Hetze. Lauck auf die propagandi- 
stische Ebene zu reduzieren, blendet je- 
doch die politischen Strukturen aus, in 
denen er operiert. Auf diese Leimspur 
gehen auch die Vertreter des freedom of 
speech, die im Lauck-Prozeß in erster 
Linie eine Einschränkung der Meinungs- 
freiheit sehen. 

Welche Auswirkung wird das Urteil 
gegen Lauck für die hiesige Neo-NS- 
Szene haben? Lauck, mit Hitler-Schnäu- 
zer und der Vorliebe, in Nazi-Uniform 
durch die Gegend zu laufen, wird in sei- 
ner Umgebung in Lincoln nicht sonder- 
lich ernst genommen und spielt auch in 
der neofaschistischen Szene der USA 
keine besondere Rolle. Ganz anders ist 
seine Tätigkeit für die deutsche und teil- 
weise europäische Szene zu beurteilen. 
Für die Bundesrepublik ist er der größte 
Lieferant an NS-Material und sein schon 
mehr als zwei Jahrzehnte währender, 
stetiger Materialfluß schuf Kontinuität 
für die junge militante NS-Generation, 
die ab den 70ern auf den Plan trat. 

Die NSDAP/AO stellt keine starre Or- 
ganisationsstruktur dar, dadurch ist sie 
schwerer faßbar für die Behörden (die al- 
lerdings immer zahlreiche Spitzel in 
deren Reihen hatten). Als Propaganda- 
Dienstleistungsunternehmen war sie 
nicht den politischen Konjunkturen der 
Neo-NS-Bewegung unterworfen. Sie bie- 
tet ein niedrigschwelliges Aktionsange- 
bot (nächtliches Plakatieren, Parolen- 
Schmierereien), das darauf zielt, das NS- 
Verbot ständig zu durchbrechen und 
auszuhöhlen. Damit erreicht sie beson- 
ders junge Rechte, die gerade anpoliti- 
siert worden sind. 

Ihre Bedeutung hat die NSDAP/AO 
aber nicht als reines Propagandaunter- 
nehmen, sondern durch ihre enge Ver- 
zahnung mit Nazistrukturen in der BRD. 


1975 war die NSDAP/AO an dem bun- 
desweiten Versuch einer einheitlichen 
NSDAP beteiligt. Dieser Ansatz unter der 
Koordination des Altnazis WILHELM WÜB- 
BELS brachte es zwar zu Ortsgruppen in 
etlichen Städten, die sich aber bis 1978 
bereits wieder aufgelöst hatten oder wur- 
den. In Hamburg hatte MicHArL KÜHNEN 
zuvor eine SA-Gruppe im Rahmen der 
NSDAP/AO aufgebaut. Jedoch schon 
bald waren die Handvoll Mitglieder be- 
kannt, außerdem hinderte das abge- 
schottete Zellensystem daran, eine brei- 
tere Öffentlichkeit zu erreichen. Die 
Konsequenz daraus war, einen »legalen 
Arm« zu schaffen, die AKTIONSFRONT NA- 
TIONALER SOZIALISTEN (ANS). Die wurde 
schon bald zum Kaderzentrum dieser 
NS-Strömung und setzt sich heute in der 
GdNF fort. Die eigentliche politische 
Struktur der NSDAP/AO ist in diesem 
Neonazi-Netz zu finden. Lauck hatte 
schon 1976 verkündet und in den fol- 
genden Jahren wiederholt, daß die ei- 
gentliche Führung »im Reich« liege. 
Indem die NSDAP/AO als eine eigen- 
ständige Organisation erscheint, die nur 
Einzelpersonen und Zellen beliefert, die 
nicht untereinander in Kontakt stehen, 
konnten sich die deutschen Jungnazis 
eine Nische schaffen, in der sie zwei 
Jahrzehnte weitgehend ungestört von 
staatlichen Eingriffen wirken konnten. 
Die gefestigteren Kader wurden in 
der GdNF als Kaderzentrum eingebun- 
den. Die meisten haben in der »SA«, die 
die GdNF in ihren internen Papieren als 
wichtigste Frontorganisation bezeich- 
net, ihren Treueeid als »politische Solda- 
ten« auf die »NSDAP« geleistet. Während 
die Propagandazellen ein Betätigungs- 
feld für heranwachsende Nazis schaffen, 
wird über die NSDAP/AO-Zeitungen zu- 
gleich Handfesteres verbreitet: Anleitun- 
gen zum Bombenbau, Werwolf-Konzep- 
te, Söldner-Werbung für den jugoslawi- 
schen Bürgerkrieg. Gerade an der Söld- 
ner-Mobilisierung innerhalb der faschi- 


stischen westeuropäischen Szene läßt 
sich ablesen, daß Teile des NSDAP/AO- 
Netztes sehr wohl handlungsfähig sind: 
in erster Linie versorgten NSDAP/AO- 
Gruppen die faschistische kroatische 
Miliz mit Möchtegernkriegern. 

Das Lauck-Urteil hat sicher eine de- 
moralisierende Wirkung, wie sie schon 
die Inhaftierung der GdNF-NSDAP/AO- 
Führer CHRISTIAN WORCH und GOTTFRIED 
KüsseL hatte. Doch für Lauck ist über- 
schaubar, wann sich für ihn die Pforten 
des Hamburger Knastes wieder öffnen. 
In der Zwischenzeit betreiben seine 
Kumpanen in Lincoln den NS-Postver- 
trieb für ihn. Dank mehr als zwanzig- 
jähriger Duldung durch die Bundes- 
behörden ist zudem die deutsche Neo- 
nazi-Szene stark genug, neue Beschaf- 
fungs- und Vertriebswege aufzubauen. 
In den letzten Jahren sind Kontakte zu 
Faschisten in Osteuropa entstanden 
oder sogar Druckereien finanziert Wor- 
den, die NS-Material billiger produzie- 
ren. Was die hiesige Szene treffen würde, 
wären nach dem Lauck-Prozeß 
NSDAP/AO-Folgeverfahren wegen Bil- 
dung einer kriminellen Vereinigung. 
Doch diese Paragraph ist bisher nur 
gegen Linke eingesetzt worden. 

Einen hat der Lauck-Prozeß zumin- 
dest ins Schwitzen gebracht. ERNST ZÜN- 
DEL, ein weiterer wichtiger Lieferant an- 
tisemitischen und faschistischen Materi- 
als, hat die kanadische Staatsbürger- 
schaft beantragt. Doch dies ist abgelehnt 
worden und Zündel, der gern Stimmung 
gegen Immigranten nach Kanada 
macht, muß mit seiner Ausweisung 
rechnen. Vor einer Auslieferung in seine 
alte Heimat, er kommt aus Görlitz, soll 
ihn wohl seine kürzlich Angetraute be- 
wahren: Zündel hat eine US-Amerikane- 
rin geheirat. = 


Ein Paragraph, der 
nicht gegen Nazis 
eingesetzt wird 


Strafgesetzbuch & 109h, Anwer- 
ben für fremden Wehrdienst: 

(1) Wer zugunsten einer ausländi- 
schen Macht einen Deutschen zum 
Wehrdienst in einer militärischen oder 
militärähnlichen Einrichtung anwirbt 
oder ihren Werbern oder dem Wehr- 
dienst einer solchen Einrichtung zu- 
führt, wird mit einer Freiheitsstrafe 
von 3 Monaten bis zu 5 Jahren be- 
straft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
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Polizei läßt Nazis marschieren 


Heß-Todestag dennoch kein Erfolg 
für JN und Kameradschaften 


Für dieses Jahr hatten die deutschen 
Neofaschisten gleich einen ganzen 
»Aktionsmonat« zum Todestag des Hit- 
ler-Stellvertreters RuDoLF Heß an- 


gekündigt, um sich in die Öffentlich- 
keit zu bringen. Als Auftakt war ein 


oben: Andre Zimmermann aus Siegen 
(Sauerländer Aktionsfront) betätigte sich 
in Worms, wie bereits am 1. Mai, als Anti- 
Antifa-Fotograf; im Hintergrund Harald 
Th. Mehr aus Lüdenscheid 

mitte: Anti-Antifa-Filmer in Worms 
unten: Thomas »Steiner« Wulff (Deutsche 
Liga) leitete den Ordnerdienst in Worms 
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bundesweiter Aufmarsch am 3. Au- 
gust geplant, der nur von den JUNGEN 
NATIONALDEMOKRATEN (JN) vorbereitet 
wurde und für den in über 90 deut- 
schen Städten Anmeldungen eingin- 
gen. Da diese alle verboten wurden, 
wichen die Neonazis auf einen Ort 
aus, in dem nichts angemeldet war: 
Bad Harzburg. 

Nach dem man sich im benachbar- 
ten Vienenburg gesammelt hatte, ging 
es gemeinsam in den Kurort, wo die 
geplante Aktion allerdings in einem 
Fiasko für die Nazis endete. Die oh- 
nehin nur 60 Teilnehmer wurden 
nach kurzer Zeit von der Polizei ge- 
stoppt und über 40 von ihnen festge- 
nommen. 

Für die folgenden zwei Wochen 
wurden regionale Aktionen angekün- 
digt, die aber eher spärlich gesät 
waren. Am 10. Juni kam es zu einem 
Aufmarsch im thüringischen Suhl, der 
von den REPUBLIKANERN angemeldet 
worden war und an dem auch zahlrei- 
che Neonazis teilnahmen. Desweite- 
ren wurden vereinzelt Transparente 
an Autobahnbrücken angebracht und 
es kam zu den bereits sattsam bekann- 
ten Sprüh- und Plakatieraktionen. 

Der Höhepunkt des »Aktionsmo- 
nats« sollte dann schließlich der Auf- 
marsch am 17. August, dem neunten 
Todestag des Hitler-Stellvertreters, 
werden. Während der Aufmarsch in 
Bad Harzburg und die regionalen Ak- 
tionen weitgehend alleine von der JN 
organisiert worden waren, mobilisier- 
te für diesen Tag ein »AKTIONSKOMITEE 
RupoLr HEß«, das sowohl aus führen- 
den Personen »unabhängiger« Kame- 
radschaften, der Berliner NATIONALEN 
und der verbotenen Organisationen, 
als auch aus Mitgliedern der Bundes- 
führung von JN und NPD bestand. 
Man wollte Geschlossenheit demon- 
strieren und eine möglichst große 
Teilnehmerzahl erreichen. 

Bereits Wochen vorher hatten die 
Neonazis angekündigt, daß es »nur 
einen zentralen Aufmarsch in Deutsch- 
land« geben werde, den Ort - Worms - 
jedoch bis zuletzt geheimgehalten. 
Durch die jahrelange Mobilisierung 
von AntifaschistInnen gegen den Auf- 
marsch wurden die Nazis Anfang der 
90er Jahre gezwungen, konspirativ zu 


mobilisieren. In diesem Jahr wurden 
Informationen nur noch an Funktele- 
fone mit vorher vereinbartem Code 
weitergegeben. Diese Art der Mobili- 
sierung verhindert allerdings nicht 
nur eine effektive antifaschistische 
Mobilisierung, sondern beschert auch 
den Nazis einen wesentlich kleineren 
Teilnehmerkreis bei ihren Aktionen. 

Dieses bestätigte sich dann auch 
am 17. August, als um 14.30 Uhr 
nicht 1000, wie großmäulig angekün- 
digt, sondern lediglich 200 Nazis vom 
Wormser Domplatz aus losmarschier- 
ten. Es handelte sich wie bereits in 
Berlin-Marzahn am 1. Mai um eine 
Mischung aus Kadern und einer 
neuen, teilweise sehr jungen Genera- 
tion von Nazis und Boneheads. Unter 
der Leitung von STEFFEN HUPKA (ex-NF) 
und dem Bundesvorsitzenden der JN 
HOLGER APFEL ging es ungestört von 
der Polizei durch die Stadt. .Erst nach 
der Abschlußkundgebung, auf dem 
Rückweg zum Domplatz, schritten die 
Beamten ein. Zu diesem Zeitpunkt 
hatte sich bereits ein Teil der Nazis, 
unter anderem der mutige Führer Stef- 
fen Hupka, verzogen. Nachdem ein 
Spezialeinsatzkommando (SEK) und 
eine Hundestaffel die Straße gesperrt 
hatten, ließen sich die Nazis zu einer 
Sitzblockade nieder. Im Verlauf einer 
Stunde wurden sie einzeln abgeführt, 
bis die Gefangenentransporter voll 
waren. Der Rest des Aufmarsches 
mußte unter Polizeispalier auf die 
Wache marschieren und sich dort 
ebenfalls festnehmen lassen. 

Unterdessen hatte sich am Rande 
des Aufmarsches bereits ein Pulk aus 
200 AntifaschistInnen, aufgebrachten 
Bürgern und Journalisten gebildet, 
aus dem immer wieder »Nazis raus«- 
Rufe erschollen und wiederholt Pyros 
auf die Nazis flogen. Vor und während 
des Aufmarsches wurden auch immer 
wieder Nazis von Antifaschisten ange- 
gangen, wobei mehrere Nazis verletzt 
und einige ihrer Autos zerstört wur- 
den. 

Zu einem fast nur intern mobili- 
sierten Aufmarsch, der nicht nur an 
der Polizei, sondern auch an den An- 
tifas vorbeiging, kam es zur gleichen 
Zeit in Merseburg (Sachsen-Anhalt). 
Etwa 120 Nazis marschierten unter 
der Leitung des Vorsitzenden der 
Sammlungsorganisation Die Nationa- 
len e.V. FRANK SCHWERDT und einer Mo- 
torradgruppe aus Potsdam kurze Zeit 
durch den Ort und riefen Parolen. Im 
Anschluß begaben sie sich zum Brun- 
nenfest in Bad Lauchstädt, wo es dann 
zu Auseinandersetzungen mit der Po- 
lizei kam und 30 Nazis festgenommen 


wurden. Ein geplanter Überfall auf das 
besetzte Haus in Bitterfeld fand dar- 
aufhin nicht statt. 

Auch in Skandinavien kam es, wie 
bereits im letzten Jahr, zu einem Auf- 
marsch. Nachdem die Nazis im ver- 
gangenen Jahr in Roskilde eine Ab- 
fuhr erteilt bekommen hatten, ging es 
dieses Jahr ins schwedische Trollhät- 
tan. Dort versuchten etwa 150 Nazis 
für ihren Märtyrer Heß zu marschie- 
ren, allerdings waren nur wenige 
deutsche Nazis vor Ort. Mehrere Hun- 
dert Gegendemonstranten griffen die 
Nazis und ihren Polizeischutz an, 
woraufhin die Polizei die Gegende- 
monstration auseinandertrieb. Die 
Nazis konnten dennoch nur kurz mar- 
schieren und werden Trollhättan be- 
stimmt ebensowenig in guter Erinne- 
rung behalten, wie Roskilde. 

Insgesamt betrachtet war der »Ak- 
tionsmonat« für die erfolgsbedürftige 
neonazistische Szene eine völlige Plei- 
te. Auch wenn sie zwei Aufmärsche 
zumindest teilweise durchführen 
konnten, war die Beteiligung eher 
peinlich. Von den anderen Aktionen 
war nichts zu merken und das Me- 
dienecho auf den von den Nazis selbst 
zum Höhepunkt des Jahres hochstili- 
sierten Heßtodestag blieb wie in den 
vergangenen Jahren vernichtend. Als 
kleiner Erfolg muß lediglich die Mobi- 
lisierung nach Merseburg bezeichnet 
werden. Offensichtlich ist es den in 
den Nationalen zusammengeschlosse- 
nen Berliner KAMERADSCHAFTEN und be- 
freundeten Gruppen in Ostdeutsch- 
land gelungen mit einer nahezu inter- 
nen Mobilisierung 120 Aktivisten auf 
die Straße zu bekommen. 

Zwiespältig bleibt weiterhin das 
Verhalten von Seiten des Staates. Ob- 
wohl im Vorfeld angekündigt worden 
war, jegliche Aktivitäten von Nazis zu 
unterbinden und über 100 Nazis be- 
reits am Vormittag des 17. August fest- 
genommen sowie zahlreiche Straßen- 
sperren errichtet worden waren, ließ 
man die Nazis in Merseburg und fast 
eine Stunde lang auch in Worms mar- 


Der Aufmarsch im schwedischen Trollhättan 


NAZI-SZENE 


oben: die Naz 
marschieren fa 
eine Stunde un 
gestört durch 
Worms 

links: nachden 
sie von der Pol 
zei gestoppt w 
den, versuchen 
sie sich im Dur 
führen einer Sii 
blockade 


schieren. Nach dem Verhalten der 
Nazis in den letzten Jahren hätte auch 
den Beamten in grün klar sein müs- 
sen, daß die Nazis flexibel reagieren 
und meistens in einem Ort aufmar- 
schieren, wo sie keine Anmeldung 
vorgenommen haben. 

Es erscheint unglaubwürdig, daß 
ein derart ausgebauter Polizeiapparat 
wie der deutsche nicht in der Lage 
sein soll, zu ermitteln, wo 100-200 
Neonazis aufmarschieren und dort 
entsprechend präsent zu sein. _ 
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Mit den Aktionen rund um den To- 
destag des Hitler-Stellvertreters HEß 
haben zwei Strukturmodelle der miili- 
tanten neofaschistischen Szene, die 
mit der verbotsbedingten Umstruktu- 
rierung der Szene entstanden sind, 
erneut ihre Praktikabilität bewiesen. 
Während die JUNGEN NATIONALDEMO- 
KRATEN (JN) bundesweit für Propagan- 
da und die Darstellung in der Öffent- 
lichkeit zuständig sind, übernehmen 
regionale Zusammenschlüsse, wie DIE 
NATIONALEN E.V. aus Berlin, diese Auf- 
gaben für ihr Gebiet und stellen 
gleichzeitig einen Knotenpunkt für 
die örtlichen Kameradschaften dar. 
Diese sind die Hintergrundstruktur 
und wollen, indem sie nicht konti- 
nuierlich nach außen auftreten, 
einem Verbot-entgegenwirken. 


Zentrum der JN in Kalte Zeit bei Sulingen (Südniedersachsen) 


Br u 
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JN und regionale Zusammenschlüsse überneh- 
men Auftreten in der Öffentlichkeit 


Die Jungen Nationaldemokraten 


Seit etwa einem Jahr nimmt die Bedeu- 
tung der NPD-Jugendorganisation stetig 
zu. Mit den Organisationsverboten von 
NATIONALISTISCHER FRONT (NF) bis WIKING 
JUGEND (W]J) hat sich eine Umstrukturie- 
rung der neofaschistischen Szene in 
Gang gesetzt. Die Nazis versuchen, sich 
in unabhängigen Zellen und KAMERAD- 
SCHAFTEN zu Organisieren, um so eine 
Hintergrundstruktur zu schaffen, die 
gegen Repression geschützt ist. Den- 
noch brauchen sie weiterhin Strukturen, 
die in der Öffentlichkeit auftreten und 
einen Bezugspunkt darstellen. Bundes- 
weit übernehmen die JN diesen Part. 
Neben zahlreichen Propagandamate- 
rialien, die bundesweit von Nazis jegli- 
cher Coleur genutzt werden, haben die 
JN ihre Befähigung für diese Aufgaben 
bereits mit dem Aufmarsch am 1. Mai in 
Berlin-Marzahn unter Beweis gestellt. 
Auch in die Vorbereitungen des für 
die Nazi-Szene wichtigen Aktionsmo- 
nats zum Todestag des Hitler-Stellvertre- 
ters Heß waren die JN und auch ihre 
Mutterpartei eingebunden. Im Allein- 
gang versuchten sie bereits zwei Wochen 
vor dem eigentlichen Todestag einen 
Aufmarsch in Bad Harzburg durchzu- 


Die PR-Manager 


führen, der aber mit 60 Teilnehmern ein 
Reinfall wurde. Erst am 17. August, für 
den neben der JN auch zahlreiche Ka- 
meradschaften und regionale Zusam- 
menschlüsse mobilisierten, waren meh- 
rere Hundert Kameraden bereit unter 
dem Label JN einen Aufmarsch durchzu- 
führen. Die Vorbereitung der Aktion lag 
trotz der Aufmachung nach außen als 
JN-Aufmarsch weitgehend in der Hand 
der Kameradschaften, der Nationalen 
und anderen Führungspersonen der NS- 
Szene. 

Neben ihrer Funktion als PR-Mana- 
ger der Naziszene und Namensgeber für 
bundesweite öffentliche Aktionen die- 
nen die JN auch als Auffangbecken für 
die Mitglieder der verbotenen Organisa- 
tionen. Selbst dem Verfassungschutz 
(VS) liegen Erkenntnisse vor, »daß mitt- 
lerweile etliche frühere WJ- und FAP-Mit- 
glieder Anschluß an die JN gefunden 
haben.«1 

Auch wenn die JN zahlenmäßig 
nicht besonders stark scheinen und ihr 
Einfluß auf die Hintergrundstrukturen 
beschränkt ist, kommt ihnen momen- 
tan mit der bundesweiten Propaganda- 
arbeit eine zentrale Aufgabe für die ge- 
samte neofaschistische Szene zu. Sie 
sind ein Teil des umstrukturierten Netz- 
werks, das nach den Verboten weiter zu- 
sammengerückt und trotz der scheinba- 
ren Zersplitterung in die zahlreichen Ka- 
meradschaften und Zellen immer wieder 
zu gemeinsamen Aktionen fähig ist. So 
freuten sich die Organisatoren des 
Wormser Naziaufmarsches im Nachhin- 
ein, daß sie es geschafft hätten, »die Ver- 
treter aller relevanten Gruppierungen und 
Verbindungen (...) auf ein geschlossenes 
Vorgehen einzuschwören.« Auch der VS 
muß zugeben: »die staatlichen Verbote 
haben die traditionelle Zersplitterung über- 
wunden« und bestätigt, daß »die Zu- 
gehörigkeit zu bestimmten Gruppen un- 
wichtig geworden« ist.2 Wie eng verwo- 
ben die einzelnen Elemente des Nazi- 
netzwerkes sind, und daß diese verschie- 


dene Funktionen haben zeigt auch die 
Anweisung von STEFFEN HUPKA, dem ehe- 
malige Kader der verbotenen NF und 
heutigen Autor in der JN-Postille EINHEIT 
& Kampf: »Macht eine Arbeitsteilung! Laßt 
einige Leute den Kontakt zur JN durch Mit- 
gliedschaft halten und nutzt so die Vernet- 
zung mit einer großen Organisation, — an- 
dere Kameraden können dafür andere Auf- 
gaben vor Ort übernehmen.«? 

Ein Wegfallen des Propagandaappa- 
rates JN würde für die Nazis einen ent- 
scheidenden Schritt in die Isolation be- 
deuten, in die sie mit zunehmender 
Konspirativität sowieso schon geraten 
sind. Auch Ausweichorganisationen gibt 
es kaum. Als bundesweite Organisation 
mit guter Infrastruktur ständen nur 
noch die HILFSGEMEINSCHAFT FÜR NATIONALE 
POLITISCHE GEFANGENE (HNG) und die 
NPD, die momentan schon die Aufga- 
ben der JN in den Gebieten übernimmt, 
wo diese nicht vertreten ist, zur Verfü- 


gung. 


Während die JN und teilweise die 
NPD die Aufgabe der bundesweiten Pro- 
paganda übernommen haben, sorgen 
andere Organisationen für örtliche Ver- 
ankerung, Schulungen etc. Besondere 
Bedeutung kommt dabei den regionalen 
Zusammenschlüssen verschiedener Na- 
ziorganisationen zu, wie zum Beispiel 
dem BUND FRANKENLAND und dem DEUT- 
SCHEN FREUNDESKREIS NORDHARZ, die die 
Aufgaben, die JN und NPD bundesweit 
erledigen, auf regionaler Ebene überneh- 
men. Sie dienen als Vorfeldstruktur, mit 
deren Hilfe die einzelnen Organisatio- 
nen und die Kameradschaften, die im 
Hintergrund bleiben wollen, ihre regio- 
nale Propaganda betreiben und einen 
Namen etablieren. Wenn eine derartige 
Organisation verboten wird, kratzt das 
die Hintergrundstruktur nicht an und 
man kann einen neuen Zusammen- 
schluß gründen. Als effizientestes Mo- 
dell regionaler Zusammenschlüsse 
scheint sich momentan die Berliner 


Interview mit dem Sprecher des 
Verfassungsschutzes NRW Wolfgang Düren 


(teilweise erschienen in der jungen Welt vom 29.8.96) 


Wir dokumentieren an dieser Stelle ein Interview mit einem VSler, um aufzuzeigen, 
wie staatliche Stellen die JN einschätzen. Während einige Aussagen des Verfassungs- 
hüters unsere Einschätzungen decken, so sind andere doch mit Vorsicht zu ge- 
nießen. Interessant wäre natürlich auch, wie der gute Mann gegen Nazis vorgehen 
will, außer mit Verboten. 


Die Jungen Nationaldemokraten entwickelten sich von einer bloßen Jugendorgani- 
sation der NPD in den letzten Monaten zu einem der aktivsten Teile des organisierten 
Neofaschismus. Wie würden Sie Ihre derzeitige Stellung in der neofaschistischen Szene 
beschreiben? 

Die Jungen Nationaldemokraten sind im Augenblick die größte Gruppierung, die neona- 
zistischen Positionen vertritt. Sie hat eine Stärke von ca. 150 bis 200 Mitgliedern bundesweit. 

Gibt es an der Ideologie und dem Vorgehen der |N etwas wirklich Neues? 

Es gibt etwas Neues insoweit, als sich die N von einer relativ bedeutungslosen und lamm- 
frommen Jugendorganisation der NPD zu einer aktionistischen und nationalrevolutionären 
Gruppierung umorientieren. Man vertritt das Bild des politischen Soldaten, man strebt den 
politischen Umsturz in Deutschland an, der Hinweis auf den 3. Weltkrieg im Kapitalismus und 
Kommunismus ist nichts Neues, das ist ein altes rechtsextremistisches, programmatisches Mu- 
ster. Interessant ist bei den Jungen Nationaldemokraten, daß hier eine neue Funktionärsgene- 
ration herangewachsen ist, die ihre wesentliche Prägung am Umfeld der NPD gefunden hat. 

War die N nicht schon immer eine Art Sprungbrett für eine rechtsextremistische 
Karriere wie zum Beispiel bei Kühnen oder bei Schönborn? 

Das ist sicherlich so gewesen, aber der eigene politische Stellenwert der |N ist in der Ver- 
gangenheit doch geringer gewesen. Nunmehr haben wir eine Situation, wo nach vielen Ver- 
boten gegenüber neonazistischen Gruppierungen die |N einen besonderen Stellenwert errun- 
gen hat. Damit einher geht ein Generationswechsel, der also mit großem Aktionismus nazisti- 
sches Gedankengut vertreten. 

Wenn man in Betracht zieht, daß zum Beispiel bei dem Naziaufmarsch in Berlin Ex- 
NF-Kader und |N-Kader Hand in Hand marschierten, könnte man dann sagen, daß die JN 
von den Verboten anderer Organisationen personell profitiert hat? 

Die |N hat durch die Übertritte einzelner Neonazi-Ideologen sicherlich personell profitiert, 
mengenmäßig macht dieses nicht sehr viel aus. Man muß aber betonen, daß die Umorientie- 
rung, die Radikalisierung der |N im wesentlichen eine Entwicklung ist, die aus der |N selbst sich 
entwickelt hat. Sie ist kein Produkt der übergetretenen Neonazi-Kader. Sie ergänzen allerdings 
diesen Prozeß. 

Wäre denn ein Verbot sinnvoll bei der JN? 

Neonazismus läßt sich nicht beseitigen, wenn Organisationen verboten werden. Sie wer- 
den sich gegebenenfalls einen anderen Rahmen suchen. Ein Verbot dürfte allerdings Voraus- 
setzungen erfordern, bei denen ich mir nicht sicher bin, ob sie bei den Jungen Nationalde- 
mokraten bereits erfüllt sind. Man sollte bedenken, daß die IN großen Wert darauf legt, mög- 
lichst wenig Straftatbestände zu erfüllen, was ihrer Militanz und ihren politischen Ausrichtun- 
gen jedoch keinen Abbruch tut. 


NAZI-SZENE 


Beispiel für die Verwobenheit der verschie- 
denen Strukturen: Andreas Storr ist stell- 
vertretender Bundesvorsitzender der JN 
und gleichzeitig Führer der Kamerad- 
schaft Marzahn in Berlin 


Sammlungsorganisation DIE NATIONALEN 
E.V. durchzusetzen. 


Die Nationalen e.V. 


Der von Frank SCHWERDT geführte 
Verein, der 1992 als Wahlzusammen- 
schluß von einem Spektrum, das von 
Rer-Mitgliedern bis zur NF reicht, ge- 
gründet wurde, hat sich mittlerweile zu 
einem effektiv arbeitenden Zusammen- 
schluß aller relevanten Berliner Nazi- 
gruppen gemausert. Er macht die Propa- 
ganda, z.B. die BERLIN-BRANDENBURGER- 
ZEITUNG (BBZ), die mittlerweile sechs Ab- 
leger im gesamten Bundesgebiet hat, 
tritt zu Wahlen an, organisiert die Re- 
krutierung und Zusammenarbeit mit 
Gruppen in Brandenburg und Sachsen- 
Anhalt und dient gleichzeitig als Kno- 
tenpunkt für die zehn Berliner Kamerad- 
schaften. Mit seiner großen Effizienz 
und teilweise sogar überregionalen Ar- 
beit, wie BBZ und der starken Beteili- 
gung an der Vorbereitungen der Heß-Ak- 
tionen, erhält der Verein auch bundes- 
weite Bedeutung und einen Vorbildcha- 
rakter für andere Regionen und ihre Zu- 
sammenschlüsse. 

Seinen Einfluß und seine Organisie- 
rungsfähigkeit hat der Verein ebenfalls 
am 17. August gezeigt. Unabhängig vom 
bundesweiten Aufmarsch in Worms or- 
ganisiertten die Nationalen unter 
Schwerdts Führung einen Aufmarsch im 
sachsen-anhaltinischen Merseburg, von 
dem die Polizei im Vorfeld angeblich 
nichts gewußt haben will. Damit gelang 
es den Nationalen mit einer Mobilisie- 
rung, die fast intern verlief, 120 Nazis 
auf die Straße zu kriegen. Ein Umstand 
der deutlich macht, was an Strukturen 
hinter dem Zusammenschluß steht. 


1) Verfassungsschutzbericht des Landes NRW 
über das Jahr 1995. S.92. 

2) ebda. S. 85. 

3) Umbruch. Nr. 11, Februar 1996. S. 3. 

4) Siehe AIB No. 35, S. 4ff. 
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Fürstenwalde - Stellvertreter für 
viele Städte in Ostdeutschland 


Seit Juli dieses Jahres steht Fürstenwalde, 
eine Kleinstadt mit 35.000 EinwohnerIn- 
nen bei Berlin, stellvertretend für den 
wieder zunehmenden Straßenterror von 
Neonazis - nicht nur im Land Branden- 
burg. Am 25. Juli 1996 griff eine Gruppe 
von ca. 30 faschistischen Skinheads und 
Neonazis einen türkischen Imbiß am Für- 
stenwalder Bahnhof an. Dem Angriff vor- 
ausgegangen waren monatelange Bedro- 
hungen von vor allem libanesischen Asy- 
lbewerberInnen, die Anfang der 90er 
Jahre vom-Bundesamt für Asylbewerbe- 
ıInnen nach Fürstenwalde verteilt wor- 
den waren und seitdem dort leben. Zwei 
Wochen vor dem Agriff war eine libanesi- 
sche Frau auf der Straße von zwei 
Skinheads angegriffen worden; die Skins 
versuchten, die Frau mit ihrem Kopftuch 
zu erwürgen. 

Am Tag des Angriffs auf den Imbiß- 
stand hatte der Ehemann der Frau einen 
der beiden Täter auf der Straße erkannt 
und verbal verwarnt. Wenig später sam- 
melte sich eine Gruppe von ‘Skins und 


Frank Schwerdt: Vorsitzender des Vereins 
Die Nationalen e.V. und Aufbauhelfer für 
die Nazikameradschaften in Ostdeutsch- 
land 


Neonazis und griff den Imbißstand am 
Bahnhof an, wo zum Zeitpunkt des An- 
griffs ein libanesischer Mann alleine ar- 
beitete. Mehrere Angreifer drangen in 
den Imbißwagen ein, schlugen den Liba- 
nesen und zertrtümmerten den Wagen. 
Da er um sein Leben fürchtete, wehrte 
sich der libanesische Imbißverkäufer mit 
einem Dönermesser und fügte einem der 
Angreifer einen Messerschnitt an der 
Hand zu. Danach gelang es ihm zu flüch- 
ten und die Polizei zu alarmieren, die 30 
Minuten später mit einem Streifenwagen 


24. Antifaschistisches Infoblatt Nr. 36/1996 


auftauchte. Zu diesem Zeitpunkt hatten 
sich auch drei libanesische Männer am 
Imbißstand eingefunden, um ihrem 
Freund zur Hilfe zu kommen. Augenzeu- 
gInnen berichten, daß die Polizeibeam- 
ten freundlich mit der Skinheadgruppe 
redeten, während diese mit »Ausländer 
Raus«-Rufen die Libanesen weiter be- 
schimpften. Ein Polizeibeamter forderte 
zwei Skinheads auf, einen der libanesi- 
schen Männer, der sich vom Ort des Ge- 
schehens wegbewegen wollte, festzuhal- 
ten. Schlußendlich nahm die Polizei so- 
wohl die vier libanesischen Männer, als 
auch zehn der deutschen Angreifer fest. 

In einer ersten Pressemitteilung zu 
dem Angriff leugnete die Polizei jegli- 
chen rassistischen Hintergrund und be- 
hauptete, es hätte sich um ein »Kräfte- 
messen« zwischen rivalisierenden Grup- 
pen gehandelt. Während die Deutschen 
das Polizeigewahrsam nach wenigen 
Stunden verlassen konnten, wurden die 
vier libanesischen Männer mit Hand- 
schellen an Wandringe gefesselt zehn 
Stunden in der Polizeiwache festgehal- 
ten. Dabei wurden sie von Polizeibeam- 
ten immer wieder mit rassistischen 
Sprüchen beleidigt. Dem verletzten Im- 
bißverkäufer wurde ein Ermittlungsver- 
fahren wegen Körperverletzung ange- 
droht. 

Erst nachdem überregionale Medien 
die Hintergründe des Angriffs recher- 
chierten, sah sich die Polizei und die zu- 
ständige Staatsanwaltschaft Frank- 
furt/Oder gezwungen, die rassistischen 
Hintergründe des Angriffs zuzugeben 
und die Ermittlungen über die Angreifer 
zu intensivieren. 

Der Terror gegen libanesische Famili- 
en setzte sich in den Tagen nach dem An- 
griff ungebrochen fort. Noch in der glei- 
chen Nacht wurden die Fensterscheiben 
einer Wohnung einer libanesischen Fa- 


-milie eingeschmissen. Einen Tag später 


wurde ein weiterer ausländischer Imbiß- 
stand in Fürstenwalde-Nord verwüstet. 
Und am darauffolgenden Abend griffen 
drei jugendliche Skinheads das Auto 
eines Libanesen mit Flaschen an. Die Re- 
aktion der örtlichen Polizei war immer 
gleich: Die Opfer wurden verhöhnt und 
nicht ernstgenommen, Ermittlungen - so 
sie überhaupt stattgefunden haben - ver- 
liefen ergebnislos. Für die Libanesen ist 
das nichts Neues: Am 25. März 1996 war 
ein libanesischer Mann von sechs 
Skinheads nachts auf der Straße so 
schwer verletzt worden, daß er mehrere 


Tage in der Intenstivstation behandelt 
werden mußte. 

Obwohl er Anzeige erstattete und die 
Täter identifizieren konnte, ist bis heute 
nichts weiter passiert. Für die libanesi- 
schen Familien in Fürstenwalde war die 
Situation in den Wochen nach dem An- 
griff auf den Imbißstand unhaltbar: Nach 
Einbruch der Dunkelheit trauten sie sich 
nicht mehr auf die Straße und die Kinder 
konnten auch tagsüber nicht alleine 
draußen spielen. 

Inzwischen wurde ihnen von Seiten 
der Brandenburger Ausländerbeauftrag- 
ten und der Stadt Fürstenwalde Unter- 
stützung zugesagt, doch es ist zu befürch- 
ten, daß schöne Wort alleine in Fürsten- 
walde schon lange nicht mehr ausrei- 
chen. Denn die Zunahme des rassisti- 
schen Terrors in Fürstenwalde hat ihre 
Ursache in der seit 1994 kontinuierlich 
stattfindenden Rekrutierung der neofa- 
schistischen Sammlungsorganisation DIE 
NATIONALEN E.V. in Fürstenwalde, die dort 
einen eigenen Kreisverband gegründet 
hat. So fand dann auch im März 1995 die 
Jahreshauptversammlung der Nationalen 
in Fürstenwalde statt, bei der Berliner 
Neonazikader FRANK SCHWERDT als Vorsit- 
zender bestätigt wurde. 

Zu den Aktivitäten des Fürstenwalder 
Kreisverbands gehören neben Liedera- 
benden mit Liedern von FRANK RENNICKE 
oder einem Ausflug ins Panzermuseum 
Munster auch regelmäßige Schulungen 
durch die Berliner Neonazis Frank 
Schwerdt und CHRISTIAN WENDT. Auch die 
Schändung des jüdischen Friedhofs im 
Oktober 1995, dessen Grabsteine mit Pa- 
rolen wie »Kampfgruppe Rudolf Heß« 
und »NS 88« besprüht wurden, scheint 
im Umfeld der Kameradschaft organisiert 
worden zu sein. Die Stärke der Kamerad- 
schaft und ihres Umfelds wird mittler- 
weile auf 50 bis 80 Leute geschätzt. Daß 
die Fürstenwalder Kameradschaft eng in 
das organisatorische Netz der Nationalen 
eingebunden ist, zeigte sich u.a. in der 
später vom Polizeipräsidium Frank- 
furt/Oder verbotenen Anmeldung eines 
Aufmarschs in der Stadt durch den Berli- 
ner JN-Kader ANDREAS STORR am ersten Ak- 
tionstag des diesjährigen »Rudolf-Heß- 
Gedenkmonats«. In der Nacht vom 17. 
August wurden dann in der ganzen Stadt 
flächendeckend faschistische Parolen ge- 
sprüht. 

Fürstenwalde steht in diesem Som- 
mer stellvertretend für viele Brandenbur- 
ger Städte, wie Mahlow, Brandenburg 
a.d.H., Teltow, in denen es an örtlichen 
antifaschistischen Strukturen mangelt, 
die einer neuen Generation von faschisti- 
schen Jugendlichen, die unter der Anlei- 
tung von älteren Kadern aktiv werden, 
wirkungsvoll entgegentreten könnten. MI 


Kameradschaft Elbe-Ost 
terrorisiert Wittenberg 


Antifaschist muß vor Gericht 


Aufmerksamkeit nicht nur in der Witten- 
berger Nazi-Szene, sondern bis in die Re- 
daktion der Berlin-Brandenburger Zei- 
tung (BBZ), erregt derzeit der Prozeß um 
den Wittenberger Daniel S. 

Daniel ist wegen versuchten Tot- 
schlages angeklagt. Ihm wird vorgewor- 
fen in der Nacht vom 4. auf den 5. April 
einen Mitläufer der Kameradschaft Elbe- 
Ost verletzt zu haben. Daß hier ein Akt 
der Notwehr vorliegt, ist offensichtlich: 
ca. 30 Nazis waren bewaffnet mit Base- 
ballschlägern, Schwertern und Gaspisto- 
len beim Piekhaus, einer Wittenberger 
Kneipe, angerückt. Vor dieser hielten 
sich ein paar Linke auf. Es ist davon aus- 
zugehen, daß das Kameradschaftsmit- 
glied EnkIco PERTZSCH den ehemaligen 
Kameradschaftsleiter Dany THÜRING hier- 
von telefonisch unterrichtet hatte, wor- 
aufhin sich dieser samt Gefolgschaft, die 
sich im Haus des STEPHAN KAROW aufge- 
halten hatte, auf den Weg machte. Daß 
es sich um einen organisierten Überfall 
gehandelt hat, liegt auf der Hand. 

Es war nicht das erste Mal daß sich 
die Kameradschaft Elbe Ost mit einer mi- 
litanten Aktion hervortat. 


Kurze Chronik der Nazi-Szene in 
Wittenberg 


1992 gründet sich in Wittenberg der 
Kreisverband der DEUTSCHEN LIGA FÜR 
VOLK UND HEIMAT. Bei der Gründung ist 
der Berliner FRANK SCHWERDT dabei, der 
von nun an starken Einfluß auf die Ent- 
wicklung der lokalen rechten Szene neh- 
men wird. ANDREAS MATTHEUS, bei dem im 
Mai ‘94 ein selbstgebastelter Sprengsatz 
in der Wohnung hochgeht, wird zum 
Kreisvorsitzenden gewählt. Für die Berli- 


Weitere Mitglieder der 
Kameradschaft Elbe-Ost 


Lars Fuhrmann 

Mirko Pflaumer 

Thorsten Escherich 

Silvio und Andreas Ziegler 
Enrico Müller 

Marco Strebe 

Rene Hotowy 

Peter Schweps 

Klaus Peter Werner 

Mario Erdmann 


ner Kommunalwahlen ‘92 werden unter 
Landesvorsitz Schwerdts »Die Nationa- 
len e.V. Berlin-Brandenburg« gegründet, 
mit welchen die Mitte ‘93 entstehende 
KAMERADSCHAFT WITTENBERG eng zusam- 
menarbeiten wird. 

Schon Ende ‘92 waren spätere Kame- 
raden bei Wehrsportübungen auf dem 
WASAG-Fabrikgelände unter Leitung des 
kürzlich als V-Mann des Verfassungs- 
schutzes aufgeflogenen PETER SCHULZ 
dabei. Laut VS-Bericht nahmen weitere 
Kameradschaftsmitglieder bei Wehr- 
sportübungen der verbotenen NATIONALI- 
STISCHEN FRONT (NF) in NRW teil. 

Nach Hausdurchsuchungen wird am 
10. November ‘94 gegen die Kamerad- 
schaft Wittenberg ein Verfahren nach 
8129 eingeleitet, woraufhin sich diese 
selbst auflöst, jedoch nur, um sich eine 
Woche später als KAMERADSCHAFT ELBE-OST 
neu zu formieren. Die Führungskader 
sind die gleichen, Dany THÜRING ist ve- 
mutlich ab diesem Zeitpunkt Kamerad- 
schaftsführer. Der VS spricht von »sieben 
Funktionären« und »sieben weiteren Perso- 
nen«, sowie von ca. 20 Personen, die über 
Ortsgruppenleiter eingebunden seien. 

Immer wieder tauchen im Zusam- 
menhang mit der Kameradschaft die 
Namen der Berliner Frank Schwerdt und 
CHRISTIAN WENDT auf. Wittenberger Anti- 
faschisten bestätigen, daß ohne deren 
theoretische und praktische Schulungen 
die Kameradschaft nicht mehr als ein 
»saufender Haufen Jugendlicher« gewesen 
sei. Unter Schwerdts ideologischer Lei- 
tung besuchen die Kameraden Veranstal- 
tungen der Nationalen, starten regel- 
mäßig Aktionen zu Sonnwende und Füh- 
rergeburtstag und verteilen zusammen 
mit dem JUNGEN NATIONALEN SPEKTRUM 
(INS), der Jugendorganisation der Natio- 
nalen, Flugblätter. Auch 1995 besucht 
Schwerdt die Kameradschaft, die nach 
Einschätzung von Antifaschisten inzwi- 
schen knapp 100 Mitglieder und Mitläu- 
fer zählt, regelmäßig und führt Schulun- 
gen durch. 

Seit Dezember ‘95 richtet die Kame- 
radschaft ihre Agression zunehmend 
gegen die Wittenberger linke Szene und 
das besetzte Haus, den Schweizer Garten. 
In einem Flugblatt, für das sich Thüring 
und ANDREAS NEUGEBAUER, der mittlerwei- 
le Kameradschaftsführer ist, verantwort- 
lich zeichnen, fordern sie die Schließung 
des Schweizer Gartens und die Zerschla- 


gung der linken Szene, die als kriminelle 
Drogenszene diffamiert wird. 

Ein Überfall auf einen Discobus im 
Februar diesen Jahres, hatte zur Folge, 
daß die Kameradschaft vom Landrat 
zum Gespräch gebeten wurde. Auch 
»Bombenbastler« Mattheus nahm teil. 
Wegen der öffentlichen Empörung, die 
die Gespräche auslösten, wurden sie 
nach dem dritten Mal eingestellt. 


»Mordanschlag« auf Kameraden 


Im Moment konzentriert sich das En- 
gagement der Kameraden auf den Prozeß 
um Daniel $. »Was ist eigentlich los in Wit- 
tenberg?« ist die Überschrift eines Flug- 
blattes, in welchem von »Mordanschlag« 
und »linkskriminellem Mob« die Rede ist. 

Eine Korrespondenz im neonazisti- 
schen Mailboxverbund THULE-NETZ zwi- 
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schen »Hansı« von der BBZ-Redaktion 
und »STARBUCK« aus Wittenberg belegt 
das Interesse der Nazis an dem Prozeß: 
der Absender aus Berlin empört sich über 
die Berichterstattung in der Jungen Welt 
und bittet um Kommentierung, damit 
die Thematik in der MITTELDEUTSCHEN 
RUNDSCHAU, einer Schwesterzeitung der 
BBZ, verarbeiten werden kann. Ein Mit- 
arbeiter der BBZ war an einem Prozeßtag 
anwesend, um anschließend von »links- 
beeinflußtem Staatsanwalt« und »überwie- 
gend korrekten Bullen« zu berichten. Eben- 
so bietet die Anti-Antifa übers Thule- 
Netz eine vollständige Adressenliste von 
Daniel und seinen Entlastungszeugen 
an. 

Es bleibt zu hoffen, daß diese Bedro- 
hung auch vom Gericht wahrgenommen 
wird, welches Daniel immer noch als 
Täter sieht. Immerhin ist er nach dem 
dritten Prozeßtag wieder auf freiem Fuß, 
Wittenberg hat er vorerst verlassen. 

Spendet Geld für die Prozeßkosten 
und besucht den Prozeß. Bei den letzten 
Verhandlungstagen saßen nur Nazis im 
Publikum. | 


Spendenkonto: 
Stichwort »Daniel« 
Kreissparkasse Quedlinburg 
BLZ 800 535 02 
Kto.-Nr.: 31105102 
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Bald »Befreite Zone«? 


DAS BRAUNE NETZWERK 


IM OSTHARZ 


Der Ostharz, speziell das Städtedreieck Quedlinburg, Wernigerode, Halberstadt, 
hat in den letzten Jahren große Bedeutung für die deutsche NS-Szene erlangt. 
Das ist vor allem auf das dort bestehende engmaschige Netz der verschiedensten 
faschistischen Gruppen und Organisationen zurückzuführen, welche strö- 
mungs- und organisationsübergreifend zusammenarbeiten, um dadurch ihre 


politische Schlagkraft zu erhöhen. 


Die wichtigste Rolle in der Region spielt 
zweifellos das sogenannte Zellensystem 
der SOZIALREVOLUTIONÄREN ARBEITERFRONT 
(SrA). Zu den herausragenden Personen 
der SrA gehören der Berliner ANDREAS POHL 
und der 1993 nach Quedlinburg gezogene 
STEFFEN HupkA. Vor allem die SrA forcierte 
die Bestrebungen der militanten Nazisze- 
ne, sich in unabhängigen Kameradschaf- 
ten (Zellen) zu organisieren. 

Unabhängig sind die einzelnen Zellen 
jedoch nur nach außen. Intern sind sie 
streng hierarchisch in mehreren Ebenen 
organisiert. Diese Ebenen reichen von der 
einfachen Ortsgruppe bis hin zur Organi- 
sationsleitung. Die SrA verwirklichte die- 
ses Prinzip vor allem in Brandenburg und 
im Harz. 

Im Harz wurde die gesamte Aufbauar- 
beit von Steffen Hupka geleistet. Demzu- 
folge läßt sich die Gliederung dieses Sy- 
stems hier auch entsprechend gut nach- 
vollziehen. Die Zellen in den einzelnen 
Städten treten unter Namen wie »AUF- 
BRUCH« (Blankenburg), »RADIKALE OFFENSIVE 
WERNIGERODE«, »HARZER HEIMATSCHUTZ« 
(Thale), oder »UNABHÄNGIGER ARBEITSKREIS« 
(Quedlinburg) auf, um durch die unter- 
schiedlichen Namen ihre Zusammen- 
gehörigkeit zu verschleiern. Getreu der 
Richtlinie der SrA benennen sich die ein- 
zelnen Zellen auch situationsbedingt um. 
Der »Unabhängige Arbeitskreis« trat in der 
Vergangenheit beispielsweise als »FREUN- 
DESKREIS UNABHÄNGIGER NACHRICHTEN«, »UN- 
ABHÄNGIGER FREUNDESKREIS«, »KOMITEE FÜR 
DEMOKRATIE UND MEINUNGSFREIHEIT«, oder als 
»BÜRGERINITIATIVE GEGEN ANTIFA-GEWALT« 
auf. Regional vernetzt sind die einzelnen 
Zellen in der sogenannten »HARZFRONT«, 
welche somit eine höhere Ebene innerhalb 
des SrA-Zellensystems darstellt. 

Die politische Arbeit der einzelnen Ka- 
meradschaften manifestiert sich einerseits 
in massiver Propagandatätigkeit, in Schu- 
lungen, Kameradschaftsabenden und 
natürlich Wehrsport. Die oftmals anlaßbe- 
zogene Propaganda umfaßt neben den 
einschlägigen Materialien der SrA auch 
Propagandamaterial der »UNABHÄNGIGEN 
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NACHRICHTEN«, des »SCHUTZBUND FÜR DAS 
DEUTSCHE VOLK« und vor allem im letzten 
Jahr der »JuNGEN NATIONALDEMOKRATEN«. 

Die Vernetzung mit anderen Gruppie- 
rungen wird auf gemeinsamen Schulun- 
gen vorangetrieben. So fand Anfang April 
‘95 eine Veranstaltung zum »rtichtigen« 
Verhalten bei Hausdurchsuchungen und 
anderen Rechtsproblemen in Quedlinburg 
statt. An diesem Schulungstreffen nahmen 
ca. 50 Neonazis aus den verschiedensten 
Regionen teil. Unter ihnen z.B. LArs BUR- 
MEISTER (ex-FAP/Berlin), FRANK SCHWERDT 
(Die Nationalen e.V./Berlin) und THORSTEN 
HEısE (ex-FAP/Niedersachsen). Organisator 
der Veranstaltung war Steffen Hupka. Es 
standen in der Vergangenheit jedoch auch 
andere Themen auf dem Schulungskalen- 
der, wie z.B. »Heidentum/Artglaube«, »Na- 
tionalismus« und »Anti-Antifa«. 

Der Kreis der fest organisierten Faschos 
umfaßt in Quedlinburg ca. 30 Personen. 
Das Umfeld um diesen harten Kern ist um 
einiges größer. Damit dieses Umfeld bei 
der Stange bleibt und sich nicht entpoliti- 


siert, wird es durch Konzerte und militan- 
te Aktionen weiterhin bei Laune gehalten. 

Entsprechend der Präsenz der Neona- 
zis in der Region kommt es häufig zu 
Übergriffen. So wurde das alternative Kul- 
turzentrum »Reichenstraße 1« in Quedlin- 
burg schon häufig von Neonazis 
attackiert. Zuletzt wurde es Himmelfahrt 
1996 angegriffen, als ca. 40 Faschos das im 
Haus befindliche Cafe total verwüsteten 
und einen Schaden von 15.000 DM an- 
richteten. Doch nicht nur alternative Pro- 
jekte sind Ziel der Neonazis. Bereits 6 Wo- 
chen später griffen Quedlinburger Faschos 
die städtische Obdachlosenunterkunft an 
und verletzten mehrere Menschen. 

Die »RADIKALE OFFENSIVE WERNIGERODE« 
(ROW) und ihr Umfeld stehen den Qued- 
linburger Faschos in nichts nach. Die 
ROW hat ihre Ursprünge in der früheren 
Wernigeröder FAP-Kameradschaft, die mit 
ca. 120 Mitgliedern und SymphatisantlIn- 
nen, den größten FAP-Kreisverband dar- 
stellte. Nach dem Verbot der FAP organi- 
sierte sich der größte Teil der FAPlerInnen 
in der ROW. 

Als legales Standbein - die FAP konnte 
durch ihren Parteienstatus in Wernigerode 
immer wieder Veranstaltungen in öffentli- 
chen Räumen durchführen - wurde zeit- 
gleich der Verein »JUGENDBUND E.V.« ge- 
gründet. Der »Jugendbund« hat sich laut 
Vereinssatzung »Jugendarbeit« und »Bewah- 
rung deutscher Kultur« zum Ziel gesetzt. Des 
weiteren sollte der Gründung einer ver- 
einseigenen »OI-BAND« gefördert werden. 
Letzteres wurde im Februar ‘95 mit der 
Gründung der Band »SEK« (SKINHEAD EIN- 
SATZKOMMANDO) verwirklicht. Die Band 
kann mittlerweile auf einige regionale 
Konzerte zurückblicken. Viele dieser Kon- 
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zerte fanden im Wernigeröder Jugendclub 
»HARZBLICK« statt, welcher vom »Jugend- 
bund« okkupiert wurde. Im April 95 fand 
dort auch ein Konzert der Magdeburger 
Naziband »DoItscHE PATRIOTEN« statt. 

Unter den ca. 100 BesucherInnen 
waren unter anderem die beiden Nazifüh- 
rer Steffen Hupka und Thorsten Heise, die 
in der Region arbeitsteilig vorgehen. 
Hupka koordiniert die politische Arbeit 
und ist ideologischer Kopf - Heise bindet 
das militante Umfeld, da er auf Naziskins 
und andere militante Nazis anziehender 
wirkt als der biedere Hupka. Diese Arbeits- 
teilung hat bewirkt, daß sich immer mehr 
Naziskins aus der Region jetzt im Ham- 
merskin-Netzwerk wiederfinden. 

Als Hammerskins findet bei ihnen die 
für ihre Führer ideale Verbindung von 
Subkultur und faschistischer Politik statt. 
Eine der zentralen Figuren der Hammer- 
skinszene im Harz ist MARCEL GÜNTHER, der 
Vorsitzende des Jugendbund e.V. Über 
Günther laufen die meisten Kontakte zu 
anderen Hammerskins und entsprechen- 
den Fanzines bis nach Großbritannien, 
Frankreich und die USA. 

Im September 1994 ging aus verschie- 
denen »NATIONALEN STAMMTISCHEN« der 
»DEUTSCHE FREUNDESKREIS NORDHARZ« (DFN) 
hervor. Dieser vereint nach eigener Aussa- 
ge das gesamte Spektrum vom »gemäßigt- 
patriotisch bis radikal-nationalistisch gesinn- 
ten Menschen«. Neben der FAP, SrA, Deut- 
sche Liga und der NPD/JN sind noch etli- 
che mehr oder weniger organisierte Neo- 
nazis, aber auch »national-konservative« 
und REP-SymphatisantInnen im DFN or- 
ganisiert. Der Vorsitzende des stark am 
»BUND FRANKENLAND« orientierten DFN ist 
FRANK AHRENS. Unter dem Dach der »DEUT- 
SCHEN VOLKSFRONT« ist der DFN gut mit 
dem »Bund Frankenland« vernetzt. Mit- 
glieder des DFN nehmen an den verschie- 
densten Veranstaltungen im In- und Aus- 
land, wie dem »Ijzerbedevaart« ‘95 in 
Diksmuide in Belgien, teil. Bereits 1994 
war Steffen Hupka in Diksmuide mit 
einem Infostand vertreten, wo er neben 
den ersten »Umbruch«-Ausgaben auch 
den »Nordharz Infodienst«, die DFN-Pu- 
blikation, präsentierte. 

Einen nicht unerheblichen Teil im 
»Nordharz Infodienst« nimmt die ANTI- 
Anrtira-Kampagne ein. Die Anti-Antifa-Ar- 
beit im Ostharz wird jedoch hauptsächlich 
von der SrA geleistet. So wurden in einem 
Flugblatt des »Unabhängigen Arbeitskreis« 
die Quedlinburger BürgerInnen zur Mitar- 
beit in der »Bürgerinitiative gegen Antifa- 
gewalt« aufgefordert. In diesem Flugblatt 
wurden mehrere Antifas aus Quedlinburg 
namentlich denunziert. 

Eine Arbeitsteilung findet auf diesem 
Gebiet mit der »ANTI-ANTIFA-INFOGRUPPE 
NAUMBURG«, der ehemaligen Aktivisten der 


»DEUTSCHEN NATIONALISTEN« (DN) SASCHA 
CHAVES-RAMOoS und ILias CASTEAS, statt. Cha- 
ves-Ramos und Casteas versuchten in 
Quedlinburg antifaschistische Veranstal- 
tungen durch die Anmeldung von Gegen- 
demonstrationen zu verhindern. 

Im »Umbruch« konkretisiert Hupka 
seine bereits auf mehreren Veranstaltun- 
gen vorgestellten Strategien zum »REFERAT 
SICHERHEIT«. Die sogenannten » Volksfeinde« 
(nach Hupkas Definition sind das quasi 
alle Menschen die nicht gemeinsame 
Sache mit den Faschisten machen) sollen 
systematisch nach verschiedensten Kriteri- 
en registriert werden, was auf die geplante 
Schaffung einer Datenbank schließen läßt. 

Der Grundstein für die Auswertung 
dieser Daten, wurde bei der »Arbeitstagung 
Umbruch« vom 22.-24. April ‘94 in Blan- 
kenburg (Landkreis Wernigerode) gelegt. 
Die Themen der Arbeitstagung, an der 13 
Faschokader aus den verschiedensten Bun- 
desländern teilnahmen, waren: Bundes- 
weites informelles Kadernetz, Informati- 
onsfluß (Tele-Systeme, Mailbox, eigener 
Postdienst) und Mobilisierung. 

Doch Hupkas Aktivitäten im Bereich 
Anti-Antifa beschränken sich nicht nur 
auf das Sammeln von Daten. Im »Um- 
bruch« beteiligte er sich an der Diskussion 
zum Aufbau von » WERWOLFZELLEN«, welche 
auf direkten Befehl der Organisationslei- 
tung Terrorakte gegen dem »Mittelbau des 
Systems« verüben sollen. In Wernigerode 
trifft man auf Vertreter dieser Werwolf- 
struktur. HENDRIK MÜHLBACH, ehemaliger 
FAP-Funktionär, findet sich auf der »Code 
88«-Liste aus dem Parteiarchiv der »NATIO- 
NALISTISCHEN FRONT« (NF) wieder, welche 
die Namen von Mitgliedern der Werwolf- 
struktur enthält. 

Auffällig ist, daß viele Kameraden 
Mühlbachs quasi gleichzeitig mit ihm von 
der politischen Bildfläche verschwanden. 
Das entspricht Hupkas Konzept. Dieser 
schreibt im »Umbruch«: »Es muß hier eine 
sinnvolle Arbeitsteilung stattfinden: bekannte 
Aktivisten sollten die Dinge erledigen die 
nachwievor notwendig sind (...) Die anderen 
sollten sich von den bekannten rechten Grup- 
pierungen fernhalten, der geringste Kontakt 
kann schaden.« Letztere Gruppe soll dann 
zuständig sein für die Untergrundaktivitä- 
ten, für die Terrorakte des Werwolf. 

In diesem Zusammenhang erscheint 
auch der von Mühlbach und zwei seiner 
Kameraden verübte Brandanschlag auf ein 
linkes Projekt in Wernigerode in einem 
ganz anderen Licht. Mühlbach der wegen 
des Brandanschlags im Knast saß, ist mitt- 
lerweile ausgebrochen und Gerüchten zu- 
folge im Ausland untergetaucht. Ende Ok- 
tober ‘95 führte die Polizei in Wernigerode 
und Quedlinburg mehrere Razzien durch. 
Bei Steffen Hupka wurde die Hausdurchsu- 
chung mit dem Verdacht auf Weiter- 


NAZI-SZENE 


Politischer Koordinator und Stratege im 
Ostharz Steffen Hupka (hier als Leiter 
beim diesjährigen Naziaufmarsch in 
Worms), dahinter der JN-Bundesvorsitzen- 
de Holger Apfel 


führung der verbotenen NF und dem Auf- 
bau der Werwolfstruktur begründet. 

Alles in allem hat die recht Organisie- 
rung im Ostharz für andere Regionen 
durchaus Vorbildcharakter. Die Verbin- 
dung der verschiedensten neofaschisti- 
schen Strömungen und Organisationskon- 
zepten, von Hammerskins bis zu Terrorzel- 
len, von der SrA bis zur JN, dürfte wohl re- 
lativ einmalig sein. Dazu versucht die NS- 
Szene auch ihre wirtschaftliche Unabhän- 
gigkeit zu erlangen. Steffen Hupkas Fen- 
sterfirma »FEBA« (»FENSTER UND TÜREN IM 
ALTBAU«) ist da sicher nur ein Anfang. 

Die Verschiebung des gesellschaftli- 
chen Klimas im Ostharz ist oftmals spür- 
bar. Rassistische und nationalistische Ten- 
denzen in der Bevölkerung verstärken 
sich. Bei Betrachtung der Fakten scheint es 
nur noch eine Frage der Zeit, bis die Nazis 
den Ostharz als »Befreite Zone«! ausrufen 
können. [5 


1) Das »Befreite Zonen«-Konzept ist eine Strategie 
aus Kreisen der JN, die die Erringung der kul- 
turellen Hegemonie und der wirtschaftlichen 
Unabhängigkeit durch die Nazis in bestimm- 
ten Regionen vorsieht. Genaueres siehe AIB 
Nr. 34, S. 27ff. 
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Ein später Besuch bei dem »Vordenker der Ver- 
nichtung« Theodor Oberländer 


Mörder leben länger 


»Die Geschichte, die nicht vergehen will«, 
kehrte am 29. Juni 1996 nach genau 55 
Jahren vor die Haustür eines vielfachen 
Mörders namens THEODOR ÖBERLÄNDER 
zurück. Über 100 Antifas aus mehreren 
Städten fanden sich in Bonn vor seinem 
Haus ein. Das politische Ziel der Aktion 
formulierte ein Redner zu Beginn der 
Aktion so: »Wir wollen diesem Mörder, der 


nicht mal freiwillig zur Hölle fährt, ein 
klein wenig die Ruhe nehmen für seinen Le- 
bensabend mit dickem Pensionsanspruch. 
Wir sind heute hier, weil der Schwur der Bu- 
chenwald-Gefangenen, die Kriegsverbrecher 
zur Verantwortung zu ziehen, auch unsere 
Sache ist. Wir sind stellvertretend für die 
hier, die ihr Leben lang darunter gelitten 
haben, die nicht vergessen konnten und 
wollten, weil Nacht für Nacht in ihren 
Träumen die Vergangenheit wieder lebendig 
wurde.« Bevor sich die Leute genauso 
schnell verzogen, wie sie aufgetaucht 
waren, verschönerten sie die Fassade mit 
Parolen sowie Farbbeuteln und schossen 
Leuchtspurmunition ab. Die Polizei 
konnte nicht eingreifen, da die Einsatz- 
kräfte zuvor geschickt fehlgeleitet wur- 
den und vor Ort nicht genug Beamte zu- 
sammen gezogen werden konnten. 
Oberländerss Weg begann schon 
1923 als Teilnehmer am Hitlerputsch 
und führte ihn 1933 als Professor an die 
Königsberger Universität, an der er fe- 
derführend im Institut für osteuropäi- 
sche Wirtschaft die nazistische Bevölke- 
rungspolitik vordachte und plante. 
Schon 1937 attestierte er eine »Überbe- 
völkerung« von 9 Millionen allein in 
Polen, die nur durch »Verdrängung« und 
»Aussiedlung« zu beheben sei. In der SS- 
Fachzeitschrift »NEUES BAUERNTUM« 
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schrieb er 1940: »Die Eindeutschung der 
Ostgebiete muß in jedem Falle eine restlose 
sein. Solche Maßnahmen vollständiger Aus- 
und Umsiedlung mögen für die Betroffenen 
hart erscheinen. (...) aber eine einmalige 
Härte ist besser als ein durch Generationen 
währender Kleinkampf«. 

Der Theoretiker wechselte in der 
heißen Phase der Kriegsvorbereitung in 
die Praxis. Als Offizier in der 
»Abwehr« war Oberländer 
am 29. Juni 1941 bei dem 
Einmarsch der Wehrmacht 
in Lwow (Lemberg) als poli- 
tiicher Kommissar mit 
dabei. Der »Volkstumsexper- 
te« hatte schon im Vorfeld 
ganze Arbeit geleistet und 
aus ukrainischen Nationali- 
sten, die sich um BANDERA 
sammelten, die Sonderein- 
heit »NACHTIGALL« zusam- 
mengestellt. Die Ukrainer in 
deutscher Wehrmachtsuni- 
form sollten nicht kämpfen, 
sondern die Stimmung gegen die »jü- 
disch-bolschewistischen Unterdrücker« 
anheizen und morden. Oberländers Auf- 
gabe bestand darin, Kollaboration und 
Pogrome zu organisieren und dies tat er 
unter Ausnutzung anti-sowjetischer Res- 
sentiments, die in der sowjetischen Be- 
satzungszeit nach dem Hitler-Stalin Pakt 
durch das verschleppen tausender mut- 
maßlicher Staatsfeinde entstanden 
waren. Noch am Tag des Einmarsches 
teilte die Sondereinheit auf in ukrai- 
nisch und polnisch verfaßten Flugblät- 
tern mit, daß jüdische Bolschwiken für 
die toten Ukrainer verantwortlich seien. 
»Die Agitation fiel auf fruchtbaren Boden. 
In brüllenden und johlenden Zügen schlepp- 
ten große Menschenmassen Hunderte und 
Aberhunderte Menschen in die Gefängnisse. 
Die Juden mußten für die während der Rus- 
senzeit ermordeten Gefangenen Gräber 
schaufeln. Dann mußten sie für sich selbst 
die Gräber ausheben.« Parallel dazu führ- 
ten Oberländers »Nachtigallen« unmit- 
telbar nach dem Einmarsch eine mit ge- 
nauen Listen vorbereitete Liquidation 
von polnischen und jüdischen Intellek- 
tuellen durch. 

Der Erfolg der Pogrome war »über- 
wältigend«. In Zusammenarbeit mit der 
aufgehetzten Bevölkerung ermordete 
das Bataillon »Nachtigall« unter Ober- 


länders Aufsicht über 5000 Menschen. 
Ausgehend von diesen Erfahrungen 
wurde Oberländer 1942 mit der Führung 
des Bataillons »BERGMANN« im Kaukasus- 
gebiet betraut. Auch hier gelang es ihm 
mit Hilfe von »fremdvölkischen Truppen«, 
die in den Dienst der Wehrmacht ge- 
zwungen wurden, einen effizienten Aus- 
rottungsfeldzug gegen Partisanen und 
die dortige Bevölkerung zu organisieren. 

Die verbrecherische Vergangenheit 
wurde Oberländer im Nachkriegs- 
deutschland nicht etwa zum Verhäng- 
nis, sondern ermöglichte ihm eine neue 
Karriere in der Bundeshauptstadt der 
jungen BRD zu beginnen. Als Funk- 
tionär des BHE wurde er 1953 von ADEN- 
AUER ins Kabinett geholt, der Minister 
mit »tiefbrauner Vergangenheit« wurde 
erst 1960 nach erfolgreicher Internatio- 
naler Kampagne aus dem Ministeramt 
entfernt. Das oberste DDR-Gericht hatte 
Oberländer im selben Jahr in Abwesen- 
heit zu lebenslänglich Zuchthaus verur- 
teilt. Die Urteilsbegründung: »Fortgesetz- 
ter Mord, fortgesetzte Anstiftung zum Mord 
in LEMBERG, SATANOW, TARNOPOL, KAUKA- 
sus«. Oberländer gelang es, das DDR-Ur- 
teil nach der Wiedervereinigung als 
DDR-Unrechtsurteil kassieren zu lassen. 

Der 92jährige ist bis heute in der 
Braunzone zwischen CDU/CSU und or- 
ganisierten Neonazis aktiv und emp- 
fängt Rechtsradikale aus dem Junge Frei- 
heit-Umfeld, den Revanchistenverbän- 
den und der »ANTIKOMMUNISTISCHEN 
WELTLIGA«. Seit mehreren Monaten er- 
mittelt nun die Staatsanwaltschaft gegen 
ihn, da er 1942 laut Zeugenaussagen ei- 
genhändig einer gefangenen Lehrerin, 
die keine Verbindung zu den Partisanen 
preisgeben wollte, nahe der kauka- 
sischen Stadt Kislowodsk in die Brust ge- 
schossen haben soll. zZ 


Mit Lichtgeschwindigkeit aus dem 
Orbit des patriarchalen Kontinkums 


der 
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Cottbus 


Wassermann abgebrannt 


Am 9.8.96 brannte der ehemalige 
Treffpunkt der verbotenen DEUTSCHEN AL- 
TERNATIVE (DA), »ZUM WASSERMANN«, aus. 
Das Feuer soll nach Polizeiangaben im 
hinteren Saalbereich der Gaststätte ausge- 
brochen sein. Die Polizei geht von Brand- 
stiftung aus, da sie Drohungen, daß der 
Treff der DA zerstört werden soll, erhalten 
hatte. 

Der ex-Vorsitzende der DA, FRANK 
HÜBNER, wurde mittlerweile gegen eine 
Kaution von 10.000 DM und die Abgabe 
der Personaldokumente nach fünf mona- 
tiger Haft entlassen. Er ist wegen Beteili- 
gung an der Planung eines Auftragmor- 
des angeklagt, bestreitet dies, wird aber 
von dem als Killer ausgesuchten Mann, 
der für den brandenburgischen Verfas- 
sungsschutz arbeiten soll, schwer bela- 
stet. Er soll für einen Wiesbadener Kame- 
raden den Killer angesprochen haben, 
um dessen Lebensgefährtin zu töten, 
damit dieser das Sorgerecht erhält. 


Göttingen 


Aktion gegen Landsmannschaft 
Ostpreußen 


Am 1. September, dem Internationa- 
len Antikriegstag, führte die rechtsradika- 
le LANNDSMANNSCHAFT ÖSTPREUREN (LMO) 
eine sogenannte Ehrenmalfeier im Göt- 
tinger Rosengarten durch. Die LMO ist 
eine der wichtigsten Vertriebenenorgani- 
sationen, gibt mit dem Ostpreußenblatt 
eine zentrale und nach eigenen Angaben 
die größte Publikation in diesem Bereich 
heraus und arbeitet an der Geschichtsfäl- 
schung mit starken rassistischen sowie 
nationalistischen Tendenzen, um ihren 
Anspruch auf die »deutschen Ostgebiete« 
durchzusetzen. Auf der Veranstaltung 
waren die CDU-PolitikerInnen RıtA Süs- 
SMUTH als Schirmherrin sowie ALFRED 
DREGGER als Hauptredner anwesend und 
zeigten damit die staatliche Unterstüt- 
zung dieser Organisation. 

Etwa 250 AntifaschistInnen folgten 
dem Aufruf von verschiedenen Gruppen, 
u.a. aus Göttingen, Braunschweig sowie 
Northeim und versuchten dieses militäri- 
sche Heldenspektakel zu ver- bzw. behin- 
dern. Zunächst wurde mit Trillerpfeipfen 
und Musikbeschallung akkustisch ge- 
stört, bevor dann einige Leute versuchten 
zum Ort der Veranstaltung zu gelangen. 
Das massive Polizeiaufgebot ging brutal 
gegen die Antifas vor. Mindestens zehn 
DemonstrantInnen wurden durch 
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Schlagstöcke und Hundebisse z.T. erheb- 
lich verletzt. Ein Schlagstock zerbrach auf 
dem Kopf einer Frau, eine Person wurde 
festgenommen. Dieser überzogene Ein- 
satz hat nun Folgen, da auf den Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Grüne eine ak- 
tuelle Stunde im niedersächsischen Land- 
tag zu den Vorfällen stattfand. In dieser 
wurde starke Kritk der Bündnis 90/Grü- 
nen und der SPD an der Teilnahme der 
CDU-PolitikerInnen an dieser Veranstal- 
tung deutlich. Die CDU hatte keinerlei 
Interesse sich zu distanzieren und be- 
zeichnete die GegendemonstrantInnen 
als »Autonome, die eine gesellschaftsfeindli- 
che Vereinigung« darstellen würden. Die 
Göttinger Kripo ermittelt nun gegen Be- 
amte der in Göttingen neu stationierten 
Bereitschaftspolizei wegen Körperverlet- 
zung und gefährlicher Körperverletzung. 


Hetendorf 


Aktionen gegen »Hetendorfer Ta- 
gungswoche« 


Vom 15. bis zum 23. Juni fand die 
sechste »Hetendorfer Tagungswoche« auf 
dem Gelände Hetendorf 13 statt. Etwa 
200 alte und junge Nazis aus dem In- und 
Ausland reisten zu dem für sie wichtigen 
Termin an. Die faschistischen Tagungs- 
teilnehmerInnen hatten sich, u.a. über 
das »NATIONALE INFOTELEFON RHEINLAND« 
(NIT), einen »Selbstschutz« organisiert, 
zu dem ca. 30 militante FaschistInnen 
aus Aschaffenburg, Ostwestfalen-Lippe, 
Hamburg, Quedlinburg, Bonn sowie dem 
Sieger- und Sauerland angereist waren. 
Unter ihnen befanden sich ELBING, WULFF, 
DE VRIES, HUPKA, SCHÜSSLER und STEHMANN, 
die gekommen waren, um ihren Kamera- 
den RIEGER zu unterstützen. 

Das »Bündnis gegen Rechts« organi- 
sierte eine Aktionswoche, um gegen das 
Treffen der Faschisten zu protestieren. 
Mehrere hundert AntifaschistInnen ver- 
suchten am ersten Aktionswochenende 
durch Straßenblockaden die Anreise der 
TagungsteilnehmerInnen zu be- und ver- 
hindern. An weiteren Wochentagen ver- 
suchten verschiedene politische und 
kirchliche Gruppen sich mit Aktionen 
für die Schließung des Nazi-Zentrums 
»HEIDEHEIM« und die Beendigung, der dort 
stattfindenen Aktivitäten einzusetzen. 
Am Donnerstag, dem 21. Juni, sollte der 
Höhepunkt der »Hetendorfer Tagungswo- 
che«, die Sonnenwendfeier, gestört wer- 
den. Das Gelände Hetendorf 13 wurde 
durch starke Polizeikräfte geschützt. Die 
ca. 300 antifaschistischen Demonstran- 
tInnen wurden durch einen massiven Po- 
lizeieinsatz, bei dem es zu brutalem 
Schlagstockeinsatz und Einkesselung 


kam, vom Nazi-Zentrum ferngehalten. 
Festgenommene wurden vor dem Zaun 
des Nazi-Geländes regelrecht zur Schau 
gestellt, 56 Personen wurden in Gewahr- 
sam genommen und es gab weit über 200 
Personalienfeststellungen und Platzver- 
weise. Die Polizei rechtfertigte den har- 
ten Einsatz damit, daß es sich um den 
»Kern« des Schwarzen Blockes, der das 
Haus und Gelände vermummt angreifen 
wollte, gehandelt habe. Dagegen richte- 
ten sich die VeranstalterInnen mit der Er- 
klärung, daß die Vermummung als Selbst- 
schutz diene, es den sogenannten 
Schwarzen Block nicht gegeben habe und 
nicht das Zentrum gestürmt, sondern le- 
diglich die Sonnenwendfeier behindert 
werden sollte. Etwa 30 Menschen erhiel- 
ten bisher Ermittlungsverfahren und Vor- 
ladungen. 

Im Gegensatz dazu konnten sich 
Nazis Übergriffe auf BürgerInnen, Antifa- 
schistInnen sowie Kamera-Teams und 
Hitlergrüße leisten, da die Polizei sich 
entweder nicht in die Pflicht genommen 
sah oder nicht genug Kräfte vor Ort hatte. 
Das Celler Bündnis gegen Rechts zog 
trotz der massiven Repression eine positi- 
ve Bilanz und kündigte auch für die Zu- 
kunft an, wie die letzten Jahre antifaschi- 
stischen Widerstand zu leisten. 


Wiesmoor 


Auto eines Nazis angezündet 


In der Nacht vom 21. auf den 22.7. 
wurde das Auto des Faschisten JÖRN 
Garıts durch das Kommando Kolbenfres- 
ser abgefackelt. In der Erklärung zu die- 
sem Anschlag heißt es: »Garlts ist einer der 
Hauptverantwortlichen für den Terror, der 
seit einiger Zeit in Wiesmoor und Umgebung 
von einer Bande Neonazis gegen alle aus- 
geübt wird, die ihnen nicht passen. Sein Auto 
wurde bei diesen Aktionen als Transportmit- 
tel für den faschistischen Mob eingesetzt. 

Der letzte Vorfall an dem J.G. beteiligt 
war, ereignete sich am Sa., dem 20.7., 
während des Bürgermarktes in Wittmund, 
wo ein von J.G. und mehreren Kumpanen als 
links angesehener Mensch direkt vor der Poli- 
zeiwache attackiert und schwer verletzt 
wurde. Die Polizei schritt (wieder mal) nicht 
ein, die Täter konnten entkommen. J.G. und 
seine Gefolgschaft sind für div. Angriffe auf 
MigrantInnen, Antifaschisten, Punker und 
Skater in der Region sowie für gezielten Ter- 
ror gegen bestimmte Personen verantwort- 
lich. U.a. wurden Kindern von MigrantInnen 
brennende Zigaretten auf dem Arm ausge- 
drückt, um nur ein Beispiel zu geben, daß die 
Qualität dieser Angriffe demonstriert. Diese 
Vorfälle werden von der Polizei und der Pres- 
se geflissentlich ignoriert.« 
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»Bis 1990 galt das Heimatrecht als 
unverzichtbares Menschenrecht, ver- 
bunden mit dem 1952 von den Verein- 
ten Nationen völkerrechtlich aner- 
kannten ‘Selbstbestimmungsrecht der 
Völker’. Die Heimatvertriebenen 
haben auf Gewalt verzichtet, jetzt sol- 
len sie auf ihr Recht verzichten.« klagt 
ein Autor in »Erneuerung und Ab- 
wehr« (7/96, S.19), dem Monatsblatt 
der konservativen Evangelischen 
Notgemeinschaft in Deutschland. 
Unter der Überschrift »Bonn will 
BdV kaltstellen« sekundiert die »Na- 
tion + Europa« (5/96, S.66) mit den 
Worten: »Der Bund der Vertriebenen 
(BdV) ist Bonner Status-quo-Politi- 
kern schon lange ein Dorn im Auge. 
Jetzt will man offenbar versuchen, die 
Vertriebenenorganisation auf finanzi- 
ellem Weg kaltzustellen.« 


CSU Bundestagsabgeordneter und ehema- 
liger Generalsekretär des BdV Hartmut 
Koschyk 
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Waigels Griff an den Geldhahn verstärkt die Auseinan- 
dersetzungen zwischen Unions-orientierten und neofa- 
schistischen Kräften im Bund der Vertriebenen (BdV) 


Ein Kampf zweier Linien 


Ursache der Aufregung ist ein Schreiben 
von Finanzminister WAIGEL aus dem 
Herbst des vergangenen Jahres an die 
Finanzämter. Waigel hatte in seinem 
Schreiben darauf hingewiesen, daß Forde- 
rungen nach Vermögensrückgabe und 
Entschädigungen für ehemaliges Eigen- 
tum in den Vertreibungsgebieten den 
Vorschriften zur Erteilung der Gem- 
einnützigkeit widersprechen. Sollten der 
BdV und seine Gliederungen bis zum Jah- 
resende ihre Satzungen nicht entspre- 
chend ändern, wäre dies mit erheblichen 
finanziellen Einbußen verbunden, die der 
chronisch am Subventionstropf von 
Bund und Ländern hängende BdV kaum 
verkraften dürfte. Eine späte Erkenntnis 
im Hause Waigel, die offenkundig nicht 
nur der Finanznot des Bundes entsprun- 
gen ist. Vielmehr versucht die Bundesre- 
gierung scheinbar, ihre allzu eifrigen 
außenpolitischen Hilfstruppen zurück- 
zupfeifen, um die Irritationen bei den 
Verbündeten im Westen und die Ängste 
bei den östlichen Nachbarn nicht noch 
weiter anwachsen zu lassen. 

Die seit mehreren Jahren diskutierte 
und von regierungsnahen Funktionären 
wie dem CSU-Bundestagsabgeordneten 
Hartmut KoscHyk, ehemals Generalsekre- 
tär des BdV, forcierte Umbenennung des 
VEREINS FÜR DAS DEUTSCHTUM IM AUSLAND 
(VDA) in einen weniger verfänglichen 
Namen ist ein weiteres Indiz für diese Ab- 
sicht. Allerdings scheiterte dieses Vorha- 
ben bei der letzten Konferenz der Gruppe 
in Weimar. Die notwendige Zwei-Drittel- 
Mehrheit zur Satzungsänderung wurde 
deutlich verfehlt. Daß die Namensände- 
rung ohnehin nur symbolischen Charak- 
ter haben sollte, wurde auch durch die 
Verleihung des Kulturpreises des VDA an 


‚den US-amerikanischen Wissenschaftler 


Alfred DE Zayas deutlich. Zayas gehört zur 
Riege der Halb-Revisionisten, die versu- 
chen, die deutsche Vergangenheit da- 
durch zu entlasten, daß sie die deutschen 
Verbrechen der NS- und der Kriegszeit 
gegen angebliche Verbrechen der Nach- 
kriegszeit gegen Deutsche aufrechnen. 
Folgerichtig wurde der dem Kuratorium 
der Internationalen Gesellschaft für Men- 
schenrechte angehörende de Zayas für 
seine »Aufarbeitung des Vertreibungsge- 
schehens« ausgezeichnet. 

Da die Drohung mit der Sperre des Fi- 
nanzhahns aber offenbar zur Kontrolle 


der aufmüpfigen Verbündeten von der 
Bundesregierung als nicht ausreichend 
angesehen wird, sollten zugleich bei den 
anstehenden verbandlichen Wahlen die- 
ses Jahres verstärkt in der Vertriebenenar- 
beit aktive Unionspolitiker in die Lei- 
tungsgremien durchgedrückt werden. Es 
war absehbar, daß beide Vorhaben auf 
den erbitterten Widerstand des radikale- 
ren Teil der Vertriebenenverbände stoßen 
würden. 

Bei der Landesdelegiertenversamm- 
lung Niedersachsen des BdV am 11. Mai 
in Hannover führte dieser doppelte Ver- 
such aus dem Lager der CDU, den BdV an 
die Kette zu legen, zum Teil zu tumultar- 
tigen Szenen. Schon der Rechenschaftsbe- 
richt des Landesvorsitzenden Dr. Dietrich 
RapaU (Landsmannschaft Pommern) 
führte immer wieder zu aufgebrachten 
Zwischenrufen aus den Reihen der Dele- 
gierten, die teilweise mit Verstärkung aus 
ihren Kreisverbänden angereist waren, 
um auch die notwendige Lautstärke auf- 
bringen zu können. Nur mit Mühe gelang 
es dem Tagungspräsidium, die strecken- 
weise hoch aufgewühlten Wogen einiger- 
maßen zu glätten. Dabei gilt Radau im 
niedersächsischen BdV-Landesverband 
als Vertreter einer Mittelposition. Er steht 
zwar zweifellos der CDU nahe, hat in der 
Vergangenheit aber deutlich demon- 
striert, daß er auch keinerlei Berührungs- 
ängste gegenüber neofaschistischen 
Funktionären hat. So unterzeichnete er 
bereits 1972 einen durch den NPD-Funk- 
tionär Hans-Michael FIEDLER initiierten 
Aufruf zur Förderung »nationalkonserva- 
tiver Jugendarbeit« und referierte mehr- 
fach beim ÖSTPOLITISCHEN DEUTSCHEN STU- 
DENTENVERBAND (ODS), der in dieser Zeit 
durch Aktivisten vor allem aus dem Um- 
feld der NPD sowie diverser »neu«rechter 
und völkischer Zirkel geprägt wurde. 
Trotzdem erhielt er bei den Landesvor- 
standswahlen 1991 und 1993 nur jeweils 
ca. 60% der Delegiertenstimmen gegen 
seine damaligen, offen faschistischen 
Kontrahenten Ekkehard STUHLDREHER (ein 
ehemaliger Landtagsabgeordneter der 
NPD, der seine Partei verlassen hatte, da 
sie ihm zu links (!) geworden war) und Al- 
fred Arpeır (Aktivist des völkischen Witi- 
kobundes und Autor in der nationalrevo- 
lutionären Zeitschrift »Wir selbst»). 

Ardelt war erst kürzlich wieder in die 
Schlagzeilen geraten, da er den am 17. 


Mai in der FAZ als Anzeige erschienenen 
»Appell der 100« unterzeichnet hatte, in 
dem die Art der Strafverfolgungsmaßnah- 
men gegen negationistische Autoren als 
an Rechtsbeugung grenzend, gegen die 
Menschenrechte verstoßend und als 
»eines freien demokratischen Rechtsstaa- 
tes unwürdig» beschimpft worden waren. 
Ardelt, der bisher als stellvertretender 
Landesvorsitzender gewirkt hatte, hatte 
bereits im Vorfeld der Landesdelegierten- 
versammlung auf eine neuerliche Kandi- 
datur verzichtet. Als sein Nachfolger 
stand bereits der langjährige CDU-Bun- 
destagsabgeordnete Helmut SAUER, ZU- 
gleich Bundesvorsitzender der Ost- und 
Mitteldeutschen Vereinigung der CDU, 
nach entsprechenden Absprachen fest. Er 
sollte den regierungstreuen Flügel verstär- 
ken, dessen bisher einziger Repräsentant 
der CDU-Landtagsabgeordnete Hellmut 
SCHNEIDER gewesen war. 

Aus Protest gegen diese personellen 
Vorabsprachen und wohl auch gegen die 
im Rechenschaftsbericht von Radau zum 
Ausdruck gekommene inhaltliche Nach- 
giebigkeit zog dann während der Ver- 
sammlung die bisherige stellvertretende 
Landesvorsitzende Barbara LOEFFKE, kurz 
vorher zur Landesvorsitzenden der Lands- 
mannschaft Ostpreußen gewählt, ihre er- 
neute Kandidatur zurück. 

Damit war nicht nur ein personelles 
Dilemma entstanden, sondern zugleich 
auch ein inhaltliches, denn mit der sich 
abzeichnenden Konstellation wäre der ra- 
dikalere Flügel aus dem geschäftsführen- 
den Landesvorstand völlig ausgegrenzt 
gewesen, da auch der dritte in der Riege 
der Stellvertreter, Oliver Dix, zugleich 
Bundessprecher der ARBEITSGEMEINSCHAFT 
JUNGE GENERATION im BdV, eher zur 
gemäßigten Fraktion zu rechnen ist. Um 
den völligen Bruch zu vermeiden, mußte 
es gelingen, die starke Minderheit erstens 
personell einzubinden und ihr zweitens 
inhaltliche Angebote für eine offensive 
Arbeit zu machen. 

Als personelle Alternative bot sich Jo- 
hannes RappAatrz (Pommersche Lands- 
mannschaft) an, der während der Sitzung 
seine Qualitäten als Leiter des Tagungs- 
präsidiums unter Beweis stellen konnte. 
Raddatz war erstmals 1988 einer breiteren 
Öffentlichkeit als stellvertretender Lan- 
desvorsitzender der DVU in Niedersach- 
sen bekannt geworden. Zwei Jahre später 
trat er bei den Landtagswahlen als Direkt- 
kandidat der NPD im Wahlkreis Witt- 
mund an. Er setzte sich unter mehreren 
Mitbewerbern schließlich mit 71 Stim- 
men durch. 

Da der radikale Flügel bereits bei den 
Delegiertenwahlen im Vorfeld gestutzt 
worden war und diesmal lediglich ca. ein 
Drittel der Stimmen stellen konnte, muß 


Raddatz also auch die Unterstützung 
eines Teils des gemäßigten Flügels erhal- 
ten haben. Ein zwiespältiges Abstim- 
mungsverhalten, das seine Entsprechung 
auf\der Kreisebene findet. So wurde z.B. 
im Kreis Osterode zwar der lokale CDU- 
Funktionär Hubert WaABsBELs neuer Kreis- 
vorsitzender, im wichtigen Kreisverband 
Braunschweig dagegen mit JOCHEN WITT- 
MANN jemand Nachfolger des gemäßigten 
Hajo HorrMmann, der bereits durch eine 
Buchveröffentlichung im Verlag des fa- 
schistischen Neuheiden Michael Dam- 
böck (Ardagger/Österreich) hervorgetre- 
ten war. 

Das inhaltliche Kompromißangebot 
hatte Dr. Dietrich Radau bereits in seinem 
Rechenschaftsbericht unterbreitet. Zwar 
sah er selbst eine »innere Bedrohung im 
Bemühen einer innerverbandlichen Gruppie- 
rung, eine Rechtsaufßen-Brigade mit reak- 
tionärer Programmatik auf der Vorstandsebe- 
ne zu installieren« (BdV-aktuell 3/96, S.2), 
doch baute er zugleich eben dieser Grup- 
pierung goldene Brücken. Er betonte, daß 
der Verband keinesfalls auf die Felder der 
»Heimat-, Kultur- und Volkstumspflege sowie 
Sozialarbeit« eingeengt werden dürfe. Ei- 
nige der beanstandeten Passagen der Sat- 
zung könnten wohl gestrichen werden, 
doch dürfe dies nicht ersatzlos gesche- 
hen. Das Präsidium und die Generalse- 
kretärin seien bereits zu entsprechenden 
Ausarbeitungen schriftlich aufgefordert 
worden. Beabsichtigt ist scheinbar nur 
eine kosmetische Korrektur der Satzung, 
die formal den Forderungen aus dem 
Hause Waigel genügen würde, aber 
gleichzeitig die weitere Verfolgung des 
bisherigen Kurses ermöglichen würde. 

Für diese Vermutung spricht auch das 
Vorhaben von Radau, durch einen von 
ihm selbst als »provozierende Initiative« 
bezeichneten Plan wieder in die politi- 
sche Offensive zu kommen, dadurch die 
schwächer werdenden personellen Kräfte 
der Vertriebenenverbände zu sammeln 
und die auseinanderstrebenden Fraktio- 
nen wieder zu bündeln. Er will darauf 
dringen, daß diejenigen in Osteuropa 
und den Staaten der ehemaligen UdSSR 
lebenden Menschen, die bei Übersiedlung 
in die Bundesrepublik die deutsche Staats- 
angehörigkeit erhalten könnten, bereits 
jetzt das Wahlrecht zum Bundestag erhal- 
ten. Bisher ist dieses Wahlrecht an einen 
Wohnsitz im Bundesgebiet gebunden. 
Radau rechnet sich auch deshalb gute 
Chancen für diesen Plan ohne Präzedenz 
im Völkerrecht aus, da der radikale Flügel 
sich durch die Unterstreichung des völki- 
schen Prinzips bestätigt fühlen wird, die 
Realo-Fraktion dagegen darauf spekulie- 
ren wird, daß der Löwenanteil der neuen 
Stimmberechtigten die Unionsparteien 
wählen wird und somit deren Mehrheit 


BRAUNZONE 


auch bei sinkender Zustimmung im In- 
land sichern könnte. 

Dieser Antrag wurde auf der jüngsten 
Bundesversammlung des Bund der Ver- 
triebenen im Berliner Abgeordnetenhaus 
denn auch einstimmig verabschiedet. 
Auch personell fand die Politik des nie- 
dersächsischen Landesverbandes ihre 
Entsprechung auf der Bundesebene. Fritz 
WITTMANN, der sich bei der letzten Kan- 
didatur noch der Konkurrenz des als 
radikaler eingeschätzten Rudolf WOLLNER 
hatte erwehren müssen, wurde mit 
überwältigender Mehrheit wiederge- 
wählt. Die Stellvertreterin mit den mei- 
sten Stimmen wurde die Bundestagsabge- 
ordnete Erika STEINBACH, die geringste Zu- 
stimmung erhielt der thüringische Lan- 
desvorsitzende Paul LATussek. Entschei- 
dend für den Unterschied war in diesem 
Fall nicht das Geschlecht sondern das 
Parteibuch. Im Gegensatz zu Wittmann 
und Steinbach gehört Latussek nicht den 
Unionsparteien an sondern der DSU, 
deren thüringischer Landesverband auch 
die Strategie der »Runden Tische» zur 
Sammlung der neofaschistischen Kräfte 
mitträgt. 

Der Kampf zweier Linien im BdV, hier 
exemplarisch dargestellt am Landesver- 
band Niedersachsen, steht nach Waigels 
explosivem Schreiben erst am Anfang. So 
mosert Rolf-Josef EIBICHT, zeitweise wis- 
senschaftlicher Mitarbeiter beim SUDETEN- 
DEUTSCHEN RAT und jetzt Geschäftsführer 
der ARBEITSGEMEINSCHAFT DEUTSCHER VOLKS- 
GRUPPEN IN EUROPA, im NPD-Organ »Deut- 
sche Stimme» (4/96, S.4): »Das Elend und 
der Scherbenhaufen sudetendeutscher 
Heimatpolitik läßt sich in einem Satz zu- 
sammenfassen: Die Heimatpolitik der Su- 
detendeutschen Landsmannschaft ist 
CDU/CSU-Interessen- und Erfüllungspoli- 
tik.» Er beklagt, daß sich ohne Unions- 
Parteibuch in den leitenden Funktionen 
niemand mehr finden ließe und »das 
wohldotierte _‚Berufsvertriebenenfunk- 
tionärsseilschaftssystem zur permanenten 
Wahrung der eigenen Privilegien» lücken- 
los sei und konstatiert eine »parteipoliti- 
sche Verkommenheit». 

Zwar besteht einige Wahrscheinlich- 
keit, daß die Absicht der »Domestizie- 
rung« des BdV mit der geschilderten Dop- 
pelstrategie verwirklicht werden kann. 
Noch immer ist aber auch die Möglich- 
keit nicht auszuschließen, daß der umge- 
kehrte Effekt erreicht wird und die radika- 
le Fraktion Zulauf erhält, der bis zur Über- 
nahme ganzer Verbände führen kann. Die 
Junge Landsmannschaft Ostpreußen ist 
ein Beispiel dafür. Klar ist allerdings 
schon heute, daß Neofaschisten weiter- 
hin als Funktionäre eingebunden werden 
werden, um eine nicht nur inhaltliche 
Spaltung des BdV zu vermeiden. ® 
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Kommunalpolitik 
im Zeichen der DSU 


Die am 20.1.1990 in Leipzig gegründete 
»DEUTSCHE SOZIALE UNION« (DSU) hatten 
die meisten Menschen sicherlich schon 
auf dem Müllhaufen der Geschichte ver- 
mutet, jedoch machte sie in den letzten 
Monaten immer wieder auf sich auf- 
merksam. Vorbei sind die Zeiten, als 
sich die DSU zusammen mit der CDU 
und dem »DEMOKRATISCHEN AUFBRUCH« 
zur »ALLIANZ FÜR DEUTSCHLAND« zusam- 
menschloß, denn die Zusammenarbeit 
mit den Altparteien scheint für die DSU 
mittlerweile ausgeschlossen. Sie suchen 
sich lieber neue Bündnispartner und das 
rechts von der Union. So versteht sich 
die DSU »...zunehmend als Kristallisati- 
onspunkt national verbundener politischer 
Kräfte...«!. Schnell wird klar, wer diese 
»national verbundenen Kräfte« sind. 
Die TeilnehmerInnenliste der DSU- 
»Großveranstaltung« vom 16.6.96 in 
Halle weist etliche bekannte VertreterIn- 
nen des »Rechts-Konservativen« Spek- 
trums, z.B. Dr. Alfred MECHTERSHEIMER 
(Sprecher des »Friedenskomitee 2000«), 
Regina Freifrau v. SCHRENCK-NOTZING 
(stellv. Vors. d. »Bund freier Bürger«, Au- 
torin in »Criticon«), Manfred KITTLAUs 


» ..sammeln was zu sammeln geht!« 
v.l.n.r. Lutz Rott, Jürgen Woiczinsky und Langanke 


(Leiter Zentrale Ermittlungsstelle Regie- 
rungs- und Vereinigungskriminalität 
Berlin), Lothar Lauck (Sprecher des 
»Bündnis konstruktiver Kräfte Deutsch- 
lands« (BKKD), Dr.Ekkehard BiRKHOLZ 
(Vors. »Demokratische Erneuerung«, Ex- 
Rep) und natürlich die gesamte DSU- 
Führung, auf. Auf Bundesebene arbeitet 
die DSU im »BÜnDnIs KONSTRUKTIVER 
KRÄFTE DEUTSCHLANDS« mit dem »Bund 
freier Bürger« und der »Deutschen Par- 
tei« (DP) zusammen?. Was verbirgt sich 
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aber dahinter? Schon der BfB versuchte 
als Wahlpartei mit »neurechter« Pro- 
grammatik »vagabundierenden Rech- 
ten« eine Heimat zu geben. Das Modell 
Haider, sollte auf Deutschland übertrag- 
bar werden, doch das klappte nicht so 
recht. Viel zu bedeutungslos war und 
blieb der BfB. Bei der DSU sah das schon 
etwas anders aus. Gerade in der ehema- 
lige DDR (vor allem in Sachsen, Sach- 
sen-Anhalt und Thüringen) konnte die 
DSU auf kommunaler Ebene einige Er- 
folge aufweisen. Das Image einer »Wen- 
departei« und die Mitarbeit in der »Alli- 
anz für Deutschland« waren dafür die 
Grundlage. So trifft man in Reihen der 
DSU z.B. den Finanzdezernenten des 
Landkreises Quedlinburg Jürgen Woıc- 
ZINsSKY, den ehem. DSD-Volkskammerab- 
geordneten Rolf KRÖGER aus Halle, etli- 
che Stadt- und Kreistagsabgeordnete wie 
Wolfgang H£ym (Aschersleben), Bürger- 
meister und Ex-Bürgermeister wie Hu- 
bert BoßMAnN und viele andere kommu- 
nale Funktionsträger. Große wahlpoliti- 
sche Erfolge sind zwar bisher ausgeblie- 
ben, aber die kommunale Bedeutung der 
DSU bietet natürlich eine gute Basis für 
»rechts-konserva- 
tive« Sammlungs- 
bestrebungen. 
Genau diesen An- 
spruch als Samm- 
lungsbewegung 
hat auch das 
BKKD, welches 
am 24.4.95 in 
Fankfurt ins 
Leben gerufen 
wurde, eben um 
gleichgesinnte 
konsevative Kräfte 
zu bündeln und 
so zu einer größe- 
ren politischen 
. Einflußnahme zu 

kommen. In der 

»Frankfurter 
Grundsatzerklärung« vom 21.5.95 wird 
klar, wo der Feind steht. Der reicht von 
den »Linksparteien und Gewerkschaften, 
über beträchtliche Teile der CDU/SPD/FDP 
und großen Teilen der Presse und sonstigen 
angepaßten Medien bis hin zu den Spitzen- 
verbänden der Wirtschaft«*. 

Die DSU lüftet nur dann und wann 
mal ihr demokratisches Mäntelchen, 
und dann kann es schon mal vorkom- 
men, daß Brandanschläge von Neonazis 
als »Taten von Asylanten» hingestelltS 


> 


und plumpe nationalistische Töne ge- 
spucktwerden. Aber nur intern, versteht 
sich. Die DSU ist zwar noch nicht die 
rechte Sammlungspartei, die sie gern 
wäre, was nicht zuletzt am einfältig wir- 
kenden DSU-Bundesvorsitzenden Rober- 
to Rink liegt, aber allein das Angebot an 
Propagandamaterial bei DSU-Veranstal- 
tungen beweist den »rechts-konservati- 
ven« Schulterschluß. Materialien des 
BfB liegen dort neben der »Jungen Frei- 
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heit«, der »Criticon«, Werbung des 
»Bundes der Stalinistisch Verfolgten«, 
oder des »Freundeskreis Hilferufe von 
drüben« (Antikommunistische Organi- 
sation von Gerhard Löwenthal). Wahl- 
parteien wie DSU und BfB können somit 
eine wichtige Lücke im rechten Lager 
ausfüllen. Sie repräsentieren für Normal- 
bürgerInnen noch wählbare, da nicht 
wie REP oder DVU öffentlich isolierte 
Gruppierungen, deren Verbindungen in 
radikalere Kreise nicht offensichtlich 
sind. Außerdem können sie gerade auf 
kommunaler Ebene bedeutenden Ein- 
fluß ausüben. »Rechts-konserative« 
Kommunalpolitik ist durchaus von 
großer Bedeutung für militante Faschi- 
sten. Ihnen wird der Boden noch besser 
bereitet, als es jetzt schon der Fall ist. MM 


1) Aus einem Brief des stellvertr. DSU Landesv. 
Dipl. Ing. Andreas Kaluza an die Antifa Ha/Qu, 
in dem er juristische Schritte für den Fall 
ankündigt, daß weiterhin »wahrheitswidrige 
Behauptungen« über die DSU verbreitet wer- 
den sollten. 

2) Aus der Einladung zur DSU-Veranstaltung vom 
16.6.96. 

3) Aus der Rede des DSU-Landesvors. Sachsen- 
Anhalt Dr. Ing. Joachim Nothdurft (Dessau) 
bei der Gründung des DSU OV Bode-Selke-Aue 
im Februar ‘96. 

4) Aus »Der Rechte Rand» Nr.37, $.6. 

5) Bei der DSU-Veranstaltung am 16.6. in Halle. 


Ring freizur 


nächsten Runde 


Manchmal hat die Realität einen ent- 
schieden höheren Unterhaltungswert als 
die mediale Vorgaukelung der Realität. 
In diesem Fall gilt: There’s no business 
like Politik-business. Während mensch 
Extragebühren zahlen mußte, um im 
Pay-TV den Kampf zwischen den beiden 
deutschen Halbschwergewichts-Boxern 
Michalchewski und Roccigiani verfolgen 
zu können, so konnte die juristische 
Auseinandersetzung zwischen den poli- 
tischen und publizistischen Leichtge- 
wichten Manfred Rouns (»Europa vorn«) 
und Dieter STEIN (»Junge Freiheit«) nahe- 
zu zum Nulltarif aus der ersten Reihe 
verfolgt werden. Und wie das so ist bei 
Leichtgewichten: sie sind auch schneller 
als die (halb)schwergewichtigen sportli- 
chen Vorbilder. Während diese sich 
noch um die Modalitäten des Rück- 


»Tiger« Stein... 


kampfes streiten, haben die journalisti- 
schen Imitatoren diesen bereits ebenfalls 
hinter sich. 

Die Ausgangslage: Beide Kämpfer 
hatten ursprünglich einmal im gleichen 
Stall begonnen, bei den Republikanern. 
Rouhs wechselte zum kleineren, aber 
hochkarätig besetzten Stall »Deutsche 
Liga« unter den Promotern mit zweifel- 
haften Ruf Neubauer und Schützinger. 
Stein verlies ebenfalls den unter Erfolg- 
losigkeit leidenden Heimat-Stall und 
schloß sich dem renommierteren Unter- 
nehmen »Nationalliberalismus« unter 
Regie der Manager Brunner/von 
Stahl/Zitelmann an, die zwar äußerst 
bemüht sind, ihrer Firma aus vermark- 
tungstechnischen Gründen einen seriö- 
sen Anstrich zu verpassen, der allerdings 
in der Vergangenheit immer wieder er- 
hebliche Kratzer erleiden mußte. 


So konnte es nicht erstaunen, daß 
die Auseinandersetzung schon im Vor- 
feld erheblichen Zündstoff und Emotio- 
nen barg. Stein konnte mit seiner »JUN- 
GEN FREIHEIT« auf die größere Reichweite 
verweisen, Rouhs dagegen reklamierte 
mit seiner »EUROPA VORN« die größere 
Schlagkraft und technische Ausgereift- 
heit für sich. Eine Unsauberkeit von 
Rouhs war es aber, die die erste Wertung 
auf den Zetteln der Punktrichter für 
Stein erbrachte. Rouhs hatte ohne Ge- 
nehmigung eine Karikatur aus der »Jun- 
gen Freiheit« abgedruckt. Vergeblich 
wehrte er sich mit dem Hinweis, er habe 
die Zeichnung aus einer anderen Zeit- 
schrift übernommen und nicht gewußt, 
daß sie aus der »Jungen Freiheit« stam- 
me. Unwissenheit aber schützt vor Stra- 
fe nicht. Dummheit erst recht nicht. 
Denn den angestrebten Rückkampf ver- 
hinderte Rouhs selbst, da er ein unquali- 
fiziertes Team engagierte. Sein für die Be- 
rufung engagierter Anwalt in Hannover 
verpaßte schlicht und ergreifend den 
Termin zur Einreichung der Berufung. 

So wurde die schöne Börse verspielt, 
die Rouhs zuvor bei seinen Anhängern 
mit einem Spendenaufruf gesammelt 
hatte. Er rächte sich mit einem Tief- 
schlag, der Steins Popularität bei seinen 
Fans zum Absinken bringen sollte. Dazu 
versicherte er sich der Hilfe eines alten 
Stallgefährten von Stein, Hans-Ulrich 
Kopp, der den Star im Stall nicht länger 
akzeptieren wollte. Kopp rächte sich, 
indem er Interna enthüllte. So soll Stein, 
so Rouhs laut Kopp, geduldet haben, 
daß ein weiterer Rechtsausleger, ein 
schon alternder journalistischer Kämp- 
fer namens Roland WeEHL, persönliche 
Informationen über Zuschauer (sprich: 
Leser) an eine Kontrollinstanz namens 
Staatsschutz gegeben habe. Dafür, so 


"Rouhs laut Kopp, gäbe es Zeugen, näm- 


lich weitere abgesprungene Stallmitglie- 
der von Stein. 

Stein konterte mit dem bewährten 
Mittel Kampfgericht. Sein Anwalt Klaus 
Kunze erwirkte eine einstweilige Anord- 
nung des Landgerichts Göttingen wegen 
Verstoßes gegen das Wettbewerbsrecht 
(vulgo: grobes Foul, Tiefschlag) und mit 
einer strafbewehrten Unterlassungser- 
klärung. Ein geschickter taktischer 
Schachzug, der allerdings von Rouhs 
umgehend gekontert wurde. Seine 
Schlagkombination, das Zitieren aus ori- 
ginalen Sitzungsprotokollen, ist so unge- 


wöhnlich, daß sie hier im Original (Eu- 
ropa vorn Nr.105/106, S.17) dokumen- 
tiert werden soll: »Markus Zehme erhebt 
zuletzt den Vorwurf, Roland Wehl habe per- 
sonenbezogene Daten der ‘JF’ an den Staats- 
schutz weitergegeben. Dieter Stein wider- 
spricht und erklärt, daß ausschließlich auf 
Anweisung von ihm Abonnentenadressen 
an die Sonderkommission Druck des LKA 
Thüringen im Zusammenhang mit Ermitt- 
lungen um den Anschlag auf die Weimarer 
Druckerei weitergegeben worden seien. Ro- 
land Wehl habe damit nichts zu tun.« 
Stein wird jetzt zusätzlich zu seinen 
finanziellen Schwierigkeiten weiteren 
Ärger bekommen. Wie soll er seinen 
Kunden Verstöße gegen den Daten- 
schutz erklären? Wie soll er rechtferti- 
gen, daß und warum er etliche von 
ihnen offenbar für eine Zusammenarbeit 
mit den Brandstiftern für verdächtig 
hält? Warum hat er diese Vorgänge mit 
juristischen Mitteln geheimzuhalten 
versucht? Was steckte tatsächlich hinter 
dem Ausscheiden von Redakteuren wie 
Zehme und Kopp, das bisher in der Regel 
mit »beruflichen Gründen» gerechtfer- 
tigt wurde? Ist in diesem Zusammen- 
hang auch der »Ausstieg» der ehemali- 
gen Autorin Gerlinde GRONOW zu sehen? 
Dieser Verdacht liegt nahe, da Kopp in 
»Europa vorn« von einer Mitarbeiterin 
spricht, die die Vorgänge bezeugen 
könne und wenig später nach den fragli- 
chen Auseinandersetzungen das Blatt 
verlassen habe. Einzige weibliche Be- 
schäftigte der »Jungen Freiheit« zu ihrer 


... gegen »Rocky« Rouhs 


damaligen Potsdamer Zeit war Gerlinde 
Gronow. Will sie ihren Ausstieg tatsäch- 
lich glaubhaft macht, dann wird sie 
auch über diese Konflikte Auskunft 
geben müssen. 

, »Rocky« Rouhs hat wirkungsvoll 
zurückgeschlagen. »Tiger« Stein liegt auf 
den Punktzetteln inzwischen eindeutig 
zurück. Es ist sehr fraglich, ob ihn 
nochmals das Punktgericht wird retten 
können. Das alte Medium Zeitung ist 
eben oftmals doch unterhaltsamer als 
das neuere Fernsehen. | 
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Kiew 


Partnersuche in der Ukraine 


»Die DVU baut eine Brücke nach Mo- 
skau, die NPD eine nach Kiew.« kommen- 
tiert in der jüngsten Ausgabe der Partei- 
zeitung »DEUTSCHE STIMME« (7/96) NPD- 
Parteivorstandsmitglied WOLFGANG 
NAHRATH, ehemaliger Bundesführer der 
verbotenen WIKING JUGEND, die Unter- 
zeichnung eines Freundschaftsvertrages 
seiner Partei mit der UKRAINSKA NACIO- 
NALNA ASSAMBLEA (UNA, Ukrainische Na- 
tionalversammlung) am 22. Mai in 
Kiew. Den Abschluß des Vertrages hatte 
zuvor der NPD-Parteivorstand auf seiner 
Sitzung am 28. April in Hannover gebil- 
ligt. Gemeinsam mit dem für die Aus- 
landskontakte verantwortlichen 
Nahrath reiste der Sozialreferent im Par- 
teivorstand AXEL SCHUNK, ebenfalls ein 
ehemaliger Funktionär der Wiking Ju- 
gend, in die Ukraine, um dort mit der 
Parteispitze der UNA unter deren Vorsit- 
zenden OLEG VIrovicH und dem Aus- 
landsreferenten für Deutschland, GENI 
KURENKOW, das Partnerschaftsabkom- 
men zu unterzeichnen. 

Parteivorsitzender Upo VOoIGT ent- 


STATT-Partei: Letztes Aufbäumen? 


Mit MARKUS WEGNER hat das Zugpferd 
die von ihm gegründete Partei schon vor 
längerer Zeit wieder verlassen. Außer 
durch einen einmaligen Ausrutscher, 
den Einzug in die Hamburger Bürger- 
schaft mit acht Abgeordneten und der 
anschließenden Regierungsbeteiligung 
der Reste der schnell zerfallenden Frakti- 
on, hat die STATT-PArTEIı bisher nur 
durch Skandale auf sich aufmerksam ge- 
macht. Der langen Liste dieser Skandale 
fügte sie bei ihrem letzten Bundespartei- 
tag im Juni 1996 in Hamburg einen wei- 
teren an: den Ausschluß des Landesver- 
bandes Thüringen. Kein Wunder, daß 
die Mitgliederzahl inzwischen bundes- 
weit auf unter 1.300 abgesunken ist. 
Letzter, zumindest noch eingeschränkt 
handlungsfähiger Landesverband ist 
Hamburg mit angeblich noch 280 Bei- 
tragszahlenden. 

Die Hoffnung auf eine Konsolidie- 
rung der STATT-Partei aufgegeben hat 
wohl auch der Düsseldorfer Unterneh- 
mensberater HARALD Kaiser, der seit 1994 
Vorsitzender der Partei gewesen war. 
Der war zwar aus 14 Jahren Mitglied- 
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schuldigte sein Fernbleiben in einer 
Grußbotschaft, »da die NPD derzeit in 
ihrem Bestand gefährdet ist.« In seinem 
Schreiben hob er eine über 1000jährige 
»Waffenbrüderschaft mit dem Deutschen 
Reich«, die von der Abwehr des »Mongo- 
lensturm(s) auf Mitteleuropa« bis zur »SS- 
Division ‘Galizien’ im II. Weltkrieg« rei- 
che, hervor. 

Wie sein Vorsitzender erklärt 
Nahrath deshalb: »Gemeinsam müssen 
die Vaterländer über den Ural den Blick 
nach Osten richten, um den Artraum unse- 
rer Völker abzusichern.« Offenbar steht 
ein neuer »Mongolensturm« bevor. Die- 
sen wollen die neuen Freunde ebenso 
gemeinsam abwehren wie den auf die 
sozialen Errungenschaften. »Die Zukunft 
gehört den Schaffenden, nicht den Scha- 
chernden!« tönt Nahrath vollmundig. 
Vielleicht ist er in der Ukraine ja etwas 
größenwahnsinnig durch die Tatsache 
geworden, daß das dortige Fernsehen 
den Vertragsabschluß übertragen hat. 
Scheinbar wird die NPD im Osten noch 
ernst genommen. Ein Vorschlag zur 
Güte bestände also darin, die NPD zur 
geschlossenen Emigration in die Ukrai- 
ne zu ermutigen. Allerdings wäre dies 
wiederum den UkrainerInnen kaum zu- 
zumuten. 


schaft in der FDP Kummer gewöhnt, 
doch die Zustände in seiner neuen 
politischen Heimat überschritten wohl 
auch seine Toleranzgrenze. Neuer Partei- 
führer wurde der Lehrer JOHANNES BUT- 
SCHER, seine Stellvertreter der Hamburger 
SIEGFRIED WÖLK, BRUNO PANNECKE (Nieder- 
sachsen) und der Bonner Lehrer TORSTEN 
Lange. Ebenfalls ein Neuling ist als Bun- 
desschatzmeister Klaus PAuL. 

Angesichts des Zustandes der STATT- 
Partei darf bezweifelt werden, daß die 
personellen Änderungen eine Verbesse- 
rung der Lage bewirken werden. Glei- 
ches muß für die angestrebten program- 
matischen Schritte angenommen wer- 
den. Bekanntgeworden war die Gruppie- 
rung als reine Anti- und Protestpartei 
ohne greifbares Programm. Bindemittel 
und mobilisierender Faktor zugleich war 
die Parteiverdrossenheit. Da die Konkur- 
renz im Bereich außerhalb der etablier- 
ten Parteien nach wie vor groß ist, der 
Spielraum dort jedoch kleiner geworden 
ist, reicht das heute nicht mehr aus, um 
Erfolg zu haben. Es soll deshalb ein Pro- 
gramm verabschiedet werden, das deut- 
lich rechtskonservative Züge aufweist. 
Konsensfähig dürfte ein solches Pro- 
gramm in der Partei kaum sein. Der wei- 
tere Zerfall ist vorprogrammiert. 


»Junge Freiheit« in Nöten 


Das Gegreine gehört auf dem Zei- 
tungsmarkt inzwischen fast zum guten 
Ton. Die TAZ droht mit bzw. - je nach 
Ansicht - verspricht ihre Einstellung, 
falls ihr nicht die neuen Abonnenten 
zuströmen, die Junge Welt betreibt eine 
Dauerwerbekampagne, die wenigstens 
nicht des Witzes entbehrt, und nun 
klagt auch die »Junge Freiheit« heftiger 
denn je. »Jetzt geht’s ums Ganze!« ver- 
spricht sie uns und erläutert, daß sich 
bis zum Jahresende ein Minus von 
450.000 DM angehäuft haben werde 
und die Zeitung liquidiert werden 
müsse, wenn nicht bis zum 30. No- 
vember 2.500 Abonnenten gewonnen 
würden. Chefredakteur DIETER STEIN, 
der inzwischen auch fast die letzten 
Getreuen seiner alten Mitarbeiter ver- 
grault hat, zum ihm wohlgesonnenen 
»OSTPREUßENBLATT«: »Das Ende der JF 
wäre ein Riesentriumph für das antidemo- 
kratische Lager.« 

Als wenig werbewirksam schätzt 
Stein offensichtlich die Bemühungen 
des Verfassungsschutzes von NRW ein, 
der »tatsächliche Anhaltspunkte für den 
Verdacht rechtsextremistischer Ziele« des 
Blattes sieht. Die weitere Verbreitung 
dieser Einschätzung will die JF jetzt 
dem Land NRW durch eine Klage vor 
dem Verwaltungsgericht untersagen 
lassen. Juristisch vertreten bei diesem 
Ansinnen wird das Blatt durch seinen 
auch politischen Favoriten, den Vorsit- 
zenden des Bund Freier Bürger MANFRED 
BRUNNER, der durch eine 60seitige Kla- 
geschrift vor Gericht den Erfolg zu er- 
zielen versucht, der ihm politisch per- 
manent versagt bleibt. Sarkastisch 
möchte mensch kommentieren: Stein 
(wirtschaftlich, journalistisch) und 
Brunner (politisch - zwei Versager 
unter sich. 


Neuer Videoverleihkatalog 
mit zahlreichen Neuerscheinungen u.a. zu folgenden 
Themen: 

553 Antifaschismus 
Migration / Exil 
Arbeit / Betriebe 
Internationalismus... 


Schutzgebühr 10,-DM, 
zzgl. Porto 
Ab sofort erhältlich bei: 

autofocus videowerkstatt 

Eisenbahnstraße 4 

10997 Berlin 
Tel.: 030 / 618 80 02 
Fax: 030 /611 15 83 
s-mall 
autofocus@ipn-b. 

comlink.apc.org 


Sudetendeutsche als fünfte 
Kolonne des Ill. Reiches 


Die tschechische Regierung soll die Ausweisung der Sudetendeutschen - die 
1945 dem Potsdamer Abkommen entsprechend vorgenommen wurde - als Un- 
recht anerkennen, den Nachkommen der Vertriebenen ein »Recht auf Heimat« 
gewähren - sogar Entschädigung wird gefordert. Damit setzt Deutschland 
Tschechien unter Druck. Der starke Einfluß der »SUDETENDEUTSCHEN LANDSMANN- 
SCHAFT« (SL) auf die Regierungsparteien ist ein wichtiger Grund für diese harte 
Linie. Die SL vertritt die Position, das Münchner Abkommen von 1938, in dem 
die Angliederung der sudetendeutschen Gebiete an den NS-Staat bestimmt 
wurde, habe noch immer Gültigkeit. Ähnlich lautet die Position der Bundesre- 
gierung. Sie meint im Gegensatz zu den anderen Unterzeichnerstaaten, das 
Münchner Abkommen habe erst mit der Zerschlagung der »Rest-Tschechei« 
seine Gültigkeit verloren. Das »Recht und Gesetz« des Jahres 1938 ist die Grund- 
lage ihrer Forderungen. Chaim Frank, Mitarbeiter des Dokumentationsarchives 
für jüdische Kunst, Kultur und Geschichte, meint: »Wer nach ‘Recht und Gesetz’ 
des Jahres 1938 schreit, ist nicht nur ein Revisionist, sondern gleichzeitig auch ein 
Faschist.« 

Die deutschen Medien suggerrieren in der Regel, die Ausweisungen seien die 
blutige Rache der Tschechen für den SS-Terror der Besatzungszeit —- kollektive 
Strafe, die auch Unschuldige traf. Doch die eigentliche Vorgeschichte für die 
»Vertreibung« beginnt nicht mit dem Massaker von Lidice. Die Sudetendeut- 
schen ließen sich in großer ‚Zahl als Instrument der deutschen Aggression 
mißbrauchen. Die deutsche Minderheit in der Tschechoslowakischen Republik 
(CSR) diente als Instrument der Desintegration dieses Staates. Zeitgenossen, die 
Opfer dieser Aggression geworden waren meinten, die Sudetendeutschen - von 
denen viele so gern »heim ins Reich« wollten - würden auch in Zukunft eine Ge- 
fahr für den Bestand der Tschechoslowakei sein. Diese Vorgeschichte soll der fol- 
gende Artikel nachzeichnen. 


1918 zerfiel das Habsburger Reich. Eines 
der Zerfallsprodukte war die CSR, mit 
deren Gründung im Rahmen der Verträ- 
ge von Versailles und St. Germain auch 
die sudetendeutsche Geschichte be- 
ginnt. Die deutschsprachige Bevölke- 
rung in der CSR (1920: 3,1 Millionen 
Menschen bei einer Gesamtbevölkerung 
von 13,6 Millionen) bezeichnete sich 
nun als »Sudetendeutsche«. Innerhalb 
dieser Gruppe regte sich Widerstand 
gegen die Verträge, die u. a. die Bildung 
eines Großdeutschen Reichs unter Ein- 
schluß Österreichs und der deutschspra- 
chigen Gebiete in der CSR verboten. 
Sudetendeutsche Politiker forderten 
den Anschluß, weil jene Gebiete wirt- 
schaftlich stark mit Österreich und 
Deutschland verflochten waren. Die 
großdeutsche Variante wäre für sie Vor- 
teilhaft gewesen. Außerdem fürchteten 
sie um ihre politische, soziale und Öko- 
nomische Vormachtstellung, die sie in 
der CSR kaum würden behaupten kön- 
nen. Keineswegs konnte von einer Un- 
terdrückung des deutschsprachigen Be- 
völkerungsteils der CSR gesprochen wer- 
den: »Die Stellung der Sudetendeutschen in 
der Tschechoslowakei konnte trotz ihrer ab- 
lehnenden Einstellung zum tschechoslowa- 
kischen Staat mit der Stellung aller übrigen 
nationalen Minderheiten, wo immer in Eu- 


ropa, nicht verglichen werden. Außer dem 
Monopol der Staatsgewalt behielten sie im 
wesentlichen alles, was sie in Österreich- 
Ungarn besessen hatten«, so der Historiker 
Dr. Vaclav Kral. 


Völkisch-faschistische 
Organisationen agitieren unter 
den Sudetendeutschen 


Völkisch-national gedeutet und auf- 
geladen wurden die Motive der Ableh- 
nung der CSR durch die DEUTSCHE NATIO- 
NALSOZIALISTISCHE PARTEI (DNSAP). Sie 
pflegte konspirative Beziehungen nach 
Deutschland. DNSAP-Führer HAns KREBS 
schreibt: »Schon im Jahre 1919 hatte die 
zeitweise auch über die Grenzen herüberwir- 
kende völkische Bewegung im Reich unsere 
Aufmerksamkeit gefunden. Die Geschichte 
des sudetendeutschen Freiheitskampfes ist 
auf das engste mit dem Nationalsozialis- 
mus Adolf Hitlers verknüpft. Wenn gleich 
wir aus staatlichen und außenpolitischen 
Gründen niemals eine organisatorische Ge- 
meinschaft mit den Nationalsozialisten im 
Reich haben durften«. Daneben wurden 
breite Teile der Minderheit in den bün- 
dischen Jugendorganisationen, sudeten- 
deutschen Studentenorganisationen 
und Turnvereinen indoktriniert. Ins- 
besondere letztere, unter dem’ spätere 
Führer der Sudetendeutschen KONRAD 


HENLEIN, wurden ein Hort des Revanchis- 
mus. 

In den Turnvereinen galt das Führer- 
prinzip, politische Schulung wurde Teil 
jeder Turnstunde. Turnen wurde in den 
Dienst der »Wehrhaftmachung« der 
männlichen Vereinsmitglieder gestellt, 
während es die Frauen auf ihre Funktion 
als Gebärende des sudetendeutschen 
Nachwuchses vorbereiten sollte. Turn- 
stunden wurden zu Wehrsportübungen, 
diese weiteten sich zu paramilitärischen 
Manövern aus, an denen jeweils mehre- 
re hundert oder gar tausend Turner teil- 
nahmen. Daß diese als »Gauwehrturnta- 
ge« bezeichneten Manöver 1931 durch 
die CSR verboten wurden, kann nur als 
selbstverständlich gewertet werden - wie 
auch der 1932-33 geführte Prozeß gegen 
die »Volkssport-Organisation«. Sie war 
1929 in Anlehnung an die SA von der 
DNSAP gegründet worden. In den Pro- 
zeß wurden auch die Führer der DNSAP 
und der DEUTSCHNATIONALEN PARTEI (DNP) 
gezogen. Einem Verbot zuvorkommend, 
lösten beide Parteien sich im September 
1933 selbst auf. 


Sudetendeutsche auf dem Weg in 
die deutsche »Volksgemeinschaft« 


Nur eine Woche darauf konstituierte 
sich die SUDETENDEUTSCHE HEIMATFRONT 
(SHF) unter Konrad Henlein. Sie war 
eine Nachfolgepartei von DNSAP und 
DNP, verbreiterte aber zusätzlich durch 
die Mitglieder des Turnverbandes die 


» 
Konrad Henlein, Führer der Sudetendeut- 
schen Heimatfront 


Basis für völkisch-faschistische Politik. 
Die Führung der SHF rekrutierte sich 
zum größten Teil aus den Reihen des 
elitären »KAMERADSCHAFTSBUNDES« (KB). 
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GESCHICHTE 


Sie agierte klüger, als die sudetendeut- 
schen Dependancen der NSDAP, und sie 
besaß Freunde im NS-Staat mit großen 
Erfahrungen in der Steuerung auslands- 
deutscher Organisationen: die Funk- 
tionäre des »VOLKSBUNDES FÜR DAS 
DEUTSCHTUM IM AUSLAND« (VDA) Sie hat- 
ten im »VOLKSDEUTSCHEN RAT« (VR) eine 
erste Koordinierungsstelle für Volks- 
tumsarbeit des NS-Staates geschaffen. 
Der VDA konnte in einer Weise agie- 
ren, wie es für die Gliederungen der 
NSDAP nach 1933 kaum mehr möglich 
war. Er war ein scheinbar privater Ver- 
ein; gleichwohl - wie auch heute - eine 
Agentur der verdeckten deutschen 
Außenpolitik. Der VDA-VR, dessen trei- 
bende Kraft HAns STEINACHER war, stand 


Ordner- und Schlägertrupp der SHF 


unter der Protektion von RUDOLF Hess. 
Ab 1934 sollte er die Kontrolle über die 
sudetendeutschen Angelegenheiten 
übernehmen. Hess betonte, »daß die 
Wirkungsmöglichkeit des Verbandes umso 
größer ist, je mehr er sich nach wie vor frei- 
zuhalten versteht von Einflüssen des offizi- 
ellen Deutschland, gleichgültig ob diese sich 
in Regierung oder Parteigebilden 
verkörpern«. Steinnacher baute ein Netz 
von Mittelsleuten auf, z. B. um verdeckt 
finanzielle Transaktionen zwischen dem 
Reich und der SHF zu tätigten. 

Zum Testfall für die Zusammenarbeit 
von VDA-VR und SHF wurde die Wahl 
zum CSR-Parlament 1935. Die SHF, nun 
unter dem Namen »SUDETENDEUTSCHE 
PARTEI« (SdP), wurde über den VDA-VR 
mit großen Geldsummen ausgestattet. 
Sie konnte so einen grandiosen Wahl- 
kampf leisten. Mehr als 60 % der sude- 
tendeutschen Bevölkerung wählte die 
faschistische SdP, die jetzt die stärkste 
Partei in der CSR war. 

Die SdP wußte in ihrer Propaganda 
die ökonomische Krise in der CSR, die 
die sudetendeutschen Gebiete besonders 
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hart traf, auszunutzen. Der Minderheit 
wurde suggeriert, der tschechoslowaki- 
sche Staat würde bewußt den ökonomi- 
schen Niedergang der sudetendeutschen 
Gebiete forcieren. Ursache war jedoch 
die Orientierung der Region auf die 
Märkte Österreichs und Deutschlands. 
Die Henleinpartei profitierte auch vom 
»Glanz« des NS-Regimes, weil sie zu 
Recht als Statthalter der NSDAP gesehen 
wurde. 

Mit der Wahl von 1935 war die 
Mehrheit der Sudetendeutschen ins fa- 
schistische Lager geschwenkt. Dabei 
wußten die Sudetendeutschen sehr wohl 
von den Zuständen im Reich. KZ’s, rassi- 
stische und politische Verfolgung waren 
bekannte Tatsachen: Die CSR gewährte 
Flüchtlingen aus 
Deutschland 
Asyl, durch die in 
der deutschen 
Minderheit pu- 
blik wurde, wie 
man im dort mit 
politischen Geg- 
nern und Juden 
verfuhr. War 
ihnen also das 
NS-Terrorregime 
ganz recht, oder 
nahmen sie es bil- 
ligend in Kauf, 
um am ökonomi- 
schen Auf- 
schwung in 
Deutschland teil- 
zuhaben? Gleich- 
viel was die Moti- 
ve waren, es sind die von Faschisten, 
entweder als Überzeugungstäter oder 
Mitläufer. 

Ein Verbot der SdP war nun sehr 
schwierig geworden. Sie agierte auch 
noch nicht offen als 5. Kolonne des NS- 
Faschismus, forderte noch nicht den An- 
schluß an Deutschland: das NS-Regime 
war darauf angewiesen, nach außen als 
friedliebend aufzutreten, um ungestört 
jene militärische Stärke entwickeln zu 
können, die es für eine aggressive 
‚Außenpolitik benötigte. 


Ne 


Aus Volkstumsorganisationen 
werden Terrorverbände 


1938 war es dann so weit. Nach der 
Annexion Österreichs im März 1938, 
wandte sich der NS-Staat der CSR zu. 
Wirtschaftliche Expertisen lagen bereits 
auf dem Tisch, als die Wehrmacht in die 
Tschechei einmarschierte. Militärisch 
wichtig sei, so Hitler, daß mit der Zer- 
schlagung der CSR große Mengen deut- 
scher Truppen für andere Aufgaben frei 
würden. Die annektierten Gebiete soll- 
ten das Menschenmaterial für über 


zwölf Divisionen sowie Nahrung für 5-6 
Millionen Menschen liefern. 

»Es ist mein unabänderlicher Ent- 
schluß, die Tschechoslowakei in absehbarer 
Zeit zu zerschlagen«, eröffnete Hitler am 
30. Mai 1938 seinen Oberkommandie- 
renden. Statt einer militärische Okkupa- 
tion wurde in Angriff genommen, was 
ein NS-Außenpolitiker die »chemische 
Auflösung der CSR« nannte: Ihr »Agens« 
sollte die sudetendeutsche Bevölkerung 
sein. 

Diese scheinbar friedliche Methode 
kam dem »Appeasement«- (d. h. Be- 
schwichtigungs) Kurs der Westmächte 
entgegen. Der britische Premier NEVILLE 
CHAMBERLAIN wollte den Deutschen an- 
bieten: »Gebt uns eine befriedigende Zusi- 
cherung, daß Ihr im Umgang mit Österreich 
und der Tschechoslowakei nicht Gewalt an- 
wenden wollt, und wir werden Euch eine 
ähnliche Zusicherung geben, daß wir nicht 
Gewalt anwenden, um die Änderungen zu 
verhüten«. Den notwendigen Druck für 
die Verhandlungen mit dem Westen zu 
erzeugen, war die Aufgabe der sudeten- 
deutschen Organisationen. 

Die SS-nahe VOLKSDEUTSCHE MITTEL- 
STELLE (VOMI) übernahm die Koordinati- 
on. Es wurden Gerüchte in Umlauf ge- 
bracht, wonach der Einmarsch deut- 
scher Truppen in die CSR kurz bevor- 
stünde und der Turnverband bewaffnet 
würde. Im Mai 1938 wurden deutsche 
Truppen in Richtung CSR verschoben, 
woraufhin die CSR ihre Armee mobili- 
sierte. Ziel der deutschen Maßnahmen 
war, die sudetendeutsche Bevölkerung 
zu aktivieren. In einer Weisung Hitlers 
vom 20. 5. 38 wurden die weiteren Pläne 
fixiert: »Den politischen und militärisch ge- 
eigneten Zeitpunkt abzuwarten und herbei- 
zuführen ist Sache der politischen Führung. 
Eine unabwendbare Entwicklung der Zu- 
stände innerhalb der Tschechoslowakei, (...) 
die eine überraschende, vielleicht nie wie- 
derkehrende Gelegenheit schaffen, können 
mich zu frühzeitigem Handeln 
veranlassen.« Henlein wurde von Hitler 
angewiesen, Scheinverhandlungen über 
eine Autonomie der Sudetendeutschen 
zu führen: »Wir müssen immer soviel for- 
dern, daß wir nicht zufriedengestellt werden 
können«. Henlein hatte nun die Aufgabe 
zu bewältigen, Forderungen aufzustel- 
len, die nicht zu radikal erscheinen durf- 
ten, damit die CSR Verhandlungen nicht 
von vornherein ablehnen würde, und 
die Sudetendeutschen in den Augen der 
Westmächte nicht diskreditierten. Sie 
sollten aber genügend interpretations- 
fähig sein, um, wenn die Regierung der 
CSR drohte, auf die Forderungen einzu- 
gehen, weiter gefaßt zu werden. Ziel war, 
die Spannungen in den sudetendeut- 
schen Gebieten in Zusammenarbeit mit 


den zuständigen Stellen des NS-Staates 
aufrecht zu erhalten und so zu steigern, 
daß allein der Anschluß dieser Gebiete 
an Deutschland Befriedung versprach. 
Mit dem 8-Punkte Programm vom 24. 4. 
38 gelang dieser Schachzug. »Die acht 
Punkte waren als Autonomie getarnt, hät- 
ten aber bei ihrer Verwirklichung praktisch 
einer Vereinigung mit Deutschland entspro- 
chen«, so der Historiker Ronald M. 
Smelser. 

Während sich die Verhandlungen 
hinzogen, erhöhte sich der Druck auf die 
CSR sowohl aus der sudetendeutschen 
Bevölkerung, die permanent Zwi- 
schenfälle provozierte, als auch durch 
die englischen Regierung. Am 7. 9. 38 
war die Regierung der CSR zur fakti- 
schen Annahme der 8-Punkte genötigt. 
Inzwischen hatten die Unruhen in Tei- 
len der sudetendeutschen Gebieten 
unter Anleitung der SdP und mit Unter- 
stützung des NS-Staates bürger- 
kriegsähnliche Formen angenommen, 
gegen die die Regierung der CSR das 
Standrecht ausrief. Dies nahm die SdP 
am 14. 9. zum Vorwand, die Verhand- 
lungen abzubrechen. Gestärkt durch 
Reden der Naziführung forderte Henlein 
am 15. 9. : »Wir wollen heim ins Reich« 

Als jedoch die Maßnahmen der CSR- 
Regierung griffen und die Lage sich be- 
ruhigte, während Hitler drohte, das 
Reich werde auch das Risiko eines Welt- 
krieges nicht mehr scheuen, entstand 
eine Diskrepanz zwischen den abflauen- 
den Unruhen in der CSR und dem sich 
verschärfenden Kurs des NS-Staates. Hier 
griff man auf eine schon vorbereitete 
Strategie zurück. Bereits im Juni 38 war 
auf deutscher Seite der Grenze eine Be- 
fehlszentrale eingerichtet worden, von 
der aus Henlein im Bedarfsfall die Aktio- 
nen der Sudetendeutschen befehligen 
konnte. Am 17. 9. 38 erteilte Hitler den 
Befehl zur Aufstellung eines 
SUDETENDEUTSCHEN FREIKORPS (SFK), das 
aus in den NS-Staat geflüchteten Sude- 
tendeutschen unter dem Befehl Hen- 
leins gebildet werden sollte. Der Einsatz- 
befehl lautete: »Dauerndes Beunruhigen 
längs der gesamten Front. Durchführung 
von kleinen Unternehmungen gegen tsche- 
chische Postierungen, Wachhäusern usw. 
Auftreten in Form von Terrorgruppen. Auf- 
rechterhaltung weiterer Unruhen und Zu- 
sammenstöße«. Die Leitung des SFK 
durch Henlein und die Ausrüstung mit 


österreichischen Waffen sollte verschlei- 
ern, daß diese Truppe (ca. 10-15. 000 
Mann) von deutschen Gebiet mit deut- 
scher Unterstützung operierte. In 164 
Aktionen des SFK kamen 110 Tschechen 
ums Leben, 2029 weitere wurden gefan- 
gengenommen. Bereits jetzt übte das 
SFK Funktionen der SS aus, die auch die 
Ausschaltung von Kommunisten und 
Antifaschisten im sudetendeutschen Ge- 
biet umfaßten. 

Dem Freikorps gelang es, die Unru- 
hen aufrechtzuerhalten und die deut- 
sche Propaganda vermochte es, diese Ak- 
tionen als sudetendeutschen Selbst- 
schutz darzustellen. Damit konnte Hitler 
gegenüber den längst zu allen Konzes- 
sionen bereiten Westmächten am 29. 9. 
38 das Münchener Abkommen durch- 
setzen. Wehrmacht und SS fielen in die 
CSR ein, über 1.000.000 Tschechen wur- 
den vertrieben, politische Flüchtlinge 
aus dem NS-Staat verhaftet und die jüdi- 
schen Bevölkerung ihren Mördern aus- 
geliefert. Nun und nach der Zerschla- 
gung der »Rest-Tschechei« im März 39 
besetzten die Sudetendeutschen die 
Führungspositionen in der ehemaligen 
CSR. Widerstand gegen das NS-Regime 
wurde mit Terror beantwortet. Die Aus- 
löschung des tschechischen Dorfes Lidi- 
ce und die Ermordung seiner männli- 
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rechtsverbrechen und ethnische Säube- 
rung interpretiert. Diese Darstellung ver- 
schweigt, wozu sich die Minderheit bei 
der Zerschlagung der CSR benutzen ließ. 
Sie ist zudem sachlich falsch: »Während 
der geregelten und unter Aufsicht der Sieger- 
mächte durchgeführten Aussiedlung der Su- 
detendeutschen wurde keineswegs nach dem 
Prinzip der Kollektivschuld gehandelt«, so 
die tschechische Widerstandskämpferin 
Vera Pickova. Antifaschistische 
Sudetendeutsche konnten bleiben, nur 
waren sie eine verschwindend kleine 
Minderheit. Die Prager Zeitung bemerkt, 
daß bezüglich der Sudetendeutschen 
nach dem 2. Weltkrieg »die Frage ‘Wohin 
mit ihnen’ offen war im Gegensatz zur 
Frage warum sie irgendwo weg mußten«. 
Nach den Worten von Bundesaußen- 
minister Kraus Kmker habe die 
Bundesregierung »die Vertreibung der 
Deutschen nach Kriegsende immer als 
völkerrechtswidrig verurteilt. Sie hat die 
Potsdamer Beschlüsse nie als eine Rechtfer- 
tigung dieser Vorgänge angesehen« Wer das 
Potsdamer Abkommen in Frage stellt 
und gleichzeitig die Ungültigkeit des 
Münchener Abkommens bestreitet, 
droht gegenüber Tschechien mit der 
Wiederbelebung dessen, was 1945 been- 
det werden sollte: des Pangermanismus. 
Die USA und Großbritannien stellten 


Einmarsch tschechischer Partisanen in Prag im Jahr 1945 


chen Bewohner waren »nur« ein Fanal 
für das, was der NS bezüglich der Tsche- 
chen geplant hatten: »Wir werden die 
Tschechen und Böhmen nach Sibirien oder 
in die wolhynischen Gebiete verpflanzen, 
wir werden ihnen in den neuen Bundesstaa- 
ten Reservate anweisen. Die Tschechen 
müssen raus aus Europa«, so erläuterte 
Hitler seine Pläne. 


Potsdamer Abkommen 
und Ausweisung 1945 


Heute wird die Ausweisung der Sude- 
tendeutschen bei Kriegsende als Völker- 


sich daher demonstrativ hinter die 
tschechische Regierung. Eine Revision 
des Postdammer Abkommens werde 
auf ihren entschiedenen Widerstand 
stoßen. Eine »Großmachtsohrfeige« für 
die Bundesregierung, wie die Prager Zei- 
tung kommentiert. Doch gerade hier in 
Deutschland ist anitfaschistischer Wi- 
derstand nötig gegen die Koalition aus 
Politzombis der Vertriebenen, völki- 
schen Nachwuchskadern und bundes- 
deutschen Großmachtinteressen. Denn 
wohin eine solche Koalition treibt, lehrt 
der Blick in die Geschichte. = 
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NVA - Armee für 
Frieden und Sozialismus? 


Die Bundesrepublik versucht seit einigen Jahren ihre Armee außenpolitisch fit 
zu machen. Mit der Wiedervereinigung wurde die BUNDESWEHR nicht länger als 
das Ersatzrad am NATO-Wagen begriffen, sondern übernimmt nunmehr eine 
militärische und politische Schlüsselstellung nicht nur in Europa. Über die Na- 
tionale Volksarmee der DDR (NVA) spricht heute kein Mensch mehr. Dabei ist es 
aber bei der Betrachtung des deutschen Militarismus unumgänglich, die Ge- 
schichte der NVA mit einzubeziehen, entstand sie doch genau wie die Bundes- 
wehr aus der Tradition des preußischen Militärstaates und der WEHRMACHT. 


Entstehung der NVA 

In der damaligen SOWJETISCHEN BESAT- 
ZUNGSZONE (SBZ) wurde unmittelbar nach 
Ende des Zweiten Weltkrieges mit der 
Aufstellung von bewaffneten Polizeikräf- 
ten begonnen, die der zentralen Innen- 
verwaltung der SBZ unterstellt wurden. 
Im Sommer 1946 zentralisierte die So- 
WIJETISCHE MILITÄRADMINISTRATION (SMAD) 
diese Polizeitruppen unter der DEUTSCHEN 
VERWALTUNG DES INNERN (DVI). Zu diesem 
Zeitpunkt umfaßte die Truppe 45.000 
Mann. 

Im Herbst des gleichen Jahres ent- 
stand die Transportpolizei mit 7.400 und 
die Grenzpolizei mit 10.000 Mann. Der 
erste Abschnitt der Wiederbewaffnung in 
der SBZ vollzog sich in zwei größeren 
Etappen, die wesentlich von der sicher- 
heits- und militärpolitischen Interessen- 
lage bestimmt wurden. In der ersten Etap- 
pe von 1947/48 bis zur Jahreswende 
1951/52 kam es auf Befehl der SMAD zur 
Bildung von Volkspolizei-Bereitschaften 
und Einsatzkommandos (kasernierte Ver- 
bände). Ende 1950 verfügte die DDR über 
39 kasernierte Bereitschaften und 17 
Schulungslager mit einer Gesamtstärke 
von ca. 70.000 Mann. Hinzu kamen die 
Deutsche Grenzpolizei mit 18.000 Mann, 
die Transportpolizei mit 11.500 Mitglie- 
dern, sowie das MfS-Wachbatallion mit 
5.000 Waffenträgern; summa summarum 
etwa 100.000 Mann unter Waffen. 

Auffallend ist die große Anzahl von 
ehemals hochrangigen Wehrmachtsan- 
gehörigen die entscheidend am Aufbau 
der bewaffneten Organe in der DDR be- 
teiligt waren und dort selbst Schlüsselpo- 
sitionen besetzten (siehe Kasten). Mög- 
lich wurden solche neuen Karrieren 
durch die Mitgliedschaft im »BunD DEUT- 
SCHER ÖFFIZIERE« (BDO) und im NATIONAL- 
KOMMITEE »FREIES DEUTSCHLAND« (NKFD). 
Diese beiden Organisationen wurden 
noch während des Krieges 1943 von Offi- 
zieren und Soldaten der Wehrmacht und 
deutschen Exilkommunisten gegründet. 
Ziel war die propagandistische Beeinflus- 
sung der Wehrmachts -Truppen an der 
Ostfront. Zur eigentlichen Gründung der 
NVA kam es am 1. März 1956. Die KASER- 
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NIERTE VOLKSPOLIZEI (KVP) und die anderen 
bewaffneten Verbände gingen in ihr auf, 
so das die NVA zu diesem Zeitpunkt 
120.000 Mann unter Waffen hatte. Die 
Führungskräfte der KVP übernahmen die 
Befehlsgewalt. Chef des Hauptstabes des 
Ministerium für Nationale Verteidigung 
wurde VINCENZ MÜLLER, sein Stellvertreter 
war BERNHARD BECHLER. Letzterer sagte 
1949 in der Polizeischule Frankfurt/Oder: 
»Wir werden den Anglo-Amerikanern zu- 
sammen mit den Truppen der Sowjetarmee 
ein derartiges Dünkirchen bereiten, daß 
ihnen die Lust und das Interesse an Deutsch- 
land ein für alle Male vergeht.« } 

Nach Beendigung der Aufbauphase 
der NVA wurde durch das Politbüro der 
SED am 15.2.1957 beschlossen, die frühe- 
ren Wehrmachtsoffiziere aus der Armee 
zu entlassen. Sie organisierten sich nun 
in der »ARBEITSGEMEINSCHAFT EHEMALIGE OF- 
FIZIERE«. Diese hatte zur Aufgabe »deutsch - 
deutsche« Soldatentreffen ehemaliger 
WM-Offiziere zu organisieren. Die Frage, 
»Was wird aus Deutschland?« war Kern- 
punkt der Gespräche. 


Deutsch-Deutsche Gespräche 


Die deutsch-deutschen Gespräche 
waren Treffen von ehemaligen hochran- 
gigen Wehrmachtsangehörigen aus Ost 
und West. Diese Treffen wurden mit Wis- 
sen sowohl der sowjetischen Militäradmi- 
nistration als auch der ORGANISATION GEH- 
LEN (Vorläufer des BND), welche u.a. die 
Reisen des ehemaligen Wehrmachtsoffi- 
ziers HERMANN TESKE zu Treffen mit Vin- 
cenz Müller finanzierte, durchgeführt. 
Zwischen 1952 und 1954 reiste Teske 
mehrfach in die DDR und traf sich dort 
nicht nur mit Müller, sondern auch mit 
HEINRICH HoMANN, dem stellvertretenden 
Vorsitzenden der National Demokrati- 
schen Partei Deutschlands (NDPD) und 
ehemaligem Wehrmachtsmajor, sowie 
dem sowjetischen Oberst ALEKSANDROV, 
SMAD-Offizier der sowjetischen Truppen- 
führung in Berlin-Karlshorst. 

»Was ist zu tun? Ich sehe die einzige Ver- 
bindungsmöglichkeit auf soldatischer Grund- 
lage. Die den Charakter ansprechende gleiche 
Erziehung zu gleichem Denken und Handeln 
im 100.000 Mann-Heer, aufbauend auf der 
gefestigten Schule der alten Armee von 1914, 
ist die Grundlage, auf der sich auch die größ- 
ten politischen Gegensätze treffen können. 
Herr General, die Silvesternacht von 1812/13 
von Tauroggen (Friedenspakt zwischen 
dem preußischen General York und den 
russischen Truppen gegen Napoleon - 
Anm. d. A.) ist im Offizierskorps unverges- 
sen. Damals war der gemeinsame nationale 
Gedanke stärker als die außenpolitische Bin- 
dung...« so Teske in einem Brief an Müller. 
Müllers Antwort: »Ich bin einig mit Ihnen, 
daß es für uns Deutsche mehr gibt als Ge- 
gensätze zwischen Ost und West.« Und in 


Einige Beispiele für die Kontinuität zwi- 
schen Wehrmacht und NVA 


- Paul Markgraf 

ehem. Hauptmann der Wehrmacht, Rit- 
terkreuzträger, 1945-49 Polizeichef von 
Ost-Berlin 


- Hermann Rentzsch 

ehem. Oberleutnant der WM, bis 1949 
Chef der Hauptabteilung Grenzpolizei 
und Bereitschaften in der DVI 


- Bernhard Bechler 
ehem. Major der WM, 1946-49 Innen- 
minister des Landes Brandenburg 


- Arno von Lenski 
Ehrenmitglied des Volksgerichtshofes in 
Berlin, Panzergeneral der WM in Staling- 


rad, später Chef der Verwaltung Panzer- 
dienst, 1952-58 Generalmajor der Kaser- 
nierten Bereitschaftspolizei und später 
der NVA, Abgeordneter der Volkskam- 
mer, Mitglied des Zentralvorstandes der 
Gesellschaft für Deutsch-Sowjetische 
Freundschaft, Medaille für »Kämpfer 
gegen den Faschismus 1933-45« 


- Dr. Otto Korfes 
Generalmajor der WM, in Stalingrad 


- Vincenz Müller 

Befehlshaber des 12. Armeekorps an der 
Ostfront, Generalleutnant der WM, nach 
Kriegsende Chef des Hauptstabes der 
KVP und später inoffizieller Chef der NVA 


Richtung der westlichen Anbindung 
sagte er: »Von der anderen, von Dir nicht ge- 
nannten Seite her wollen wir unsere Lebens- 
weise ebenfalls nicht vereinnahmen lassen. 
...(Wir) müssen (...) alle dafür sein, daß die 
vier Großen sich einigen und daß sie dann 
baldmöglichst alle verschwinden.« Und wei- 
tergehend, »Ich schlage weder eine westliche 
noch östliche Politik vor, sondern eine Poli- 
tik, die der Wiedererlangung der Einheit und 
Unabhängigkeit Deutschlands dient und da- 
durch eine Garantie für die Erhaltung des 
Friedens bietet.«1 

Im Jahre 1954 wurden die Treffen 
durch Müllers Schweigen und auf Wei- 
sungen der Organisation Gehlen einge- 
stellt. Dennoch gab es weiterhin bis in 
die achtziger Jahre hinein solche »Solda- 
ten-Treffen«, deren Ansatz mehrfach die 
gemeinsame Schützengrabenerfahrung 
war. Jedoch lassen nur wenige Dokumen- 
te oder Berichte etwas darüber erfahren, 
so daß uns keine überschauende Bewer- 
tung gelang. 


Traditionslinien der NVA 


Die NVA sah sich in ihrem Selbstver- 
ständnis stets als Armee des Volkes. »Die 
NVA ist tief in den fortschrittlichen und re- 
volutionären, militärhistorischen Traditio- 
nen des deutschen Volkes verwurzelt.«2 Die 
erste Traditionslinie der NVA führt in 
graue Vorzeit zurück: »Im Kampf der Volks- 
massen entstehen die progressiven Traditio- 
nen, deren Anfänge für unser Volk in jener 
Epoche zurückreichen, da es germanischen 
Stämmen, aus denen sich später das deut- 
sche Volk bildete, gelang, ihre totale Unterjo- 
chung durch das römische Sklavenhalterim- 
perium zu verhindern. Die freien germani- 
schen Bauernkrieger waren nicht bereit, zu 
Knechten und Sklaven der Römer zu werden. 
(...) Die römische Ausplünderung und Unter- 
drückung führte über die Stammesgrenzen 
hinweg zu einer germanischen Gegenfront. 
(...) Während der Germanenkrieger wußte, 
daß der seine Waffe für die Befreiung seines 
Landes und für seine Freiheit einsetzte, 
kämpfte der römische Legionär im Interesse 
fremder Eroberungspolitik. (...) Die germani- 
schen Stämme wehrten die von der historisch 
niedergehenden Sklavenhalterordnung dro- 
hende Knechtschaft ab.«? 

Die Traditionslinie der NVA setzt sich 
fort in den Bauernkriegen, preußischen 
Militärreformern und deutschen Patrio- 
ten zu Beginn des 19. Jahrhunderts. Zen- 
traler Anknüpfungspunkt für die Ideolo- 
gen der NVA ist dabei die Idee der allge- 
meinen Wehrpflicht, das Fundament der 
für eine nationale Verteidigung nötige 
Einheit von Volk und Armee. Man bean- 
spruchte für sich, die progressiven 
Grundanliegen der Militärreformer des 
19. Jahrhunderts »konsequent realisiert« zu 
haben. In der einschlägigen Fachliteratur 


zitierte man Gneisenau mit den Worten: 
»Aber es ist billig und staatsklug zugleich, 
daß man den Völkern ein Vaterland gebe, 
wenn sie ein Vaterland kräftig verteidigen 
sollen.« Dabei wird auch ausdrücklich auf 
die »Waffenbrüderschaft« von Preußen 
und Russen während des Befreiungskrie- 
ges 1813/14 hingewiesen. 

Weitere Bezugspunkte waren die revo- 
lutionären Auseinandersetzungen und 
Bürgerkriege bis zum Zweiten Weltkrieg. 
Allen diesen Traditionslinien war gleich, 
der in der NVA verwirklichte Soldatenty- 
pus wäre all diesen Kämpfen entsprun- 
gen. »Mit dem Klassenauftrag der NVA 
kommt die entschiedene und konsequente 
Abkehr der DDR von allem Reaktionärem 
und Fortschrittsfeindlichem in der deutschen 
Militärgeschichte, insbesondere von Milita- 
rismus und imperialistischer Kriegspolitik, 
zum Ausdruck.«* 

Die zentrale Rolle der Wehrerziehung 
wurde kriegsmüden Untertanen schon 
früh vermittelt. »Eine zunehmende Zahl 
von Jugendlichen wünschte, sich in 
wehrsportlichen und technischen Interessen 
Gemeinschaften zu betätigen. (...) Die 
wehrsportliche Arbeit weckte oder vertiefte 
bei nicht wenigen Jugendlichen die Bereit- 
schaft, den Frieden mit der Waffe zu schüt- 
zen und in die Reihen der KVP einzutreten.«> 
Der anfängliche Freizeitcharakter der GE- 
SELLSCHAFT FÜR SPORT UND TECHNIK (GST) 
wurde bald durch Rekrutierung und 
Wehrerziehung ersetzt. 1956 wurde die 
GST dem MINISTERIUM FÜR NATIONALE VER- 
TEIDIGUNG unterstellt. »Immer war und ist 
die Einheit von Volk und Armee ein bedeu- 
tender Kraftquell für die sozialistische Wehr- 
erziehung. Je mehr sich die politisch-morali- 
sche Einheit unseres Volkes festigte, um so 
stärker entwickelte sich die Wehrbereitschaft 
und Wehrfähigkeit der Bürger und um so 
enger gestalteten sich ihre Beziehungen zu 
den sozialistischen Streitkräften.«© »Eng ver- 
bunden mit der Sache der Arbeiterklasse und 
dem werktätigen Volk, war und ist es insbe- 
sondere die Jugend, die seit der Übernahme 
der Patenschaft über die bewaffneten Organe 
durch die FDJ mit Herz und Verstand, Sach- 
kenntnis und Leidenschaft Kapitel für Kapi- 


‚tel der Geschichte der bewaffneten Verteidi- 


gung der DDR mitgeschrieben hat.« 7 

»Wer die Jugend hat, der hat die Armee!« 
Dieses Zitat von Liebknecht spielte bei 
der Nachwuchsförderung der NVA eine 
große Rolle. Für Jugendliche in der DDR 
bot sich durch die GST viele Freizeitmög- 
lichkeiten, die es anderswo nicht gab (z.B. 
Fallschirmspringen und Tauchen) - 
natürlich vorrangig auf junge Männer zu- 
geschnitten. Mädchen und junge Frauen 
waren durch die Teilnahme an Pflichtü- 
bungen der Zivilverteidigung in die 
Wehrerziehung eingebunden. Offensiv 
wurde der Beruf des sozialistischen Solda- 
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ten propagiert. Bewerbergespräche ab der 
6. Klasse waren gang und gebe. Zulas- 
sungsbedingung zum Abitur bzw. Studi- 
um oder die Ausbildung in bestimmten 
Berufen war oft die freiwillige Bereit- 
schaft eines mindestens dreijährigen Ar- 
meedienstes. 

Die GST war beliebt, da dort beispiels- 
weise der Führerschein schneller und we- 


Übergabe der ersten Truppenfahne am 
30.4.56 an das erste Regiment der NVA 


sentlich billiger gemacht werden konnte. 
Weitere persönliche Vorteile der freiwilli- 
gen Verpflichtung waren Aussichten, u.a. 
ohne Wartezeit eine Wohnung zu bekom- 
men. Die Begeisterung der sozialistischen 
Jugend hielt sich allerdings in Grenzen. 
Viele durchliefen diese Stationen als not- 
wendiges Übel. Die Zeit bei der »Asche« 
und der preußisch anmutende Kaser- 
nenschliff war eher verhaßt, denn als 
Klassenauftrag begriffen. Das Bild der »so- 
zialistischen Soldatenpersönlichkeit« 
wurde von frustrierten, betrunkenen Dis- 
kogängern in Uniform geprägt und die 
vom Staat gewünschte gesellschaftliche 
Anerkennung der Berufssoldaten blieb 
ebenfalls aus. 

Vincenz. Müller veranlaßte, daß die 
Uniform der NVA den früheren Traditio- 
nen der Reichswehr und der Wehrmacht 
angepaßt wurde, um durch den Rückgriff 
auf preußisch-deutsche Militärtraditio- 
nen die ablehnende Haltung der DDR-Be- 
völkerung gegenüber den eigenen Streit- 
kräften zu überwinden. | 
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Als Vorstandsfrau des im April ‘96 ge- 
gründeten Landesverbandes der 
feministischen Partei »Die Frauen«, 
versucht die freischaffende Berliner 
Philosophin ANnNEGRET STOPcZyK den 
Einstieg in die Politik. Als Arbeits- 
schwerpunkt sei es ihr wichtig eine 
»mütterliche Internationale« aufzu- 
bauen. Was eine angebliche Femini- 
stin damit meint, wird deutlicher bei 
einem Blick auf ihre »Leib«-Philoso- 
phie. 

Stopczyk war an der Berliner »Schule 
für Erwachsenenbildung« tätig und 
schleuste dort Vertreterinnen der 
»Heidnischen Gemeinschaft« in eine 
Frauenklasse ein. Als Dozentin für 
Lehrende des neuen Brandenburger 
Lehrfaches Lebensgestaltung-Ethik- 
Religionskunde (LER), hatte sie be- 
reits die Möglichkeit die fragwürdi- 
gen Inhalte ihrer Philosophie weiter- 
zugeben. 

Der folgende Artikel ist bereits in der 
antifaschistischen Zeitung »Der Rech- 
te Rand« Nr. 41, Juli/August 96 er- 
schienen, in ihrer nächsten Ausgabe 
wird eingehender auf das Weltbild 
OTTO WEININGERS eingegangen. 
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»Leib«-Philosophie und 
New Age - Grundbausteine 
des Feminismus? 


Leibphilosophie 

Im März und April 1991 wurde im 
Schulfunk des SDR/SWF eine sechsteili- 
ge Sendereihe ausgestrahlt die mit dem 
Namen Leibphilosophie titelte, und in 
der die Berliner Philosophin Annegret 
Stopczyk ihre Theorie den HörerInnen 
näherbrachte. »Unser Leib ist nicht nur 
einfach unser Körper. In der bisherigen Phi- 
losophie wurden Körper und Geist getrennt 
[...]. Es hatte zur Folge, daß wir die Verbin- 
dung zwischen unserem Geist und unserem 
Körper kaum noch wahrnehmen können. 
Früher wurde diese Verbindung Gemüt ge- 
nannt, ein schönes deutsches Wort, [...], im 
modernen Wort, Gefühlswelt. Ja, und das 
meine ich mit dem Wort »Leib« (01/10). 
»Sophia« (Philo-sophia d.A.) versteht 
Stopczyk als (weibliche) Weisheit in dem 
Lebenserfahrung eine große Rolle spiele, 
wobei sie die «Mächte erziehender Frauen« 
(03/2) betont, denn »es gibt eine spezi- 
fisch weibliche Erkenntnis« (06/1). 


Bessere Zeiten - stammesgesell- 
schaftliche Verbände und Blutslini- 
en 


In Abgrenzung zum klassischen 
Griechenland (4. Jh. v.u.Z., d.A.) und der 
sich dort entwickelnden »vernünftigen« 
Philosophie, beruft sich Stopczyk auf 
mutterzentrierte Gesellschaften der »ar- 
chaischen Zeit«, die sich durch Lehrerin- 
nen und Priesterinnen, Muttergotthei- 
ten und weise Frauen ausgezeichnet hät- 
ten. In den »stammesgesellschaftlichen 
Verbänden«, wäre das Haus die Ent- 
scheidungsstätte gewesen und die Frau 
die Entscheidende (03/5). Mit den 
Stadtstaaten (ab 800 d.A.) wären ge- 
schriebene Gesetze aufgekommen, statt 
den alten Bräuchen und Sitten oder 
Blutslinien (!) und leiblichen Bindungen 
(03/Sf). Die Kämpfe »für das Vaterrecht 
und gegen die Beibehaltung der mutter- 
zentrierten Gesellschaften« (O2/1) da- 
tiert Stopczyk auf etwa 1000 v.u.Z.. Das 
was sie die »archaische Zeit« nennt - die 
sie an keiner Stelle genau definiert- wird 
von der Geschichtswissenschaft auf die 
Spanne vom 8. bis zum Anfang des 5. 
Jahrhundert festgelegt und ist hinsicht- 
lich der Stellung der Frau jedenfalls so- 
weit erforscht, daß es beispielsweise 
noch Priesterinnen gab, darüber hinaus 
sich die Stellung der Frau jedoch ver- 
schlechterte, möglicherweise wegen der 


gestiegenen Bedeutung des Krieges, von 
dem Frauen ausgeschlossen waren 
(M24ff). Daß Frauen, und vor allem Göt- 
tinnen, eine herausragende Rolle in vie- 
len Mythen spielten, sind jedoch keine 
neuen Erkenntnisse - und genau die gibt 
Stopczyk vor zu haben. Folgen wir wei- 
ter ihrer Leibphilosphie. Mit den klassi- 
schen Philosophen wie Sokrates, Platon 
oder Aristoteles und ihrer »vernunftori- 
entierten« Philosophie, beginnt für 
Stopezyk das eigentliche Patriarchat 
(05/7) und dadurch die bewußt herbei- 
geführte Trennung von Körper und 
Geist. 


Das »mütterliche Prinzip« 


Ansätze zu abstraktem, statt bildli- 
chem und auf Mythen oder Erfahrung 
basierendem Denken, gab es jedoch be- 
reits bei den ionischen Naturphiloso- 
phen (7. Jh. vor unserer Zeit). Die Um- 
brüche dieser Zeit sind weniger auf eine 
patriarchalische Verschwörung zurück- 
zuführen, als vielmehr auf einen zwin- 
gend zivilisatorischen Prozeß. Stopczyk 
sagt über die klassische Zeit: »Das ge- 
schriebene Wort war nun wichtig, ebenso 
Logos und Vernunft. [...] Vorher, [...], galten 
das gesprochene Wort und die mündliche 
Rede [...] bestimmte, was als Wahrheit und 
Weisheit anerkannt wurde«, statt »ge- 


schriebener Gesetz[e]« (05/3). Deshalb 
plädiert sie dafür sich von den Grenzen 
der Vernunft frei zu machen (01/9), da 
Vernunft Erkenntnis einzig darin suche 
»in dem gerade vom konkreten Leben ab- 
strahiert werden soll« (02/15). Die eigene 
Natur würde als etwas Fremdes erkannt 
und folglich seien die ökologischen Pro- 
bleme beispielsweise nicht mit her- 
kömmlichem Vernunftsdenken zu 
lösen. Sei es doch diese patriarchalische 
Vernunft, die die ökologischen Proble- 
me verursacht habe. Weibliche Weisheit 
und Lebenserfahrung, beinhalte männli- 
che Vernunft, das mütterliche Prinzip 
ordne das männliche unter. (04/15). 
Auffällig ist, daß der Logos, der hier ver- 
urteilt wird, von der Autorin angewandt 
wird, um zu einem Urteil zu kommen. 
Wenn Philosophie, bzw. Sophia Leben- 
serfahrung ist, so hieße das, daß vor 
allem erfahrene, also in der Regel ältere 
Menschen allein wirklich urteilen kön- 
nen und dürfen. Es dürfte beispielsweise 
niemand über das Dritte Reich urteilen 
der es nicht miterlebt, nicht »erfahren« 
hat. In ihrem Artikel »über den Begriff 
Mensch« spricht sie sich für die Abschaf- 
fung des Vernunftgedankens vor allem 
deshalb aus, damit Frauen aus der ver- 
nünftigen Welt nicht mehr ausgeschlos- 
sen werden können (R). In ihrer bewuß- 
ten Betonung der Frau als »leiblich« 
emotionale Entsprechung zu »männli- 
cher Vernunft«, spricht sie all jenen aus 
dem Herzen, die die vermeintlich biolo- 
gistische Aufteilung der Geschlechter 
ideologisch vertreten. Statt dafür einzu- 
treten das jeder Mensch, sowohl Mann 
als auch Frau, vernunftbegabt ist, argu- 
mentiert Stopczyk biologistisch mit um- 
gedrehten Vorzeichen. Die weibliche 
Fähigkeit zum leiblichen Fühlen (laut 
Stopczyk nicht erlernt, sondern gene- 
tisch bedingt (O6/1)), ist mehr Wert als 
die (»männliche«) Ratio. Der Schritt 
dahin nicht nur Geschlechter biologi- 
stisch aufzuteilen, sondern auch Ethni- 
en ist naheliegend, und wurde bzw. wird 
von einigen oft genug vollzogen. 


Das Gebären bestimmt das Bewußt- 
sein? 


Um »eigenleiblich« Denken zu kön- 
nen, sollten wir uns mehr »auf den 
Magen einlassen, dahinspüren und jenen 
Gedanken lauschen, die da kommen« 
(01/15), ist schließlich der Rat den Stop- 
czyk uns erteilt. Da der Körper das Den- 
ken bestimme, beeinflusse auch die 
weibliche Möglichkeit zu gebären die 
Denkweise maßgeblich. Ihre »Philoso- 
phie der Geburtlichkeit« (03/19) sieht 
schließlich auch eine spezifisch weibli- 
che Erkenntnis vor, wozu jedoch jede 
Frau erst einmal Mutter sein müßte, um 


zu einer weiblichen Erkenntnis zu kKom- 
men (06/6). In ihrer Vernunftskritik, die 
zu globaler Ausbeutung unserer Umwelt 
geführt hätte, blendet Stopczyk aus, daß 
diese durchaus nicht nur im westlichen 
Abendland stattfindet, das sich darauf 
beruft seine Wiege in der antiken »ver- 
nunftorientierten« Kultur zu haben und 
das sich als Reaktion hierauf gerade in 
Westeuropa (besonders in Deutschland) 
eine starke Ööko- und friedensbewegte 
»vernünftige« Klientel entwickelt hat. 

Hinsichtlich unseres von der Natur 
entfremdeten Wissens preferiert die Au- 
torin die Naturerkenntnis statt der kon- 
ventionellen und »männlichen« Natur- 
wissenschaft (01/3). Naturerkenntnis sei 
intuitiv und mit Leibphilosophie ver- 
bunden. Die Erkenntnisse würden über 
eigenleibliche Forschungsweisen er- 
reicht (O5/1f). »Naturerkenntnis im nicht- 
vernünftigen Sinne sucht nicht vorrangig 
nach Gesetzten der Natur, um diese zu be- 
herrschen, sondern sie sucht Wahrheit...« 
(05/9). Daß Menschen heute Jahrzehnte 
länger leben als in früheren Jahrhunder- 
ten, daß viele Krankheiten kein Grund 
mehr sind zu sterben, ist also deshalb 
unwesentlich, weil beispielsweise auch 
medizinische Erkenntnisse aus einer 
«männlichen« Naturwissenschaft ent- 
standen sind und nicht aus angeblicher 
weiblicher Emotionalität und Erfahrung. 
Die biologistisch-reaktionäre Stoßrich- 
tung mit stark esoterischem Einschlag, 
die hier als »Leibphilosophie« vertreten 
wird, ist alles andere als neu und durch- 
aus nicht nur weiblich. Wenngleich das 
Konglomerat aus natürlichem Ganz- 
heitsbewußtsein, Kulturpessimismus, 
Matrialismusablehnung, Vergangen- 
heitsverherrlichung und dem 
Schreckenszenario eines in der »kalten« 
Welt untergehenden Individuums auch 
Teile der Frauenbewegung erfaßte. Gera- 
de die Besinnung der Frau auf ihre Ge- 
bärfähigkeit und die Überhöhung dieser, 
die der Frau ihren rechtmäßigen Platz in 
dieser Welt verschaffen sollte, wurde 
von mancher als weibliche Antwort auf 
eine männliche Welt verstanden. Es be- 
darf einigen Zynismus, Naturvölker als 
Vorbilder zu zitieren,-man denke nur an 
die Beschneidungen von Frauen in Afri- 
ka- ohne sich für deren Lebenssituation 
zu interessieren. Die Frage warum es er- 
strebenswert sei in Stammesverbänden 
oder Großfamilien zu leben, die mei- 
stens hierarchisch und patriarchalisch 
strukturiert sind, wird nicht beantwor- 
tet. 


Harmonie und heile Welt 


Esoterik (gr.) heißt »nach Innen ge- 
richtet«. Es ist der Versuch, auf der 
Ebene perönlicher Erfahrungen die Ge- 


FRAUEN 


heimnisse des Daseins erlebbar zu ma- 
chen’ (B10). Obwohl Stopczyk behaup- 
tet, nicht esoterisch zu sein (P233/273), 
ist die intuitive (weibliche) Lebensbe- 
wältigung ein Grundstein ihrer Philoso- 
phie. »Selberdenken oder Philosophieren 
sollte [...] immer mit vielfältiger Lebenser- 
fahrung verbunden sein...« (P273). »Es ist 
diese intuitive beziehungsweise visionäre Er- 
kenntnisart, die immer wieder als spezifisch 
weiblich klassifiziert wird« (6/11). Män- 
ner, so Stopczyk, könnten diese jedoch 
ebenfalls erlernen. 


Annegret Stopczyk 


Die Überbetonung von »Intuition«, 
durch die die wichtigsten Entscheidun- 
gen zu treffen seien, hat jedoch auch die 
Aufgabe vor allem »heftige Debatten« 
überwinden zu helfen. Die Ablehnung 
dieser »heftige[n] Debatten und endlose[n] 
Meinungsverschiedenheiten« (1:2), stellen 
nicht nur demokratische Gesellschafts- 
formen in Frage, sondern zeigen auch 
den ewigen Wunsch, einer esoterischen 
Klientel angesichts kapitalistischer Kri- 
senhaftigkeit, nach Harmonie. 


New Age 


Ein näherer Blick auf die New Age- 
Bewegung zeigt die ideologische Ver- 
strickung Stopczyk’s mit dieser. Auf gro- 
teske Art wird dadurch der Titel ihres 
neuen Buches, »Nein danke ich denke 
selber« - Philosophieren aus weiblicher 
Sicht ad absurdum geführt. Stopczyk: 
»Auf meinem eigenen Forschungsweg habe 
ich mir vorgenommen, |...], auch in unwis- 
senschaftlichen, trivialen Gefilden nach 
Kenntnissen und Erfahrungen zu fischen«. 
URSULA HOMANN schreibt in ihrem 
Artikel »Wie realistisch sind die Träume 
und Visionen von New Age?«: «New Age 
ist keine fest umgrenzte Gruppe, Organisati- 
on oder Sekte mit einem eindeutigen Gedan- 
kensystem oder entsprechender Lehre und 
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REVOLUTION 
TIMES, 


Das Heft von roten 


headszene, mit Inter- 
views, politischen Berichten zur Lage der Na- 
tion, mit Musiktips und Buchbesprechungen 
und Informationen von und zu RED & ANAR- 
CHIST SKINHEADS (RASH). 

Ebenso Berichte über Boneheads (also Nazis 
im Skinoutfit), ihre Bands, Labels und Organi- 
sationen (wie zB. Blood & Honour und Ham- 
merskins) und Aktivitäten, 


den, der Interesse 
(anti)rassistische Skins hat und mehr wissen 
will 

REVOLUTION TIMES ist zur Zeit das eın- 
zige linke Skinheadfanzine im deutschsprachi- 
gen Raum und das seit langer Zeit! 

Für jeden, der sich mit dem Thema Rassismus 
und linker Widerstand beschäftigt oder einfach 
nur seinen Horizont erweiten will ein klares 
MUSS! 


Preis: Abo mit 4 Ausgaben DM 20,-; für 3 In- 
ternationale Antwortscheine/IRC gibt es die 
aktuelle Ausgabe und Infos zu RASH und 


D-23501 Lübeck 


stellt keine neue Glaubensrichtung dar, son- 
dern ist eher ein stillschweigendes Bündnis 
verschiedener Menschen mit einer gemeinsa- 
men weltanschaulich-religiösen Grundströ- 
mung, die wiederum auf einem heterogenen, 
aus verschiedenen Quellen gespeisten Ge- 
misch von Kultur-, Zivilisations- und Tech- 
nikkritik basiert« (E12). Demzufolge ver- 
körpert New Age in »erster Linie Abkehr 
vom technisch-naturwissenschaftlichen 
Fortschrittsglauben und Protest gegen die 
Vernunftbesessenheit der modernen Gesell- 
schaft und Zivilisation |[...].» (E13). Im Fall 
des irrationalen Weltbildes der Philoso- 
phin Stopczyk äußern sich die Inhalte 
des New Age und dessen Kritik am Ver- 
nunftdenken, indem sie dieses als patri- 
archalisch deklariert und so eine positive 
Hinwendung zu Mütterlichkeit und 
»vorhistorischen« Weiblichkeitsmythen 
vollzieht. Sie schreibt dazu: »Die Ver- 
nunftaufklärung herrscht etwa seit der Zeit 
vor der Französischen Revolution...« 
(O1/4). »Ein Ergebnis dieser Tradition (die 
humanistische d.A.) ist unsere heutige aus- 
gebeutete und kranke Erde und Erdatmos- 
phäre, aussterbende Tierarten, vergessenes 
Naturwissen, gewaltsam zivilisierte Natur- 
völker, Desensiblisierung unserer Gemüts- 
welt und Gedankentätigkeit (P81f). »Auf 
der Suche nach der Weisheit zu sein, ist ein 
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philosophischer Weg, auf dem es insbeson- 
dere Frauen leichter haben...« (P181). 
Neben den berechtigten Kritikpunk- 
ten die New Ager ansprechen, liegt die 
Gefahr ihres Weltbildes vor allem darin, 
daä mit der Abkehr von Vernunft und 
rationalem Denken, unter Hinzuzie- 
hung von Gefühlen, alten und neuen Ir- 
rationalismen der Weg geebnet wird, bei 
denen die Fähigkeit zur Selbstreflexion 
verloren ginge. Stopczyk ist beispielswei- 
se der Meinung: »Ich vertraue da einfach 
meinem Bauch - ja ganz primitiv. Mein 
Kopf kann nämlich alles für richtig halten, 
wenn es ein paar gute Gründe dafür gibt« 
(06/7). Gerade hier liegen gefährliche 
Ansatzpunkte, denn es sind vor allem 
Gefühle die beispielsweise traditionelles 
Denken oder Vorurteile noch verstärken. 
Obwohl Stopczyk die Ansicht vertritt, 
daß «rational-patriarchales« Denken die 
ökologischen Probleme hervortrieb und 
deshalb durch eben dieses Denken nicht 
beseitigt werden könnten, so ist genau 
das Gegenteil der Fall. Den heutigen 
Problemen kann nur mit Rationalismus 
entgegengetreten werden, um »techni- 
sche Korrekturen« vorzunehmen. Ho- 
mann schreibt hierzu: »Naiv mutet auder- 
dem der Glaube an, die Weltkrisen seien in 
erster Linie durch übertriebene Rationalität 
entstanden. Wissenschaft ist zwar eine 
Sache des Verstandes, aber bei der Anwen- 
dung ihrer Produkte steht die Vernunft nicht 
immer Pate« (E18). Dieses mystisch-eso- 
terische Weltbild beklagt zwar die Tech- 
nik, Vernunft und Umweltzerstörung; 
durch die Vereinfachung der komplexen 
Welt werden jedoch gravierende Proble- 
me oder soziale Ungerechtigkeiten 
weder thematisiert noch Lösungsange- 
bote entwickelt. Zu dem Problem von 
Armut und Reichtum weiß Stopczyk le- 
diglich folgendes zu sagen: »Ein armer 
Mensch ist glücklich über eine trockene 


Annegret Stopczyk mit 20 Jahren 


Scheibe Brot, und ein reicher Mensch ist 
glücklich über eine Million. Das Gefühl »Es 
geht mir gut« ist weder im Reichtum noch 
in Armut bevorzugt zu erreichen. Es ist eine 
Frage der menschlichen Möglichkeiten, mit 
unbefriedigten Bedürfnissen, die ständig da 
sind, trotzdem zufrieden leben zu können« 
(P272). Ein Aufbegehren gegen soziale 
Ungerechtigkeiten ist in dieser Weltsicht 


nicht mehr möglich, da scheinbar 
unnötig, außerdem ein individuelles 
Problem. | 
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1:1 für die 
Autonome 
Antifa (M)? 


Nach 5-jährigen Ermittlungen, 13929 abgehörten Telefongesprächen, 30 Haus- 
durchsuchungen und 143 Überprüfungen auf Mitgliedschaft in der Antifa (M) 
wurde das Verfahren gegen die Göttinger Gruppe nun gegen Auflagen vom Ge- 
richt eingestellt. 

Zweieinhalb Jahre lang wurde die Antifa (M) als terroristische Vereinigung nach 
$129a verfolgt, danach zweieinhalb Jahre als kriminelle Vereinigung gemäß 
$129. Angriffspunkt der Ermittlungen waren in erster Linie ein Plakat zu einer 
Veranstaltung unter dem Motto »Kampf der Klassenjustiz« und der Forderung 
nach ersatzloser Streichung der $$129, 129a und ihre offensive Bündnispolitik 
zu der auch das Demokonzept mit einem ausgerüsteten schwarzen Block gehör- 
te. 

17 Personen wurden schließlich angeklagt, gegen 17 weitere liefen Verfahren 
unter anderem wegen Mitgliedschaft in der Antifa (M). Übriggeblieben von al- 
ledem sind nun Bedingungen, mit denen allem Anschein nach alle Seiten leben 
können. 

Von Anfang an war klar, daß es hier um ein von der Staatsanwaltschaft initiier- 
tes Politspektakel und um die Einschüchterung und Durchleuchtung linker, an- 
tifaschistischer Strukturen ging. Letztlich eine bittere Niederlage für die Verfol- 
gungsbehörden, versuchen diese nun die verlorene Schlacht mit den gestellten 


Bedingungen zu einem politischen Erfolg zurechtzubiegen. 


AIB: Das Verfahren gegen Euch 
ist gegen Auflagen eingestellt wor- 
den. Kann man Euch beglückwün- 
schen? 

Lea: Teilweise. Wir sagen, daß es ein 
1:1-Sieg für uns ist. Auf der einen Seite ist 
das Ziel, den $129 StGB - kriminelle Ver- 
einigung — zu kippen, erreicht worden. 
Was nicht erreicht wurde, war die bedin- 
gungslose Einstellung des Verfahrens. Es 
ist in jedem Fall eine herbe Niederlage 
für die Generalstaatsanwaltschaft, weil 
die Staatsschützer mit ihren Konstruktio- 
nen nicht zum Ziel gekommen sind. 

Jakob: Den Glückwunsch kann man 
nicht so allgemein teilen, weil ein Ziel 
der Überwachung, die umfassende Aus- 
leuchtung vieler linker Gruppen in Göt- 
tingen, erreicht wurde. 

AIB: Ist es bei Eurem Verhältnis 
zu Staat und Justiz die Einstellung 
des Verfahrens nicht eher eine Nie- 
derlage oder zumindest eine bitte- 
re Kröte, die Ihr da schlucken 
müßt? 

Lea: Dazu muß die Gruppe der Ange- 
klagten ausreichend berücksichtigt wer- 
den. Das sind 17 Personen, teilweise 
Leute, die gar nicht in der Gruppe waren, 
die mit der Politik direkt nichts zu tun 
hatten, die sich woanders hin orientiert 
haben. Insofern war das Ziel, möglichst 
einheitlich vorzugehen, solange es eben 
geht. Und die Bedingungen, die jetzt von 
Seiten des Gerichts und der Staatsanwalt- 
schaft gestellt worden sind, sind die, 
worauf sich alle einigen konnten. Die an- 


dere Konsequenz wäre gewesen, daß ei- 
nige auf diese Bedingungen eingegangen 
wären und andere nicht, was gegebenen- 
falls einen Zerfleischungsprozeß im Ge- 
richtssaal hätte bedeuten können. Es 
hätte eine Situation entstehen können, 
in der die einen gegen die anderen hät- 
ten aussagen müssen. 

AIB: Das heißt, da gab es schon 
Konflikte innerhalb der Gruppe 
von Angeklagten, die im Prozeß zu 
einem Bruch hätten führen kön- 
nen? 

Lea: Unter Umständen schon. 

Jakob: Nur weil wir einheitlich vorge- 
hen, heißt das ja nicht, daß wir alle die 
gleiche Meinung haben. Vieles erklärt 
sich aus der politischen Perspektive und 
dem sozialen Sein der einzelnen Men- 
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Meilenstein des Staatsterrorismus 


für 3,50 DM in guten Buch- und Infoläden 
und bei Eurer Dmaraos 
oder für 5,- DM in Briefmarken bei: 
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schen, und ob du schon 1994 bei den 
Durchsuchungen nicht mehr politisch 
aktiv warst, oder nicht mehr in der Grup- 
pe etc. Das muß unterschieden werden: 
Die Autonome Antifa (M) hat sich im po- 
litischen Sinne gewissermaßen zur Verfü- 
gung gestellt, um für die Angeklagten 
nützlich zu sein, diese sind aber nicht 
gleichzeitig identisch mit der Autono- 
men Antifa (M). 

Wir haben hierzu gezielt keine Aus- 
sage getätigt, weil dies ein wichtiger 
Punkt in der Konstruktion der »kriminel- 
len Vereinigung« war. Die Ankläger hät- 
ten nachweisen müssen, wer in der Au- 
tonomen Antifa (M) ist. In dem Mo- 
ment, wo du etwas zum Status der Leute 
sagst, ob sie in der Gruppe sind oder 
nicht, sagst du gleichzeitig, wer im Falle 
der Verurteilung nach $129 in der »kri- 
minellen Vereinigung« ist. 

Lea: Also, es bleibt nach wie vor Spe- 
kulation, was gewesen wäre, wenn alle 
17 noch weitergegangen wären. Es hätte 
sein können, daß damit das Verfahren 
bedingungslos eingestellt worden wäre. 
Es hätte aber auch das andere eintreten 
können. 

AIB: Nun tretet Ihr nach außen 
immer ziemlich vollmundig gegen 
Repression und Klassenjustiz auf. 
Wäre es da nicht konsquenter ge- 
wesen den anderen Weg zu gehen? 

Jakob: Das hieße, daß einige jetzt 
den Prozeß führen. 

AIB: Das Angebot das Verfahren 
einzustellen, ging von der Staats- 
anwaltschaft und vom Gericht aus. 
Die werden ihre Gründe dafür 
haben. Wäre es nicht u.U. auf eine 
Blamage für sie hinausgelaufen, 
wenn der Prozeß geführt worden 
wäre? 

Jakob: Unter Umständen schon. Kon- 
sequenter wäre es natürlich gewesen. 
Aber es hat auch noch Konsequenzen in 
andere Richtungen. Es ist auch ein Signal 
an die antifaschistische Bewegung, wenn 


Außerdem: Folter - Na und? - Benjamin 


Ramos Vega wurde ausgeliefert +++ Game 


over, Celle! - Der Prozeß gegen die Auto- 


nome Antifa {M} fällt aus +++ Quack-Prozeß 
= Die große Pleite der BAW +++ Die großen 
Lauscher werden gespitzt - Argumente 
gegen den „Großen lauschangriff”" +++ 
Datenschutz bei EUROPOL +++ Mumia 
Abu-Jamal - Die Kampagne geht weiter 


>71: wo 
ROTE 
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Leute vor Gericht stehen und gegenein- 
ander ausgespielt werden. Du kannst 
eine Person nicht nur nach der Frage be- 
urteilen, wie sie sich zum Prozeß verhält. 
Im Gerichtssaal ist es reduziert auf diese 
Frage und du hast da Leute gegen dich, 
die eigentlich nicht gegen dich sind. In 
Abwägung all dieser Faktoren, empfan- 


den wir das jetzige als die bessere Lösung. - 


Lea: Dazu muß noch angemerkt wer- 
den, daß jetzt mit diesen Bedingungen 
alle Folgeverfahren gegen die anderen 
Beschuldigten und Verdächtigten einge- 
stellt werden, was noch mal 17 Leute 
sind und alle Folgeverfahren in Bezug auf 
Demonstrationen und Aktionen, die 
nach den Hausdurchsuchungen stattge- 
funden haben. Und es bleibt die Frage, 
ob dies am Ende des Prozesses auch so 
gewesen wäre. Selbst wenn der $129 ge- 
fallen wäre, wären die ganzen Kleinver- 
fahren wie Landfriedensbruch, Verstoß 
gegen das Vermummungsverbot usw. 
noch nicht automatisch aufgehoben, 
jetzt allerdings ist das alles vom Tisch. 

AIB: Die Ermittlungen liefen 
schon seit einigen Jahren gegen die 
Antifa (M). Wenn man sich dann 
anschaut, was bei den Durchsu- 
chungen gefunden wurde, kann 
man sagen, daß einiges hätte ver- 
mieden werden können. 

Jakob: Wir haben das vor und auch 
nach den Durchsuchungen immer so 
diskutiert, daß wir aus einer Scheinkon- 
spirativität heraus wollen, die arbeitsbe- 
hindernd ist. Zu sagen »alles muß total 
sauber sein«, geht nicht. Wir sprechen 
von legal angelegter Organisierung, und 
es war uns gleich, ob da das eine oder an- 
dere Flugblatt gefunden wird. Das spielt 
juristisch zunächst keine große Rolle. 
Wenn aber das Organisationsdelikt nach 
8129 durchgekommen wäre, wäre jedes 
kleinste Indiz, also jedes Flugblatt, alles, 
was zu einer politischen Äußerung in 
diese Richtung hindeutet, verwendbar 
gewesen. Wenn diese Möglichkeit der 
Kriminalisierung als diejenige hingestellt 


Berichtigung 
zur Nr. 35 


An dieser Stelle müssen wir noch 
berichtigen, daß ein absoluter Groß- 


teil des Artikels »Zum Prozeß gegen 
die Autonome Antifa (M)« aus der 
Rote Hilfe Zeitung 2/96 entnommen 
wurde. Wir vergaßen dies in der letz- 
tem Ausgabe dazuzuschreiben und 
bitten um Entschuldigung für das Ver- 
sehen. 
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wird, die in jedem Falle eintritt, dann 
steht das der Arbeitsfähigkeit gegenüber. 
Du kannst die Struktur nicht »sauber« 
aufbauen, legal angelegte Politik betrei- 
ben und noch arbeitsfähig sein. 

Nichtsdestotrotz sind überflüssige Sa- 
chen gefunden worden. Zwei Dinge sind 
hierbei im Nachhinein hervorzuheben. 
Das ist einmal das Protokollbuch und 
dann die Menge an abgehörten Telefo- 
nen. Wobei der einzelne Inhalt der Tele- 
fonate zunächst nicht erheblich scheint, 
sondern das, was zusammengesetzt wird. 
Wenn du dir anguckst, wie sie von außen 
observieren, muß festgestellt werden, 
daß sie schlechter sind, als gemeinhin 
angenommen wird. Aber indem sie 
durch Durchsuchungen hier und da In- 
formationen bekommen, die Verbindun- 
gen zwischen den äußeren Beobachtun- 
gen erkennen lassen, läßt in der Akte 
dann die Organisation entstehen. Da 
sind sicherlich einige Dinge zu vermei- 
den gewesen, wir werden schauen, daß 
wir in Zukunft noch einiges verbessern. 

AIB: Wenn ihr das als Teilerfolg 
einschätzt, wie würdet Ihr die Be- 
dingungen beschreiben, die diesen 
Erfolg ermöglicht haben? 

Jakob: Wir haben in den ersten Ver- 
öffentlichungen dazu geschrieben, daß 
die beste Bedingung immer der öffentli- 
che Druck ist. Dieser Apparat ist nicht 
kontrollierbar. Deshalb ist eine Öffent- 
lichkeit notwendig, die über die linksra- 
dikale Szene hinausgeht, und da war die 
Bündnisarbeit und die relativ lange im 
Vorfeld laufenden Ermittlungen dien- 
lich. Seit Ende 1991 wurden die Ermitt- 
lungen öffentlich, seit Mitte 1992 war si- 
cher, daß sie maßgeblich gegen uns lau- 
fen. Dies wurde stets innerhalb der 
Bündnisarbeit vermittelt. Dadurch war 
auch eine breitere öffentliche Reaktion 
direkt nach den Hausdurchsuchungen 
möglich. Ich denke, das ist der Hauptfak- 
tor, zu versuchen, die Öffentlichkeit 
immer wieder als Druckmittel oder gar 
Kontrolle zu benutzen über die Überwa- 
chungsbehörden. Was anderes hast du 
nicht. Vorschläge wie Gegenobservatio- 


‚nen, die außerhalb der Öffentlichkeit 


stattfinden, sind für eine Gruppe wie die 
unsere unrealistisch. 

AIB: Was habt Ihr für Lehren 
daraus gezogen? Wie wird sich das 
auf eure Politik auswirken? 

Lea: Direkten Einfluß auf unsere Poli- 
tik hat das insofern, als daß die Gruppe 
komplett durchleuchtet ist, daß die 
Struktur aufgedeckt ist. D.h., daß mit 
jeder Aktion, die die Autonome Antifa 
(M) macht, immer mindestens 17 
Namen verbunden sind. Das sind die di- 
rekten Auswirkungen, wobei wir uns in 
Zukunft überlegen müssen, wie wir Ak- 


tionen ankündigen und wie wir sie 
durchsetzen. 

AIB: Ihr hattet mit der AA/BO 
ein Kampagne geplant, die sich 
gegen die staatliche Repression 
richtet, werdet Ihr diese noch 
durchführen, nachdem der zentra- 
le Moment weggefallen ist? 

Jakob: Unsere Kriminalisierung sollte 
in der AA/BO-Kampagne nur ein Schwer- 
punkt sein. daß es anders aussah, hat 
sich so ergeben, weil es eine konkrete Ak- 
tion, die Demonstration zum Prozeßbe- 
ginn, geben sollte. Aber diese Kampagne. 
eigentlich zweiteilig gedacht, einmal die 
Repression nach innen.und andererseits 
die Aggression der deutschen Politik 
nach außen zu thematisieren. Das war 
zunächst die allgemein erarbeitete Vorga- 
be. Durch die Einstellung des Verfahrens 
und damit des Wegfalls der Demonstrati- 
on fiel eine zentrale Aktion zum Thema 
weg. Deshalb wurde die Thematik nicht 
mehr unter einer gemeinsamen Kampa- 
gne zusammengefaßt. Mehrere BO-Grup- 
pen haben jedoch einzelne Aktionen 
dazu durchgeführt, die sich inhaltlich an 
den gemeinsam diskutierten Positionen 
orientierten. Hierbei sind eine Broschüre 
der RAI (“Kriegskurs - Bundeswehr und 
deutscher Imperialismus”), die Demon- 
stration am 1. September gegen das Re- 
vanchistentreffen in Göttingen und die 
Demos in MZ/WI und Bielefeld zu er- 
wähnen j 

Daß es eine allgemeine Entwicklung 
im Apparat der Inneren Sicherheit gibt, 
die nicht nur eine Tendenz, sondern eine 
massive Umstrukturierung ist, wollen wir 
aufzeigen. Dazu werden wir auch weiter- 
hin arbeiten, wie die letzten Jahre ei- 
gentlich auch, und einer unsrer Schwer- 
punkte wird es sein, das weiterzugeben, 
was wir für Erfahrungen mit der Krimi- 
nalisierung gemacht haben. 

AIB: Hat das Einfluß auf Eure 
Politik, die ihr z.B. mit dem soge- 
nannten schwarzen Block betrie- 
ben habt, da er sich angesichts der 
angezogenen Repressionsschraube, 
als nicht haltbar erwiesen hat. 

Lea: Dazu möchte ich ersteinmal 
sagen, daß der Schwarze Block für uns 
immer ein Großteil Symbolik war, nicht 
nur, aber auch und daß es darum ging, 
im Bündnis eine radikalen Ausdruck zu 
finden, um nicht in Bündniskonstellatio- 
nen mit den Grünen, Gewerkschaften 
usw. völlig unterzugehen, wie es häufig 
für andere linksradikale Gruppen in an- 
deren Städten der Fall ist. Also einen ra- 
dikalen Impuls anhand des Schwarzen 
Blockes deutlich zu machen, dies auch 
visuell. Das hat ja so auch funktioniert, 
also würde ich nicht sagen, daß es ein 
Flopp war. 


Jakob: Da muß zwischen zwei Kon- 
zepten unterschieden werden. Aus einer 
Demonstration heraus vermummt eine 
Aktion durchzuführen ist eine Sache, 
den Schwarzen Block, so wie wir, auf po- 
litischer Ebene als Symbol militanter Po- 
litik in einem Bündnis durchzusetzen, ist 
eine andere Sache. Das letzte war sicher- 
lich kein Flopp. Konkret ist es natürlich 
so, daß sich die Bedingungen durch die 
Repression geändert haben. Natürlich 
damit, daß 17 Leute konkret mit der Po- 
litik verbunden werden. Der Schwarze 
Block wurde in der Vergangenheit ja 
nicht vor Ort, sondern im Vorfeld durch 
Beeinflussung des politischen Kräftever- 
hältnisses durchgesetzt, ob dies in Zu- 
kunft möglich sein wird, darf bezweifelt 
werden, 

Da wir ausgeleuchtet sind, wird die- 
ses Konzept der Durchsetzung des 
Schwarzen Blockes so nicht mehr funk- 
tionieren. 

Das Problem ist eigentlich weniger, 
daß der Schwarze Block hier und da 


nicht militant auftritt, sondern, daß sich: 


- mit seinem vorläufigen Wegfall - auch 
der Charakter der Bündnisses verändert. 
Denn es hat ja eben das Spezielle des 
Göttinger Bündnisses ausgemacht, daß 
es ein visuelles Bild gab, das unzweideu- 
tig dokumentierte, hier demonstrieren 
Linksradikale bis hin zu bürgerlichen 
Kreisen. Hier ziehen radikale und refor- 
mistische AntifaschistInnen an einem 
Strang. Insofern hat dies alles nicht nur 
Auswirkungen auf unsere Politik, son- 
dern auch auf die des Bündnisses. 

AIB: Das heißt, es wird zwangs- 
läufig eine Neuorientierung in 
Eurem Auftreten auch nach außen 
hin geben? 

Lea: Ja. 

AIB: Ich würde da gleich eine 
Frage anknüpfen. Heißt das für 
Euch auch eure Politik gegenüber 
anderen Antifas neu zu stellen? 
Also daß z.B. die AA/BO ein weni- 
ger starker Schwerpunkt wird 
oder daß Ihr den abgebrochenen 
Diskussionsprozeß wieder aufnah- 
men werdet? 

Lea: Was die Antifaschistische Akti- 
on/BO angeht, ist die Konsequenz eben 
nicht, daß wir dort weniger reinstecken 
werden, sondern im Gegenteil mehr. 
Durch die Bedingungen der letzten zwei 
Jahre war klar, daß wir schwerpunkt- 
mäßig Anti-Repressionsarbeit leisten 
mußten, wobei wir stets versucht haben, 
alle anderen Politikfelder weiter zu bear- 
beiten. Durch die fehlenden Kapazitäten 
konnten wir nicht so viel leisten, wie die 
Jahre zuvor. Das galt auch für das Ein- 
bringen in der AA/BO. Das wird sich jetzt 
wieder ändern. 


Jakob: Was Du angesprochen hast, 
mit dem beendeten Diskussionsprozeß; 
da kann man nicht sagen, daß es von 
uns aus einen bewußten Beschluß gege- 
ben hat, daß wir bestimmte Diskussio- 
nen nicht mehr führen. Das ist ins 


Stocken geraten und das hat was mit ver- 
schiedenen Ansätzen zu tun, die ver- 
sucht wurden umzusetzen. Ich finde das 
immer positiv, wenn du kurz inne hältst, 
dich austauscht, reflektierst, was gut an 
jenem Konzept ist und was brauchbar an 
einem anderen ist. Ich denke schon, daß 
es für uns ersteinmal keine Alternative 
zur bundesweiten Organisierung gibt. 
Wir wollen aber auch in der Region wei- 
terhin verstärkt arbeiten. 

AIB: Ich komme noch mal auf 
die Soliarbeit zurück. Was ich stel- 
lenweise von außen als einen 
Rückschritt empfunden habe ge- 
genüber den Startbahnschüssen 
oder den Aktivitäten im Kaindl- 
Prozeß ist, daß wenig vermittelt 
wurde zu Verhalten gegenüber Ju- 
stiz und Polizei. So wurde 1987 viel 
mehr über Aussageverhalten ver- 
mittelt. Ich sage jetzt mal, viel- 
leicht war das nicht nötig für 
Euch. 

Jakob: Dinge, wie falsche Verhaltens- 
weisen bei den Durchsuchungen, hatten 
wir im Vergleich zu vielen kleineren Ver- 
fahren bei Antifa-Gruppen nicht. Keine 
der betroffenen Personen hat geredet. 
Ich denke, wir konnten da auf Erfahrun- 
gen von Kriminalisierungen anderer 
Gruppen in den 80er Jahren zurückgrei- 
fen. »Anna und Arthur halten das Maul!« 
haben wir stets so verstanden, daß es 
sich auf ganz konkrete Situationen be- 
zieht und nur so finden wir das auch 
richtig. Aber dieses Verhalten auf eine 
Prozeßführung übertragen zu wollen, 
halten wir für grundfalsch. Innerhalb 
unserer Gruppe waren diese Grundver- 
haltensweisen schon klar und deshalb 
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haben wir keine Notwendigkeit gesehen, 
dies zu einem Schwerpunkt innerhalb 
der Repressionarbeit zu machen. 

Lea: Es ging uns vielmehr darum, was 
dieser Angriff bedeutet, gegen was er sich 
richtet und was für Auswirkungen kann 


Verbotene Symbolik? 


er für die gesamte Linke für die Zukunft 
haben. Also die politische Ebene war uns 
wesentlich wichtiger, als Fragen, wie du 
dich konkret gegenüber Bullen verhältst. 

AIB: Repression ist auch eine 
psychologische Belastung. Könnt 
Ihr etwas über eure Umgehenswei- 
se damit sagen? 

Lea: Ja, wir haben versucht dies in- 
nerhalb der Gruppe zu berücksichtigen. 
Wir haben versucht, alle Angeklagten 
möglichst lange unter einen Hut zu hal- 
ten. 

Ich meine, das war keine psychologi- 
sche Strategie, sondern einfach eine poli- 
tische Diskussion, was macht Sinn, auch 
unter dem Aspekt natürlich, wie weit die 
einzelnen Leute gehen wollen und kön- 
nen, um das dann zu einander in Bezie- 
hung zu setzen und in eine politische 
Linie zu bringen. 

Jakob: Wir haben auch versucht, 
nicht in so eine Schwarz-Weiß-Diskussi- 
on zu geraten, Verräter oder nicht, weil 
das uns nicht weiterbringt. Wir haben 
von Anfang an eigentlich gesagt, wer klar 
hat, daß er aus dem Verfahren raus will, 
wer klar hat, er will unter keinen Um- 
ständen den Prozeß führen, der muß es 
deutlich sagen und wir müssen anhand 
der verschiedenen Positionen diskutie- 
ren, was gemeinsam möglich ist und das 
haben wir gemacht. So kam es dann 
auch zu dieser Lösung, weil einige gesagt 
haben, wir wollen aus unterschiedlichen 
Gründen nicht in diesen Prozeß gehen. 
Und es muß auch klar gesagt werden, 
daß alles andere, was darüber hinausge- 
gangen wäre, nicht mit allen funktio- 
niert hätte. 

AIB: Danke für das Gespräch. 
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Herbert, Ulrich: Best. Biographische 
Studien über Radikalismus, Weltan- 
schauung und Vernunft 1903-1989. 
Dietz, Bonn 1996, 695 S., DM 58,-. 

Biographien von Nationalsozialisten lau- 
fen immer Gefahr, verharmlosend zu wirken: 
sei es, weil sie Sympathien mit der Person des 
»Täters« schaffen, sei es, weil sie die Verant- 
wortung für die Taten personalisieren und 
damit von Strukturen und Hintergründen ab- 
lenken. Ulrich Herberts Studie über den 
hohen SS-Führer Werner Best (1903-1989) be- 
weist die Möglichkeiten, die in einer Biogra- 
phie stecken, wenn die Person günstig ausge- 
wählt ist und wenn genügend Distanz zum 
Objekt der Untersuchung gewahrt wird. 

Der Verfasser entstammt jener aus der un- 
dogmatischen Linken kommenden Gruppe 
von Sozialwissenschaftlern, die in den 80ern 
versuchten, die Erfahrung der Politik im All- 
tag breiter Bevölkerungsgruppen aufzuarbei- 
ten. Dabei stießen sie bald auf die Möglich- 
keiten »lebensgeschichtlicher« Untersuchun- 
gen. Herbert hatte dabei in besonderen Maße 
immer den NS im Blickfeld. Er betont die enge 
Zusammenarbeit mit Lutz Niethammer, der in 
antifaschistischen Kreisen wegen seiner jün- 
geren Buchenwald-Forschungen hart umstrit- 
ten ist. 

Hier interessiert, was AntifaschistInnen 
aus der Studie ziehen können. Ihre Mängel 
aus wissenschaftlicher Sicht, die wohl anzu- 
merken wären, erweisen sich in diesem Zu- 
sammenhang gerade als Vorteile, insbesonde- 
re für die Lesbarkeit. 

Herbert gliedert seine Studie nach den 
Stationen des Lebensweges Bests in sieben Ka- 
pitel, die er jeweils als eigenständige Untersu- 
chungen bezeichnet. Tatsächlich können sie 
so gelesen werden, was die Arbeit mit dem 
umfangreichen Werk sehr erleichtert. Auch 
die Sprache bleibt verständlich. Material sind 
umfangreiche Archivbestände, darunter eine 
ganze Reihe unveröffentlichter Pamphlete 
und Erinnerungen Werner Bests. 

Er beginnt seine politische Karriere in 
Weimar im Umfeld jener völkisch-nationali- 
stischen Bünde - u.a. dem Kreis um Ernst Jün- 
ger -, die für die »Neue Rechte« der BRD der 
entscheidende Bezugspunkt sind. Erfreuli- 
cherweise verwendet Herbert nicht den Be- 
griff »Konservative Revolution« hierfür, der 
von Armin Mohler in den 50ern in verherrli- 


46 Antifaschistisches Infoblatt Nr. 36/1996 


chender Absicht geprägt wurde. Um 1930 
stößt Best zur NSDAP. Er ist ausgebildeter 
Richter, muß diesen Beruf aber aufgeben, 
nachdem seine Ausarbeitungen zu einem na- 
tionalsozialistischen Umsturz bekannt wer- 
den. Antifaschisten sollten diese berüchtigten 
»Boxheimer Dokumente« einmal daraufhin 
untersuchen, ob sie Vorbild für die »Notver- 
fassung des Deutschen Reiches« von Reinhard 
Oberlercher sind. 

Ab 1933 beteiligt Best sich am organisato- 
rischen Aufbau des NS-Polizei- und Terrorap- 
parates. Bald gehört er dem Kreis junger Aka- 
demiker an, die Reinhard Heydrich um sich 
sammelt. Die organisatorische und verwal- 
tungsmäßige Zusammenfassung von Parteige- 
heimdienst (SD) und staatlichen Polizeistel- 
len, in ihrem Kern die GESTAPO, im Reichsi- 
cherheitshauptamt der SS ist nicht zuletzt ein 
Werk Bests. Damit macht er den Weg frei zur 
Vernichtungspolitik, deren »Kerntruppe« 
nach Herbert die Mitarbeiter des RSHA sind. 
Er selbst scheidet jedoch wegen Differenzen 
zu Heydrich aus der Terrorzentrale aus. Seit 
1940 ist er zunächst Verwaltungsfachmann 
der Militärverwaltung im besetzten Frank- 
reich - wo er u.a. die antisemitischen Maß- 
nahmen forciert; dann Reichsbevollmächtig- 
ter in Dänemark. Die Auffassung, Best habe 
die dänischen Juden gerettet, erweist Herbert 
differenziert als historische Legende. 

In den 40er Jahren ist Best auch beteiligt 
an der Auseinandersetzung mit Carl Schmitt 
um die juristische Definition eines deutsch- 
beherrschten europäischen Großraumes; in 
diesem Zusammenhang rechtfertigt er in 
überraschend deutlichen Worten die Vernich- 
tung »fremden Volkstums« unter bestimmten 
Bedingungen. 

Nach dem Krieg sitzt Best für einige Jahre 
in dänischer Haft, wird aber auf Betreiben u.a. 
des deutschen Auswärtigen Amtes 1951 ent- 
lassen. Zunächst ist er im »Gauleiter-Kreis« 
um Werner Naumann politisch aktiv. Diese 
1953 ausgehobene Verschwörung versuchte 
unter Führung von Ernst Achenbach, die FDP 
zu unterwandern. In der Rechtsanwaltskanz- 
lei Achenbach betreibt Best eine Kampagne 
zur Generalamnestie für alte Nazis. Nach dem 
Scheitern der Naumann-Verschwörung ist er 
bis zu seinem Tod 1989 an einflußreicher Stel- 
le beteiligt an der Ausarbeitung der Verteidi- 
gung alter Nazis; daneben prägt er als oft 
gehörter Zeitzeuge in wesentlichen Elemen- 
ten die westdeutsche Geschichtsschreibung. 
Aus der eigentlichen Politik zieht er sich 
zurück, nachdem ihm der Stinnes-Konzern zu 
seinem Justitiar machte. 

Hannah Arendt prägte für Adolf Eich- 
mann, Verwalter der Judenvernichtung im 
Reichssicherheitshauptamt (RSHA), den Be- 
griff von der »Banalität des Bösen«. Eichmann 
war ausführendes Organ höherer SS-Führer. 
Nach der Lektüre der Herbert’schen Biogra- 
phie möchte man über Best, Planer und Orga- 
nisator im RSHA, von der »Rationalität des 
Bösen« sprechen. Der entscheidende Befund 
ist eine Mischung aus radikaler völkisch-rassi- 
stischer Weltanschauung in Verbindung mit 
auf Effektivität orientierter Rationalität im 
Aufbau der Verwaltung. Sie ist dabei Mittel 
der Umsetzung dieser Weltanschauung. Best 
bleibt ein kalter Planer, weltanschaulich über- 
zeugt und gleichzeitig persönlich teilnahms- 
los. Er ist aber doch kein Technokrat. Als die 
Realität des NS-Eroberungsfeldzuges mit den 
Anforderungen seiner fundamentalistischen 
Ideologie in Konflikt gerät, begibt er sich zu- 
nehmend in innere (!) Distanz zu dieser Praxis 
- weil sie eben nicht radikal genug scheint. 


Für die aktuelle antifaschistische Diskussi- 
on steckt das Buch voller Material: zur »Kon- 
servativen Revolution«, zu den NS-Europa- 
Konzepten, zur Volkstumspolitik der NSDAP - 
also zu jenen Fragen, die für die aktuellen 
Auseinandersetzungen der deutschen Rechten 
und für die Außenpolitik Deutschlands Be- 
deutung gewinnen. Durch den Blick auf die 
Frühgeschichte des Neofaschismus läßt sich 
die Frage der Kontinuität: extreme Rechte in 
Weimar - NS - Bundesrepublik aufwerfen. Die 
Konfrontation der Weltanschauung mit der 
Praxis der Vernichtungspolitik mag dazu bei- 
tragen, daß Antifas nicht immer nur gebannt 
auf die Ideologie schauen, und dabei deren 
Funktion aus dem Blick verlieren. 

In der Aufmachung erscheint das Buch 
etwas zu protzig - sie rechtfertigt den Preis 
kaum. Bei einem solchen Werk reicht auch 
das - vorhandene - Personenregister nicht aus; 
Stichwort- und Organisationsindex wären 
einer weiteren Auflage zu wünschen. Die brei- 
te Diskussion um das Buch und die große 
Nachfrage - so hatte der Verlag für das AIB 
kein Rezensions-Freiexemplar mehr übrig - 
lassen eine bald erscheinende und unbedingt 
wünschenswerte Taschenbuchausgabe vermu- 
ten, die dann hoffentlich auch für unsere Le- 
serInnen erschwinglich ist. 


Buerjes, Jule und Kleffner, Heike: »Hin- 
ter diesen Mauern«, Mumia Abu-Jamal 
und der lange Kampf um Freiheit. 
Kaos, Köln 1996, 70 Minuten. 

Am 17. August 1995 sollte im US-Bundes- 
staat Pennsylvania der afro-amerikanische 
Journalist und ehemalige Black-Panther-Akti- 
vist Mumia Abu-Jamal hingerichtet werden. 
Sein Fall - einer von mehr als 3.000 Todes- 
kandidaten in den USA - erregte internatio- 
nale Aufmerksamkeit. Der Hinrichtungsbe- 
fehl wurde schließlich zehn Tage vor dem Ter- 
min ausgesetzt. Pennsylvanias konservativer 
Gouverneur Thomas Ridge hat jedoch schon 
angekündigt, daß er zum juristisch nächst 
möglichen Zeitpunkt einen neuen Hinrich- 
tungsbefehl für Mumia Abu-Jamal unter- 
schreiben wird. 

Der Film dokumentiert durch ein Inter- 
view mit Mumia Abu-Jamal vom Februar die- 
sen Jahres, durch Gespräche mit politischen 
Weggefährten, Familienangehörigen, Prozeß- 
beteiligten und Archivmaterial wesentliche 
Teile von Abu-Jamals Biographie, den Pro- 
zeßverlauf und den langen Kampf für ein 
Wiederaufnahmeverfahren. 

Eine Dokumentation, die wachrüttelt, fes- 
selt und trotz ihrer Informationsgeladenheit 
nicht langwierig wird. Man sollte den Film 
nicht verpassen. 

Im Verleih bei KAOS Film- und Video- 
team, Genter Str. 6, 50672 Köln, Tel.: 
0221/952 12 88. 


Die Bundesrepublik Deutschland gilt 
als Exportweltmeister. Nicht allein in 
Sachen Industriegüter. Auch Deutsch- 
lands rigorose Abschottung gegenü- 
ber Flüchtlingen erfreut sich in ande- 
ren europäischen Staaten großer Be- 
liebtheit. Das Schengener Abkom- 
men macht ein gemeinsames Wirken 
der EU-Länder am Ausbau der Fest- 
ung Westeuropa möglich. 


Spanien: 


Südzipfel der 


Europäischen Festung 


Die Bundesrepublik Deutschland hat 
mit der Einführung des Artikels 16a im 
Grundgesetz und dem Zaubermittel- 
chen Drittstaatenregelung die Maßstäbe 
gesetzt. Der Staat, der einem Flüchtling 
den Eintritt in das vor Reichtum nur so 
strotzende Europa der 15 ermöglicht, 
muß ihn wieder zurücknehmen, denn 
nur in diesem Land darf Asyl beantragt 
und gewährt werden. 

Der vermeintliche Schutz der west- 
europäischen Wohlstandsinsel wird 
dort zum Problem, wo eine direkte 
Nachbarschaft zu jenen besteht, auf 
deren Rücken es sich der reiche Konti- 
nent bequem macht. Die Bundesrepu- 
blik hat an ihren Ostgrenzen gezeigt, 
wie damit umzugehen ist: Schotten 
dicht, Aufrüstung des Bundesgrenz- 
schutzes, ob daß kein einziger »Wirt- 
schaftsasylant« Deutschlands wohl- 
standschauvinistisches Paradies zu 
stören vermag. 

Andere EU-Staaten müssen und wol- 
len nachziehen, die erfolgreiche Strate- 
gie der Bundesrepublik wird da mit In- 
teresse und Anerkennung beobachtet. 
Auch Spanien sieht sich mit einem so- 
genannten »Flüchtlingsproblem« kon- 
frontiert. Nur die Straße von Gibraltar 
schützt das südeuropäische Königreich 
vor dem »Ansturm« jener, auf deren Ko- 
sten mensch es sich in der EU gutgehen 
läßt. Die Aufrüstung der Küstenpolizei 
in den letzten Jahren war so eine klare 
Sache - der heimischen Rüstungsindu- 
strie wirft man die Staatsgelder halt’ lie- 
ber in den Rachen als irgendwelchen 
Menschen, die irgendwie irgendwoher 
gekommen sind, weil sie nicht mehr 
wissen, wohin. 


Doch die Abschottung des Südaus- 
läufers der europäischen Festung gestal- 
tet sich schwieriger als gedacht. Denn 
die ehemalige Entdeckernation hält 
hartnäckig an zwei Stützpunkten auf 
dem afrikanischen Kontinent fest. Jene 
beiden Städte - Ceuta und Melilla wer- 
den für Spaniens Abschottungspolitik 
problematisch, denn hier trennen nur 
wenige Meter Asphalt den europäi- 
schen Reichtum von jenen, die die La- 
sten desselben tragen müssen. Seit der 
verschärften Kontrolle der iberischen 
Küste, kommt es hier immer wieder zu 
Auseinandersetzungen, zwischen 
Flüchtlingen, die es irgendwie geschafft 
haben, die nordafrikanischen Ableger 
der EU-Festung zu erreichen, und spani- 
schen Sicherheitskräften. Am 11. Okto- 
ber 1995 forderten heftige Zusammen- 
stöße sogar ein Todesopfer. 

Die Flüchtlinge, deren Abschiebung 
nach dem spanischen Ausländergesetz 
untersagt ist, wenn sie keine gültigen 
Papiere mit sich führen, haben nichts 
zu verlieren - ihre Situation ist misera- 
bel. Sie sind in Lagern untergebracht, 
müssen unter verheerenden Bedingun- 
gen leben, die Überquerung des Mittel- 
meeres wird ihnen untersagt. Polizei 
und Armee schikanieren die rechtlosen 
MigrantInnen, die Bevölkerung demon- 
striert gegen sie und fordert ihre Ab- 
schiebung. Denn das Leid, das der eige- 
ne Reichtum anderen einbringt, ist in 
Europa nicht gern gesehen. 

In den Morgenstunden des 17.Juni 
kam es in einem Flüchtlingscamp in 
Melilla, im Hof eines ehemaligen Kran- 
kenhauses untergebracht, zu Auseinan- 
dersetzungen mit der Polizei. Ein Mann 
aus Nigeria war zuvor ausgerastet und 
hatte andere Insassen angegriffen. Die 
verständigte Polizei rückte mit einem 
Großaufgebot an. Von der Polizei nichts 
Gutes gewöhnt und über einige Tage 
zuvor erfolgte Wasserkürzung ohne An- 
gabe von Gründen erzürnt, empfingen 
die Flüchtlinge die Ordnungskräfte mit 
allerlei Wurfgegenständen. Daraufhin 
setzte die Policia Nacional Gummige- 
schösse »und andere Mittel der Auf- 
standsbekämpfung« ein, um »Ruhe und 
Ordnung wiederherzustellen« - wie tags 
darauf in spanischen Tageszeitungen zu 
lesen war. Insgesamt zehn leicht Ver- 
letzte hatte der Zwischenfall zur Folge, 
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sieben davon Polizisten. Weiteres Resul- 
tat war die Umstellung des Lagers durch 
uniformierte Einheiten. Nur eine fünf- 
köpfige Komission der Flüchtlinge durf- 
te passieren, um den lokalen Behörden 
ihre Forderung nach einer Einreiseer- 
laubnis auf das spanische Festland vor- 
zutragen. Melillas Bürgermeister Igna- 
cio Veläzquez meinte, die MigrantInnen 
würden bloß eine Möglichkeit suchen, 
öffentliche Aufmerksamkeit für sich 
und ihre Situation zu erregen. Zugleich 
nutzte er aber die Möglichkeit, eine ver- 
besserte Abriegelung seiner Stadt zu for- 


von Spezialtruppen begleitet -— am 
23.Juni in aller Heimlichkeit auf einen 
Luftwaffenstützpunkt auf Gran Cana- 
ria. Die Menschenherumschieberei war 
damit noch nicht beendet. Vier afrika- 
nische Länder erklärten sich bereit, die 
Flüchtlinge aufzunehmen. Guinea-Bis- 
sau, Senegal, Mali und übergangsweise 
Kamerun hatte Spanien als vorläufige 
Heimat der MigrantInnen auserwählt 
und diese Staaten finanziell »entschä- 
digt«, sowie bessere Wirtschaftskontak- 
te versprochen. Zuvor hatten es die 
Kleinstaaten Cabo Verde und Santo 
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dern - zum Beispiel durch den Bau einer 
Mauer rund um Melilla und tat sich als 
Befürworter einer Einreiseerlaubnis auf 
die iberische Halbinsel hervor. Das In- 
nenministerium sagte zu, diese Mög- 
lichkeit zu prüfen. Während den tage- 
langen Prüfungsbemühungen der Re- 
gierung, blieb das Camp abgeriegelt, 
nur das Rote Kreuz und andere Hilfsor- 
ganisationen durften den über 150 in 
der Hitze schmorenden Menschen ab 
und zu etwas Wasser bringen. Am 20. 
Juni wurden die Gruppe dann von an- 
gereisten Sondereinsatzkommandos der 
Polizei geteilt. 56 Menschen, die an den 
" Auseinandersetzungen vom 16.Juni 
nicht beteiligt gewesen sein sollen, 
»dürfen« weiterhin im Hof des ehemali- 
gen Hospitals bleiben, weitere 103 wur- 
den auf Befehl eines Richters ins süd- 
spanische Mälaga gebracht. Dort sollten 
Gerichte über die Zukunft jener ent- 
scheiden, die ohne Ausweise waren. 
Doch statt vor Gericht ging es für 
die 103 Identitätspapierlosen - immer 
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Tom& in geheimen Verhandlungen ab- 
gelehnt, den Südeuropäern ihre uner- 
wünschten, aus insgesamt zwölf Län- 
dern stammenden Gäste abzunehmen. 
Beide hatten vor einiger Zeit der Auf- 
nahme von mutmaßlichen ETA-Aktivi- 
sten zugestimmt, seitens Spanien war 
jedoch die zugesicherte Intensivierung 
der Wirtschaftsbeziehungen ausgeblie- 
ben. 

Die Bürgermeister von Ceuta und 


‘Melilla sahen die Massenabschiebung 


mit Genugtuung und forderten weitere 
derartige Maßnahmen. Spaniens Enkla- 
ven wollen für Touristen attraktiver 
werden, und in dieser Konzeption des 
reichen Urlaubsparadieses ist für »Wirt- 
schaftsflüchtlinge« aus dem Süden kein 
Platz vorgesehen. Während Ignacio 
Veläzquez sich sehr zufrieden zeigte, 
hat sein in Ceuta ansässiger Amtskolle- 
ge Basilio Fernändez Löpez bereits ge- 
fordert, mit den ca. 300 in seinem Ort 
untergebrachten MigrantInnen ohne 
Aufenthaltsstatus ähnlich zu verfahren. 


Schließlich, darin sind sich die beiden 
Stadtoberhäupter einig, verursachen die 
Flüchtlinge nur Probleme - sozialer wie 
finanzieller Art. Von Madrid und Brüs- 
sel fordern sie, die unerträglich schei- 
nende Last, den Anblick von Migran- 
tInnen ertragen zu müssen, solle den 
südlichen EU-Bastionen abgenommen 
werden. 

Die Geheimaktion des spanischen 
Innenministeriums hat aber auch für 
große Proteste gesorgt. Allen voran Juan 
Rafael Benitez, jener Richter, der die 
Verlegung der 103 Flüchtlinge von Me- 
lilla nach Mälaga gestattet hatte. Er sei 
von einer weiteren Verschiebung nicht 
unterrichtet gewesen und verlange eine 
Erklärung für das Verhalten der Regie- 
rung, so Benitez Ende Juni. Auch die 
Organisation »Richter für die Demokra- 
tie« verurteilte in einer Pressemitteilung 
diese »Massenabschiebung, (...) die 
grundlegende Rechte der Immigranten 
verletzt hat«. Laut dem fortschrittlichen 
Richterverband sei die »skrupellose Ver- 
letzung von Grundrechten« politisch 
motiviert. Ebenfalls empört zeigten sich 
die beiden mitgliederstärksten Gewerk- 
schaften Spaniens sowie die Oppositi- 
onsparteien, die die Aktion als »illegal« 
bezeicheneten, weil sie dem Ausländer- 
gesetz widerspreche. Die Vereinigte 
Linke und die Sozialdemokraten kün- 
digten an, den Innenminister im Parla- 
ment mit Fragen zu diesem Vorfall zu 
»bombardieren«. Laut Susana Löpez, bei 
der Vereinigten Linken für Migrations- 
fragen zuständig, bestätige dieser Vor- 
fall die Meinung von Nichtregierungs- 
organisationen, die zuvor angeprangert 
hatten, in Spanien gebe es Menschen- 
rechtsverletzungen gegenüber Flücht- 
lingen. Von desaparecidos, Verschwun- 
denen, ist die Rede; amnesty internatio- 
nal berichtete außerdem von Folter in 
spanischen Gefängnissen. Selbst das 
Hohe Flüchtlingskommissariat der 
UNO entsandte am 1.Juli Vertreter nach 
Madrid, um von der Regierung Spani- 
ens Einzelheiten über die Geheimopera- 
tion einzufordern. Mittlerweile beschäf- 
tigt sich die Staatsanwaltschaft Mälagas 
mit der ungesetzlichen Abschiebeakti- 
on. 

Zeitgleich bietet Spanien Illegalen 
die Möglichkeit zur Legalisierung. Wer 
sich zwischen dem 23.April und dem 
23.August dieses Jahres bei den Behör- 
den meldet, bekommt eine Aufenthalts- 
genehmigung. Bis Ende Juni haben 
mehr als 13.000 Menschen von dieser 
Möglichkeit Gebrauch gemacht. 

Für 14 von ihnen wird es aber nichts 
mit der versprochenen Legalisierung. 
Sie befanden sich unter den 103 Abge- 
schobenen. E 


Priebke-Prozeß: 


Rattenlinie, Kalter Krieg 
und bundesdeutsche Justiz 


Die Strafaussetzung des ehemaligen stellvertretenden Kommandeurs der Gestapo- 
Zentrale in Rom, ERICH PRIEBKE, durch ein italienisches Militärgericht hat zu hefti- 
gen Protesten in Italien geführt. Mehr als 500 DemonstrantInnen belagerten das 
Gerichtsgebäude, so daß Priebke und die Richter es für acht Stunden nicht verlas- 
sen konnten. Der Stadrat von Rom ließ die Lichter an allen Denkmälern und hi- 
storischen Bauten löschen. Unklar ist, ob Priebke an die Bundesrepublik ausgelie- 
fert wird. Dies ist nur möglich, wenn sein Urteil in Italien noch nicht letztinstanz- 
lich (egal, ob Haftstrafe oder Freispruch) gefällt ist. Die Diskussion um Priebkes 
Auslieferung ruft wieder die Praxis der bundesdeutschen Rechtsprechung gegenü- 
ber NS-Verbrechern ins Gedächtnis. Auch zeichnet sich im Komplex Priebke bereits 
schemenhaft die typische Nachkriegskarriere von NS-Verbrechern ab: kurze Allier- 
tenhaft, Flucht über die »Rattenlinie«, Arbeit für westliche Geheimdienste... 


Bei einer Überstellung Priebkes in die 
BRD wäre eine Verurteilung sehr unwahr- 
scheinlich. Der Autor des Standardwerkes 
»Furchtbare Juristen«, Ingo Müller, hat 
darauf hingewiesen, daß Priebke in der 
Bundesrepublik Freiheit und sogar eine 
Rente winken würden. 

Die Nazi-Verbrecher seien in der Regel 
vor deutschen Gerichten als »Gehilfen« 
behandelt worden. Die »Täter« waren die 
Führer des Regimes, Hitler, Himmler, Kal- 
tenbrunner. Als Gehilfe bekamen die NS- 
Verbrecher geringe Strafen, seit Ende der 
60er Jahre sind Beihilfehandlungen sogar 
automatisch verjährt. Angeblich war die 
unscheinbare Gesetzesveränderung, die 
dies ermöglichte, ein Versehen und ge- 
schah rechtzeitig vor der großen Ver- 
jährungsdebatte zu NS-Verbrechen 1969. 

Unter Völkerrechtlern ist die Er- 
schießung von Zivilisten makabrerweise 
als Vergeltung für getötete Soldaten aner- 
kannt. Viele halten zehn Zivilisten für 
einen Soldaten für angemessen. Priebke 
hätte demnach fünf zu viel umgebracht. 
Aber selbst diese »nicht gerechtfertigten« 
Erschiessungen würde die deutsche Justiz 
wahrscheinlich nur als Totschlag werten 
und wären im Fall Priebke 1960 verjährt. 
Einer Einstufung als Mord müßten nach 
Strafgesetzbuch Heimtücke oder Grau- 
samkeit oder niedere Beweggründe zu- 
grunde liegen. Würden die Richter das 
Priebke-Massaker als Tat interpretieren, 
die von der NS-Führung befohlen oder 
geduldet wurde, wäre Priebke wiederum 
aus dem Schneider: Es wäre dann Beihilfe 
zum Mord und wiederum 1960 verjährt. 

Befände das Gericht, die NS-Führung 
hätte die Geisel-Erschießungen nicht ge- 
billigt, würde Priebkes Tat nicht unter die 
Unverjährbarkeit für Mord fallen, die erst 
1979 beschlossen worden ist. Seine 
Morde wären in diesem Fall im März 
1969 verjährt gewesen. 


Mit anderen Worten, Priebke hat von 
einer Auslieferung nichts zu befürchten. 
Im Gegenteil, er könnte nicht mehr nach 
Italien ausgeliefert werden und wäre si- 
cher vor weiteren Verfahren der italieni- 
schen Justiz. Der Strafrechtler Ingo Mül- 
ler verweist darauf, daß Priebke wahr- 
scheinlich in der BRD wie die anderen 
NS-Verbrecher nachversichert und so in 
den Genuß einer Rente kommen würde. 


Flucht über die Rattenlinie 


Priebke war im Rahmen des Under- 
Cover-Unternehmens des israelischen 
Journalisten Yaron Svoray ins Visier des 
amerikanischen Wiesenthal-Zentrums ge- 
raten. Als sich der ehemalige Offizier des 
Wehrmachtsgeheimdienstes ABWEHR 
und fleissiger Produzent antisemitischer 
Bücher, REINHARD Korps alias JUAN MALER, 
unter Druck gesetzt fühlte, verwies er auf 
Priebke. Er selber hingegen sei doch nur 
ein kleiner Fisch. Kops war bei den Nazis 
in der blutigen Partisanenbekämpfung 
am Balkan eingesetzt und nach Kriegsen- 
de aus einem englischem Gefangenenla- 
ger »entlaufen«. In der Folge arbeitete er 
für den Vatikan als Flüchtlingskommis- 
sar, d.h. in der Praxis, er schleuste Nazi- 
Kriegsverbrecher über die »Rattenlinie« 
ins Ausland. 1947 machte er sich selber 
über diesen Weg auf nach San Carlos de 
Bariloche in Argentinien. 

Sein dortiger Nachbar Erich Priebke 
hatte bei der Befreiung des italienischen 
Diktators Mussolinis mitgewirkt. Am 
Kriegsende befand er sich auf italieni- 
schen Boden in amerikanischer Haft. Wie 
aus Unterlagen aus den US National Ar- 
chives in Washington hervorgeht, ent- 
kam er dort dreimal seinen Bewachern. 
Beim letzten Mal gelangte er über die Rat- 
tenlinie nach Argentinien. 

Im argentinischen Bariloche sammel- 
te sich eine Kolonie von Altnazis, Priebke 


wurde dort Vorsitzender des DEUTSCH-AR- 
GENTINISCHEN KULTURVEREINS und Direktor 
einer deutschsprachigen Schule. In dem 
Prozeß in Italien hatten mehrfach Sach- 
verständige geäußert, daß Priebke wie an- 
dere Nazis in Lateinamerika auch, den 
Schutz internationaler Geheimdienste ge- 
nossen hätten. 

In Richtung Unterstützung durch Ge- 
heimdienste weist auch der Fall des Prieb- 
ke-Zeugen Karı Hass - eventuell auch auf 
ein noch intaktes NS-Netz. Der frühere 
SS-Major Hass aus der 6. SS-Kompanie 
war an der damaligen deutschen Bot- 
schaft in Rom, der Villa Wolkonsky, sta- 
tioniert. Heute befindet sich dort die bri- 


tische Botschaft. Die ermittelnde Dort- 


munder Staatsanwaltschaft hatte Hass bis 
zu seiner Zeugenaussage in Rom für tot 
gehalten. Von den Allierten war Hass 
1945 gesucht worden, die Feststellung 
seines Todes ging 1947 nach Berlin. 1953 
wurde seine Todesurkunde ausgestellt, 
die jedoch 1965 annulliert wurde. Hass 
bemühte sich inzwischen um eine Kriegs- 
rente und hat sie wahrscheinlich auch 
jahrzehntelang bezogen. Ob direkt oder 
über eine’Mittelsperson, könnte weiteren 
Aufschluß darüber geben, von welchen 
Stellen in der BRD er gedeckt worden ist. 

Hass, der von italienischen Journali- 
sten aufge- 
spürt worden 
war und ein 
Interview ge- 
geben hatte, 
reiste darauf- 
hin nach 
Genf, wo ein 
Sohn von ihm 
lebt. Als der 
Anklagever- 
treter im 
Priebke-Pro- 
zeß das Inter- 
view las, 
nahm er Kon- 
takt zu Hass 
auf. Er ver- 
sprach ihm, 
daß er seinen 
Paß behalten 
könne und 
ihm keine 
Fragen zu sei- 
ner Vergan- 
genheit ge- 
stellt würden, 
wenn er als 
Zeuge im 
Priebke-Ver- 
fahren auftreten würde. Hass stimmte zu 
und kehrte nach Italien zurück. Am fol- 
genden Morgen fanden die Polizisten, die 
ihn schützen sollten, verletzt vor dem 
Hotel. Der 84jährige Hass hatte versucht, 


oben: Ex-SS-Hauptmann 
Priebke 
unten: Ex-SS-Major Hass 
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aus dem zweiten Stock aus dem Fenster 
zu kletternen. Was hatte Hass zu dem 
Fluchtversuch bewogen, schließlich war 
er doch freiwillig gekommen? Sogleich 
kursierten Gerüchte, daß das sagenum- 
worbene Nazi-Nachkriegsnetz ODESSA 
Hass eine eindringliche Drohung über- 
mittelt hatte. 

Hass muß einflußreiche Schützer in 
Italien gehabt haben. Als die Nazis die 
Regie in Italien im September 1943 über- 
nahmen, machte Hass seine Gestapo-Ar- 
beit im deutschen Botschaftsgebäude. Im 
gleichen Monat sind 700 Italiener, die bei 
der Schlacht von Porta San Paolo gefan- 
genA genommen wurden, Hass überge- 


ben und in der Botschaft inhaftiert wor- 
den. Der italienische Partisan Franco Na- 
poli beschuldigt in senem Buch »Villa 
Wolkonsky« Hass, alle Gefangenen exe- 
kutiert zu haben. Napoli behauptet, daß 
sie in einem Massengrab auf dem Bot- 
schaftsgelände verscharrt worden sind. 
Die britische Regierung hätte die Mög- 
lichkeit, es aufzudecken... 

Ein weiterer Fragenkomplex betrifft 
das von den Nazis zusammengeraubte 
Gold aus ganz Europa. Der Geheimagent 
und Gestao-Mitarbeiter und spätere Vor- 
sitzender der Geheimloge P2, Licıo GELLI, 
soll ein Teil des Goldes aus Jugoslawien 
herausgeschmuggelt haben. Nach Hass 


wurde das Gold nach Berlin zur Finanzie- 
rung der Industrie verschifft. 

Es drängt sich auch die Frage auf, ob 
Hass nicht auch mehr über die Befreiung 
seines früheren Vorgesetzten KAPPLER, des 
Gestapo-Chefs von Rom, aus italienischer 
Haft weiß. Die Aktion Ende der 70er habe 
sie allein organisiert, behauptete damals 
Kapplers Ehefrau. Hass hat Kontakt zu 
Altnazis gehabt, darunter auch Priebke 
aus Argentinien. Ob es sich dabei um ein 
weiter aktives NS-Netz handelt, läßt sich 
noch nicht sagen. Inzwischen sollen in 
Italien Dokumente aufgetaucht sein, die 
Hass in Verbindung mit dem NATO-Ter- 
rornetz GLADIO bringen. = 


Russland 


Im Osten was Neues 


Die »Synergies Europ&ennes«, das eu- 
ropäische »neu«rechte Netzwerk um 
ROBERT STEUCKERS, bleibt weiter auf Expan- 
sionskurs. Nachdem im Herbst vergange- 
nen Jahres eine deutsche Sektion unter 
Führung des Hamburgers MARK LÜDDERS ge- 
gründet worden war, wurden im April 
1996 erfolgreiche Anstrengungen unter- 
nommen, um einen russischen Ableger ins 
Leben zu rufen. Zu diesem Zweck reiste 
eine französische Delegation, bestehend 
aus dem Präsidenten GILBERT SINCYR, dem 
Vizepräsidenten der dortigen Sektion Louis 
SOREL und ihrem Generalsekretär JEAN DE 
BussAc, für eine Woche nach Moskau. Dort 
hatte der ehemalige Dissident AnatoLı IwA- 
Now, auch in Deutschland durch zahlrei- 
che Beiträge und Interviews in neofaschi- 
stischen Blättern sowie sein Buch »Logik 
des Alptraums« (Verlag der Freunde) be- 
kannt, gemeinsam mit dem Geschäfts- 
mann LOUKIAN STROGOFF ein umfangreiches 
Besuchsprogramm vorbereitet. 

Die Kontakte erstreckten sich dabei 
über die gesamte Breite des neofaschisti- 
schen Spektrums. Zusammenkünfte gab es 
sowohl mit dem nationalbolschewisti- 
schen Schriftsteller EDUARD LIMONoOw und 
dem neurechten Journalisten ALEXANDER 
PROCHANOW oder den beiden Herausgebern 
der neofaschistischen, hauptsächlich mit 
kulturellen Themen befaßten Jugendzeit- 
schrift »Ataka« (»Angriff«), die einer 
zukünftigen Zusammenarbeit zustimmten, 
als auch mit den Parlamentsabgeordneten 
General VIKTOR FiLATow, DyJaKow und 
nicht zuletzt WLADIMIR SCHIRINOWSKI. Mit 
letzteren allerdings hatte man sich an- 
scheinend nur wenig zu sagen. Es wurde 
lediglich ein Austausch von Publikationen 
vereinbart. Erfolgversprechender waren da- 
gegen die Zusammenkünfte mit dem Pro- 
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fessor für Geopolitik an der Militärakade- 
mie Frunse OBERST E. MOROZOV und ver- 
schiedenen Vertretern politisch-esoteri- 
scher Gruppierungen. 

Greifbarstes Ergebnis des Besuches war 
allerdings die Ernennung von Anatoli Iwa- 
now zum offiziellen Vertreter der »Syner- 
gies Europ6ennes« in Rußland. Da bereits 
vor diesem Besuch vielfältige Kontakte be- 
standen hatten, ist davon auszugehen, daß 
es in absehbarer Zeit auch hier eine Sektion 
der »Synergies Europ&ennes« geben dürfte. 
Nachdem ALAm DE BENOIST seine Beziehun- 
gen nach Rußland bereits vor einiger Zeit 
abgebrochen hat und seinen ehemaligen 
Bündnispartner ALEXANDER DUGIN inzwi- 
schen als Psychopathen bezeichnet, 
scheint sich auch in diesem Land ein Posi- 
tionsvorsprung für die Konkurrenz um 
Robert Steuckers anzubahnen. (Jean Cre- 
met) 


USA 


Frauenspezifischer Fluchtgrund: An- 
erkennung in den USA 


Die oberste Berufungsinstanz der US- 
Einwanderungsbehörde hat nach einer 
dpa-Meldung aus dem Juni in einem Präze- 
denzfall einer Frau aus Togo das Recht auf 
politisches Asyl zugesprochen. Als Flucht- 
grund akzeptierte das Gericht die Bedro- 
hung der Frau durch Klitorisbeschneidung, 
die in vielen afrikanischen Ländern noch 
traditionell durchgeführt wird. Die Bedeu- 
tung der Entscheidung, die nun in den 
USA als verbindliches Recht gilt, darf nicht 
unterschätzt werden: Unseres Wissens wird 
damit international erstmals eine frau- 
enspezifische Form von Verfolgung als 
Grund für politisches (!) Asyl anerkannt. 

Die US-Einwanderungspolitik kann 
kaum als moderat gelten, umso mehr ist 
die Entscheidung zu begrüßen. Deutsch- 
land, für Afrikanerinnen geographisch viel 


leichter zu erreichen und de facto Einwan- 
derungsland für etliche Frauen aus Län- 
dern, in denen derartige Verstümmelun- 
gen noch Praxis sind, ist von einer solchen 
Regelung natürlich weit entfernt. Schwerer 
wiegt in unseren Augen noch, daß die 
deutsche antirassistische Bewegung in 
ihrem Abwehrkampf gegen die Abschaf- 
fung des Asylrechtes die noch in den 80er 
Jahren gängige Forderung nach der Durch- 
setzung frauenspezifischer Fluchtgründe 
beim Anspruch auf Asyl fast völlig aus den 
Augen verloren hat. Schon darum verdient 
die Entscheidung besondere Beachtung. 


Guatemala 


Bayer in Guatemala 


Der deutsche Pharma-Konzern BAYER 
hat einen Werbeslogan in Guatemala 
zurückgezogen, der makabre Bezüge zu sei- 
ner Vergangenheit als IG Farben-Konzern 
herstellt. IG Farben hatte das Gas Zyklon B 
zur Ermordung der jüdischen KZ-Gefange- 
nen hergestellt. Jetzt hatte BAYER mit dem 
Slogan geworben: :»Sudden Death ist eine 
deutsche Spezialität.« Gedacht war es als 
eine Anspielung auf das Golden Goal der 
deutschen Fußballnationalmannschaft 
gegen Tschechien. 


Großbritannien 


Adolf von Thadden war Agent 


Der kürzlich verstorbene frühere NPD- 
Vorsitzende ADOLF VON THADDEN soll für 
den britischen Geheimdienst gearbeitet 
haben, berichtete das britische Antifa-Ma- 
gazin SEARCHLIGHT in der September- 
Ausgabe. Hohe britische Geheimdienstoffi- 
ziere bezeichneten ihn als wertvollen Mit- 
arbeiter zu den besten Zeiten seiner Nazi- 
Nachkriegskarriere. 


ÄLTE, NOCH LIEFERBARE AlBs 
ABo & NACHBESTELLUNG 


AIB 11 (5/90): 3,00 DM AIB 25 (12/93): 4,00 DM 
Abos - Nationalismus - Verhaftungen wg. Kaindl 
Ein Abo kostet 30.- DM für fünf Ausgaben, bei zwei Exemplaren pro - »Neue Rechte« - Nazi-Rock i.d. BRD 
Ausgabe 50.- DM. Mit der letzten Ausgabe erhältst Du eine Rech- - »Lebensschützer« - Staatlicher Rassismus 
nung für die nächsten fünf Ausgaben. Wenn Du diese bezahlst, läuft - Ausländer/innengesetz - Eichberg, Burschenschaften 
- Kohls Statthalter in der DDR - Organisierung d. Nazisszene 


das Abo weiter, wenn nicht, gilt dies als Kündigung. 


Abos müssen bezahlt sein, bevor wir sie rausschicken, egal ob bar, per AlB 13 (Win/90): 3.00 DM AIB 26 (3/94): 5.00 DM 


Verrechnungsscheck oder mit Überweisung. Bei Überweisungen bitte 


- Rassismus: die Saat geht auf - Innere Sicherheit, Briefoomben, Anti-Antifa 
immer ganz sorgfältig drauf schreiben, von wem und für was das - Ex-DDR: Linke zieht Kopf ein - »Moderne Zeiten« 
Geld ist. Besonders freuen wir uns über Förderabos und sonstige - Interview: FAP von innen - Roma in Europa 
Spenden, da wir an notorischer Geldknappheit leiden. - die »Deutsche Alternative« 
be - Italien AIB 27 (6/94): 5,00 DM 
N ; ; - illegale NSDAP 
OÖ Ich abonniere das Antifa Infoblatt ab Ausgabe Nr. (indl.). AIB 14 (Früh/91): 3,00 DM ; ee ai 
oO Geschenkabo: Ich möchte an die untenstehende Person ein Abo 3 N Leipzig e en 
verschenken. - die »Deutsche Allianz« 
- Interview mit franz. Antifas AlB 28 (11/94): 5,00 DM 
oO Knastabo: Ich übernehme ein Knastabo für untenstehende Per- - der Apparat rückt nach rechts 
son oder ihr sucht jemanden aus. AIB 15 (Som/91): 3,00 DM - NF-Nachfolge 
- Gegen den Antisemitismus - Nationalbolschewismus 
Nachbestellung „ DDR wird abgewickelt - Prozeßbeginn in Berlin 
Die bereits erschienen Ausgaben können nachbestellt werden. Aus- - Antifa-Aktionen zum 20.4. - Schweden: VAM 
\ nn , , - Polen 
verkaufte Ausgaben sind nur noch als Kopien für Archive und in Son- AlB 29 (3/95): 5,00 DM 
derfällen erhältlich. Die Preise entnehmt bitte der nebenstehenden AIB 16 (Win/91): 3,00 DM wohin treibt die FDP? z 
Liste. Zu dem Preis für die Ausgaben kommt nochmal der entspre- - Mete Ekci ermordet - Frauen und Neofaschismus 
chende Portobetrag dazu (3,- DM bis fünf Stück, darüber 7,- DM) - Flüchtlinge i. d. Innenpolitik - Einblick-Prozeß 
und es muß ebenfalls im Voraus bezahlt werden. - Pogrom von Hoyerswerda - DKeG 
- Schweden & England - die KZs Oranienburg & Treblinka 
nn Br AIB 17 (3/92): 4,00 DM AIB 30 (6/95): 5,00 DM 
gaben / AlB-Pakete: % A : nr 1 
- Kühnen-Beerdigung, Fiasko für seine Erben - Werwolf - Nazis go terror 
- »Revisionismus« als faschistische Strategie - Gedenkveranstaltungen zur Befreiung 
Adresse: Den Betrag von - Schweden & Frankreich - der 8. Mai und die Rechte 
ei - Anschlag in Oklahoma 
DM AIB 18 (5/92): 4,00 DM 
habe ich bar / - die »Neue Rechte« AIB 31 (9/95): 5,00 DM 
als Scheck bei- - Neues von der GdNF - aus dem Parteiarchiv der NF 
gelegt / über- - Rassismus in Medien & auf der Straße - Roskilde: Nazis packen ein 
wiesen (Beleg - Dänemark - Verbrechen der Wehrmacht 
liegt bei) - der Begriff »Neue Rechte« 
a AlB 19 (7/92): 4,00 DM - Frauen in der Anti-Antifa 
- Wunsiedel 
- HIAG - die SS heute AIB 32 (11/95): 5,00 DM 
- Banknotenfälschung im KZ - Ausbau der Inneren Sicherheit 
WEITERVERKAUF - Kroatien, CSFR, Südafrika - Graue Wölfe 
- Diskussion: Organisierung & Kaindl - Veganer auf rechtem Weg? 
Bedingungen - Österreich: Prozeß, Bomben, Wahlen 
Darüber freuen wir uns besonders. Ihr sagt uns, wieviele Ausgaben 
(mind. drei) Ihr haben wollt und ab welcher Ausgabe. Wir ver- AIB 21 (3/93): 4,00 DM AlB 33 (2/96): 5,00 DM 
schicken die Ausgaben mit beiliegender Rechnung. Vorkasse ist - Rechte Jugendarbeit? - Runde Tische : 
schön, aber nicht Bedingung. Die Preise stehen unten. Nicht verkauf- 5 een Kerken 5 ee 
I een Won Eı Pifückunicken,. - Morde an Antifas - Nazis i.d. Hermann-Niermann-Stiftung 


- »Lebenslänglich« im ersten Söldnerprozeß 
Preise 


AIB 22 (5/93): 4,00 DM 


ab drei Stück pro Ausgabe: 5,00 DM - Asylgesetze AIB 34 (5/96): 5,00 DM 
ab fünf Stück:20% Rabatt - Freiwillige Polizeireserve - Schwerpunkt: Deutschland auf dem Weg zur 
ab 50 Stück:25% Rabatt - GdNF intern Weltmacht 
(alle Preise inclusive Porto & Verpackung) - »Deutsche Liga« - Umstrukturierung d. Naziskinszene 
- Die Nationalen - »Befreite Zonen« 
Ich möchte das Antifa-Info weiterverkaufen. Ich erhalte die Hefte mit EEG ARE lie 
beiliegender Rechnung, die ich auf Euer Konto überweise. AIB 23 (Som/93): 4,00 DM AIB 35 (7/96): 5,00 DM 
I Er - Solingen: Einzeltäter? - Nazis in der Offensive 
O Bitte sendet mir - Hefte ab der Nr. so- - Behinderte im NS - Aufmarsch in Marzahn 
lange, bis ich Euch eine Anderung mitteile, an folgende Adresse: - DESG und Denkfabrik - neue Bedeutung der JN 
- »Die Bürger« - Ostpreußenblatt 
- die alte »Neue Front« - Band-Interview: rechte Grufties? 


Ad - 
er - die hist. Antifaschist. Aktion 


AIB 36 (9/96): 5,00 DM 

AIB 24 (10/93): 4,00 DM - Schwerpunkt: Regionalismus 

- NF- & NB-Nachfolgegruppen - Schwerpunkt: Lübeck - Greves- 

- Aufmarsch in Fulda mühlen 

- VDA - Aufmärsche zum 17.8. 

- Junge Freiheit - Interview mit der Antifa (M) 

- Südafrika - Geschichte: die Sudetendeutschen 
Konto: J. Lehmann, Kto-Nr.: 411 960 - 105 AIB-PAkeTe 


MIT: 100 In 10, FORDeHk Bacın AIB-Paket 1: Ausgaben 11,13,14,17,18,23 für 15,- DM incl. 
Bitte bei allen Zahlungen auf unser Konto deutlich schreiben, von wern und Porto. 
wofür das Geld ist. Als Absender bitte Name und Adresse angeben, wenn AIB-Paket 2: Ausgaben 25,26,27,28,29,30 für 20,- DM incl. Porto. 


bereits eine Lieferung erfolgt ist, unbedingt die Lieferadresse angeben AIB-Paket 1+2 zusammen gibt s für 30,- DM incl. Porto. 
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1. 


Funktionäre derJN 


JN-Bundesvors. 
Schellerten 


J N<Fünktionär 
Berlin 


Rt 


JN-Geschäftsstellenleit. 


Herzogenrath 


IN-Funktionär 
Quedlinburg 


sb 


JN-Bundessprecher 


JN-Landesvors. Bayern 
Nürnberg 


